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Weber-Altdorf, Berichterstatter: Gestern abend hörte ich
am Radio im «Pressespiegel», dass die Kommission des
Nationalrates in einigen Zeitungen der Verschleppung der
Behandlungen bezichtigt wurde. Gestatten Sie mir deshalb
eine kurze Vorbemerkung.
Der Ständerat hat die Vorlage in der Sommersession 1973
behandelt. Beim Konjunkturartikel handelt es sich um eine
bedeutende Verfassungsvorlage. Die Kommission hat in
drei zweitägigen Sitzungen mit insgesamt über 40 Stunden
die Vorlage beraten. Der Kommission standen als Exper-
ten zur Verfügung: Die Herren Professor Dr. Allemann,

„ Delegierter des Bundes für Konjunkturfragen, Professor
Dr. Würgler, Präsident der Schweizerischen Kommission
für Konjunkturfragen, für die wirtschaftlichen Aspekte,
Professor Dr. Nef für die juristischen Fragen und Herr
Direktor Dr. Leutwyler von der Nationalbank für die Proble-
me der Geldpolitik.

Die Kommission war sich bewusst, dass die Vorlage zu
gleicher Zeit in Beratung stand, als die Diskussionen im
Vorfeld der Abstimmung über die dringlichen Bundesbe-
schlüsse vom 2. Dezember 1973 die Gemüter erhitzten. Die
Beratungen im Nationalrat sollten nicht unter dem unmit-
telbaren Gefühlsschwang der politischen Auseinanderset-
zungen erfolgen. Denn erstens handelt es sich bei der
ordentlichen Konjunkturpolitik um eine Daueraufgabe des
Staates - es geht dabei um die Schaffung von Dauerrecht
-, und zweitens besteht ein wesentlicher Unterschied in
der Beurteilung von ordentlicher und ausserordentiicher
Konjunkturpolitik. Der Rat sollte nicht unter dem unmittel-
baren Eindruck einer Volksabstimmung, sondern ungeach-
tet ihres Ausganges beraten und in sachlicher, ruhiger
Beurteilung und Distanz von allfälligen Emotionen dauern-
des Verfassungsrecht schaffen. Wenn ich darauf hinweisen
darf, dass sich die Beratungen um die geltende Wirt-
schaftsordnung der Bundesverfassung über Jahre hinweg
zogen, so steht der zeitliche Aufwand für diese Vorlage in
keinem Vergleich dazu.
Die Kommission war sich ferner bewusst, dass im Falle
eines negativen Volksentscheides der Verzug um eine
Session keinen Einfluss haben konnte, und dass im Falle
des positiven Verlaufs der Volksabstimmung das ausseror-
dentliche konjunkturpolitische Konzept bis 1975 Geltung
hat. Das Ergebnis der Volksabstimmung zu kennen, war
zudem nicht unklug. Denn schliesslich wird Politik nicht im
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leeren Raum betrieben. Zudem erfolgte die Festlegung des
Verhandlungsplanes im Einvernehmen mit Herrn Bundes-
präsident Brugger in Erwägung der vorgelegten Gründe.

Zum Eintreten auf die Vorlage: Ich möchte Ihnen zuerst
einige rechtliche Aspekte der neuen konjunkturpolitischen
Konzeption darlegen. Die Geschichte der Verfassungs-
norm, die Ihnen heute unterbreitet wird, geht zurück auf
das Jahr 1966, als unser Kollege Heil eine Motion ein-
reichte, die, ausgehend von der Kompetenzlücke in der
Konjunkturpolitik auf Bundesebene, den Bundesrat einlud
zu prüfen, «ob nicht den Räten zusammen mit einem Be-
gleitbericht der Entwurf eines neuen Verfassungsartikels
zu unterbreiten sei als Grundlage für eine Konjunktur- und
Wachstumspolitik des Bundes.» Natürlich liesse sich der
historische Ansatzpunkt noch wesentlich früher in die
sechziger Jahre legen, sind es doch ganz allgemein die
eher zwiespältigen konjunkturpolitischen Erfahrungen der
vergangenen 15 Jahre, die eine grundsätzliche Ueberprü-
fung der Konjunkturpolitik angezeigt erscheinen Hessen.

So oder so haben wir es mit einem eigentlichen Reform-
werk zu tun, das nicht nur die konjunkturpolitischen Ziel-
setzungen, sondern auch die Instrumente und die zu ihrem
Einsatz notwendige Kompetenzordnung enthält, und damit
institutionelle Aspekte zum Inhalt hat. Bereits seit 1947
enthält die Bundesverfassung in Artikel 31quinquies einen
an den Bund gerichteten konjunkturpolitischen Auftrag,
doch die unter dem Eindruck der Weltwirtschaftskrise und
einer drohenden Nachkriegsdeflation erteilte Kompetenz
bezieht sich streng genommen nur auf die Krisenvorsorge
und die Bekämpfung eingetretener Arbeitslosigkeit. An-
lässlich der Revision von Artikel 39 der Bundesverfassung
im Jahre 1951 wurden die Hauptaufgaben der National-
bank neu umschrieben.. Diese Revision gab gleichzeitig
den Weg frei für eine Neufassung des Notenbankgesetzes.
Das gesetzliche Instrumentarium der Notenbank zur Ein-
flussnahme auf den Geldmarkt wurde jedoch nur geringfü-
gig erweitert. Da ihr vom Gesetz her lediglich die Diskont-
und Lombardpolitik sowie sehr begrenzte Möglichkeiten
der Offenmarktpolitik zur Verfügung stehen, sah sich die
Nationalbank immer wieder gezwungen, durch Abschluss
freiwilliger Vereinbarungen mit den Banken Geld- und Kre-
ditpolitik zu betreiben. Ein Ausbau des Notenbankinstru-
mentariums scheiterte 1969 nicht zuletzt an der fehlenden
Verfassungsgrundlage. Wir können somit festhalten: Das
auf den Krisenfall ausgerichtete konjunkturpolitische In-
strumentarium der Schweiz bietet keine tragfähige Basis,
um mit dem immer beängstigenderen Inflationsproblem
fertig zu werden. Die Gefahr, welche die andauernde
Geldentwertung für den Fortbestand und die Effizienz der
Marktwirtschaft, aber auch für die soziale und politische
Stabilität in unserem Lande darstellt, ist ernst zu nehmen.

Es wäre daher heute nicht mehr zu verantworten, einer
konjunkturpolitischen Abstinenz des Staates weiterhin das
Wort zu reden. Gerade in der Marktwirtschaft liegt be-
kanntlich eine der Hauptaufgaben der Preise darin, die
wirtschaftlichste Verteilung und Verwendung der Produk-
tionsmittel von Fertigprodukten zu garantieren. Bei anhal-
tender Teuerung und einer allgemein um sich greifenden
Inflationsmentalität würden steigende Preise nicht etwa zu
einem Rückgang der Nachfrage, sondern, so paradox dies
klingen mag, gerade zum Gegenteil führen. Die Kaufent-
scheide werden nämlich in zunehmendem Masse durch
die Erwartung weiter steigender Preise bestimmt. Es kommt
zu weitgehenden Antizipationen im Konsum- und Investi-
tionsbereich und zur bekannten Flucht in die Sachwerte.
Der marktwirtschaftliche Lenkungsmechanismus der Prei-
se wird zusehends gelähmt. Diese Flucht in die Sachwerte
ist aber auch insofern eine höchst ungerechte Angelegen-
heit, als sie nur kapitalkräftigen Bevölkerungskreisen of-
fensteht und diesen einseitige Inflationsgewinne bringt,
weil die Sachwertpreise in der Regel den besonders star-
ken Nachfrageüberhang überdurchschnittlich steigern.
Nach Schätzung der Experten gehen die inflationsbeding-
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ten Einkommensumlagerungen in unserem Lande in die
Milliarden. Das ist nicht nur rechtlich, sondern auch sozial
bedenklich, da hauptsächlich die Leute mit bescheidenen
Einkommen und Vermögen davon betroffen werden. In
einer Zeit der Hoch- und Ueberkonjunktur vermögen sich
Produzenten über Wasser zu halten, die bei schärferem
Konkurrenzkampf nicht bestehen könnten. Dadurch wird
die Nachfrage nach Arbeit zusätzlich angeheizt, was ange-
sichts des ausgetrockneten Arbeitsmarktes unerwünscht
ist. Als Folge des gesicherten Absatzes und der ungefähr-
deten Gewinnchancen entfällt der Rationalisierungsdruck
weitgehend.. Kurz: es kommt zu einer Verkleinerung des
gesamtwirtschaftlichen Produktivitätsfortschrittes und zu
einer Verschlechterung unserer Wettbewerbsstellung ge-
genüber dem Ausland. In Ermangelung verfassungsrecht-
licher Grundlagen und gesetzlicher Instrumente haben Be-
hörden und Wirtschaftsverbände immer wieder versucht,
die Inflation auf dem Wege der Selbstdisziplinierung zu
bekämpfen. Je offenkundiger aber wurde, dass dem über-
mässigen Nachfrageüberhang weniger kurzfristige kon-
junkturelle Schwankungen im Inland als eine weltweit ge-
steigerte wirtschaftliche Dynamik und eine veränderte Be-
dingungskonstellation zugrunde lagen, desto weniger
Erfolg hatte dieser Weg. Das Misslingen ist deshalb nicht
verwunderlich, fehlen doch im einzelnen im Inflationsklima
ganz einfach die Massstäbe eines gesamtwirtschaftlich
richtigen Verhaltens.
Da Nationalbank und Bundesrat jedoch nicht über die
Kompetenzen für eine aktivere, systemkonforme Konjunk-
turpolitik verfügen, musste die Landesregierung in der Fol-
ge zu ausserordentlichen, dirigistischen Interventionen Zu-
flucht nehmen, denen Wirtschaft und Parlament aus
staatspolitischen Gründen und im Interesse der Erhaltung
unserer Konkurrenzfähigkeit auf den Auslandmärkten zu-
stimmten. Man könnte sich nun die Frage stellen, ob wir
auf einen Konjunkturverfassungsartikel überhaupt verzich-
ten und wie bis anhin eine pragmatische Stabilitätspolitik
betreiben sollten; mit anderen Worten: unsere Massnah-
men weiterhin in die Form dringlicher Bundesbeschlüsse
gemäss Artikel 89bis Absatz 3 zu kleiden. In dieser Rich-
tung geht der Antrag Debétaz, der Ihnen als Alternative
und Beschluss Ihrer Kommission unterbreitet ist.

Nach Ansicht der überwältigenden Mehrheit der Kommis-
sion darf dieser Weg jedoch aus politischen und wirt-
schaftlichen Gründen nicht länger beschritten werden. Der
Bundesrat hat in seinen Richtlinien zur Regierungspolitik
darauf hingewiesen, aber auch die Vereinbarung der Re-
gierungsparteien und der Regierungsfraktionen über die
Legislaturziele fordern eine verfassungsmässige Grundlage
für die eidgenössische Konjunkturpolitik.
Es ist grundsätzlich unbestritten, dass eine auf Notrechts-
basis betriebene Konjunkturpolitik nur zu einem be-
schränkten und teuer erkauften Stabilisierungserfolg zu
führen vermag, und zwar vor allem deshalb, weil die ent-
sprechenden Bundesbeschlüsse erst bei Vorliegen beson-
derer Dringlichkeit, wie beispielsweise bei starker allge-
meiner Teuerung, erlassen werden können. Dann aber ist
der stabilisierungspolitisch günstige Zeitpunkt für Dämp-
fungsmassnahmen, der bekanntlich in der Frühphase einer
Konjunkturüberhitzung liegt, längst verpasst. Um doch
noch eine gerechte Verteilung zu erzielen, sind dann ent-
sprechend massivere Massnahmen und Eingriffe in den
Wirtschaftsablauf notwendig, wie dies gerade die jüngste
Dämpfungsübung klar zeigt.

Zur konjunkturpolitischen Problematik der Notrechtsbe-
schlüsse kommt deren Fragwürdigkeit aus staatsrechtli-
cher Sicht. Artikel 89bis Absatz 3 der Bundesverfassung ist
für Ausnahmefälle und nicht als entscheidende Grundlage
für die staatliche Aktivität in einem der wesentlichsten
Bereiche der Wirtschaftspolitik gedacht. Eine Politik, die
sich in erster Linie auf Notrecht abstützt, ist somit staats-
rechtlich unbefriedigend, ja bedenklich. Es geht in dieser
Frage, wie Herr Bundespräsident Brugger in der Kommis-

sion ausführte, nicht zuletzt auch um die Leistungsfähig-
keit unserer Demokratie, die ja immer wieder angezweifelt
wird. Es geht um die Glaubwürdigkeit unserer demokrati-
schen Einrichtungen, die sich auch in schwierigen Situa-
tionen zu bewähren haben, sollen sie nicht einen spürba-
ren Substanzverlust erleiden.
Ein neuer Konjunkturartikel in der Bundesverfassung gäbe
dem Bund - erstens - die Kompetenz, die erforderlichen
Massnahmen zur Stabilisierung der Konjunktur zu treffen;
zweitens die Möglichkeit, mit diesen Massnahmen, soweit
es unerlässlich ist, von der Handels- und Gewerbefreiheit
abzuweichen; drittens die Kompetenz, diese Massnahmen
jeweils möglichst rasch zu treffen; und schliesslich wür-
den - viertens - durch einen Konjunkturartikel auch die
Kantone und Gemeinden veranlasst, das ihrige zur Stabili-
sierung der Konjunktur beizutragen.
Was ist unter «Stabilität» im wirtschaftlichen Bereiche zu
verstehen? Die Wissenschaft versteht darunter im allge-
meinen eine Entwicklung, die sich durch folgende drei
Merkmale auszeichnet: Vollbeschäftigung, Stabilität des
Preisniveaus und Gleichgewicht der Zahlungsbilanz. Das
Ziel der Vollbeschäftigung umfasst dabei sowohl das Po-
stulat auf Beschäftigung der gesamten arbeitsfähigen bzw.
arbeitswilligen Bevölkerung als auch die Forderung nach
einer optimalen Auslastung der technischen Produktions-
kapazität. Preisstabilität als Ziel beinhaltet nicht etwa die
Stabilität aller Einzelpreise für die verschiedensten Güter
und Dienstleistungen, sondern die Stabilität des gesamten
Preisniveaus. Unter dem dritten Teilziel schliesslich, dem
Gleichgewicht der Zahlungsbilanz, wird die Uebereinstim-
mung von Devisenangebot und -nachfrage mit dem gesetz-
lich festgelegten Wechselkurs verstanden. Bei flexiblen
Wechselkursen kann es kein Ungleichgewicht in der Zah-
lungsbilanz geben, weil der Ausgleichs- und Anpassungs-
mechanismus zwischen Angebot und Nachfrage frei spielt.
Es stellt sich nun natürlich die Frage nach der Rangord-
nung der Ziele. Aus der öffentlichen Diskussion lässt sich
der Eindruck gewinnen, dass die Vollbeschäftigung der
schweizerischen Arbeitskräfte für die Bevölkerung erste
Priorität hat. Die Preisstabilität wird in der Regel vom Volk
als Ziel hinter jenem der Vollbeschäftigung eingestuft, und
zwar um so deutlicher, je stärker sich die Einkommen dem
Preisniveau der Konsumgüter anpassen und je rascher
diese Anpassungen erfolgen. Das dritte Teilziel schliess-
lich, das Gleichgewicht der Zahlungsbilanz, steht im Be-
wusstsein des Volkes zweifellos hinter den anderen Teilen
zurück.
Die Ziele der Wirtschaftspolitik können prinzipiell in dreifa-
cher Weise zueinander in Beziehung stehen. Sie können
erstens Komplemente bilden, zweitens können sie vonein-
ander abhängig und drittens unabhängig sein. Sofern sie
abhängig sind, können sie miteinander in Konflikt stehen.
Im Falle eines Konfliktes lassen sich nicht alle Ziele
gleichzeitig erreichen, so dass es ein Optimierungspro-
blem zu lösen gilt. Es entsteht dann die besondere,
schwierige Aufgabe einer Bewertung der verschiedenen
Ziele, um sie in eine Prioritätenordnung zu bringen. Das
führt im Hinblick auf die Schaffung einer Verfassungs-
grundlage für die Konjunkturpolitik zu folgenden Schluss-
folgerungen: Vollbeschäftigung und Preisstabilität sind un-
ter dem Aspekt der Stabilisierung des Wirtschaftsprozes-
ses Ziele der staatlichen Konjunkturpolitik. Aus Gründen
der Zielinterpretation ist eine negative Formulierung der
Ziele vorzuziehen, also die Vermeidung von Arbeitslosig-
keit und Teuerung zu postulieren.
Die Stabilisierungspolitik muss auf andere wichtige Ziele
der Makroökonomie, vor allem auf das Wachstum des
Wohlstandes, seiner Verteilung auf Personen, Branchen
und Regionen sowie auf die wirtschaftlichen Beziehungen
zum Ausland, Rücksicht nehmen. Die Formulierung opera-
tionaler Ziele in der Verfassung, wie etwa die Festlegung
von Toleranzen der Zielabweichungen in Form maximal
zulässiger Arbeitslosenquoten oder Inflationsraten, ist zu
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vermeiden. Wir können somit festhalten: Das Schwerge-
wicht der zukünftigen Konjunkturpolitik, wie sie die Vorla-
ge vorsieht, soll eindeutig auf der Globallenkung liegen,
d. h. in der optimalen Veränderung der Rahmenbedingun-
gen, innerhalb deren sich das Marktgeschehen abwickelt.
Markt und Wettbewerb werden also nicht direkt tangiert.
Durch die Verschiebung der Marktdaten, beispielsweise
mit der Abschöpfung von Kaufkraft, sollen die Wirtschafts-
subjekte zu einer konjunkturpolitisch erwünschten Aende-
rung ihres Verhaltens, z. B. zu einer Verringerung der Kon-
sum- oder Investitionstätigkeit veranlasst werden. Da die
konjunkturellen Ungleichgewichte ihre Wurzel zumeist im
Nachfragebereich haben, bedeutet Stabilitätspolitik in er-
ster Linie Nachfragesteuerung.
Die wichtigste Aenderung, die Ihnen Ihre Kommission ge-
genüber der Fassung des Ständerates vorschlägt, betrifft
die Streichung von Artikel Her. Ihre Kommission be-
schränkt damit die vom Verfassungsartikel legitimierte
Konjunkturpolitik auf die drei als klassisch bezeichneten
Interventionsbereiche, nämlich Geld- und Kreditwesen, öf-
fentliche Finanzen und Aussenwirtschaft.
Artikel Iter wollte dem Bundesrat die Befugnisse erteilen,
auch auf anderen Gebieten Massnahmen zu ergreifen, im-
mer aber befristet im Falle eines Abweichens von der
Handels- und Gewerbefreiheit.
Welche Ueberlegungen standen hinter diesem gewisser-
massen ordnungspolitischen Vorentscheid Ihrer Kommis-
sion? Im Kern geht es um die Frage, ob bereits in der
Verfassung eine Basis für die Einkommenspolitik gelegt
werden soll oder nicht. Nach Ansicht der Experten hat die
Konjunkturpolitik vom Prinzip der freien Marktwirtschaft
auszugehen und somit direkte Eingriffe in die Einkom-
mensbildung grundsätzlich auszuschliessen. Ist man be-
reit, die Funktionsfähigkeit der Marktwirtschaft zu verbes-
sern und rechtzeitig konjunkturellen Störungen durch glo-
bale Massnahmen entgegenzutreten, so ist die Notwendig-
keit einkommenspolitischer Eingriffe weitgehend überflüs-
sig. Sie wird allerdings um so grösser, je länger konjunk-
turpolitisch nichts getan wird. Nachdem die Experten der
Meinung waren, man komme weitgehend mit den klassi-
schen Massnahmen aus - es hat allerdings nach Bundes-
präsident Brugger ein Meinungsumschwung bei den Ex-
perten stattgefunden -, vertrat die Kommissionsmehrheit
die Ansicht, man solle ihnen die Chance geben, über die-
se Grenzen hinauszutreten, die Chance geben, dies unter
Beweis zu stellen. MUSS die Konjunkturpolitik nämlich
über diese Grenzen hinaustreten, steht bekanntlich immer
noch Artikel 89bis der Bundesverfassung zur Verfügung.
Im übrigen führt auch die Botschaft des Bundesrates vom
10. Januar 1973 aus: «Eine Einkommenspolitik im Dienste
der Konjunkturstabilisierung kann unseres Ermessens in
einem marktwirtschaftlichen System nur in Notzeiten, d. h.
im Falle eines Krieges, einer Krise, einer Superinflation
oder gestörter Versorgungen, in Frage kommen.» Für der-
artige Notfälle aber steht nach allgemeiner Auffassung das
Notrecht zur Verfügung.
Die Kommission vertritt allerdings die Auffassung, dass
der Bundesrat nun die ihm zur Verfügung stehende Ver-
fassungsgrundlage voll ausnützt, um rechtzeitig mit ver-
gleichsweise milden Eingriffen einzusetzen und so die
Rahmenbedingungen für ein vernünftiges wirtschaftliches
Verhalten zu schaffen. Dieser grundsätzliche Verzicht auf
direkte Marktintervention schliesst somit die Forderung
ein, die Rechtsordnung in Richtung einer optimal spielen-
den Wettbewerbswirtschaft weiterzuentwickeln.
In manchen Kreisen ist heute die Auffassung anzutreffen,
dass es kaum gelingen werde, die Inflationsentwicklung
besser in den Griff zu bekommen, auch wenn der Bund
mit einem ausgebauten Instrumentarium ausgestattet sei.
In diesem Zusammenhang erweist es sich als schwierig,
einen schlagenden Beweis der Wirksamkeit von im Aus-
land getroffenen Massnahmen anzuführen, sind doch mit
anderen Zielsetzungen auch andere Ausgabensituationen
verbunden. So wird etwa das konjunkturpolitische Instru-

mentarium der Bundesrepublik alles in allem als überdurch-
schnittlich gut bezeichnet. Seine praktische Anwendung
allerdings wird eher skeptisch beurteilt. Das hängt aber
damit zusammen, dass de facto das wirtschaftspolitische
Ziel der Vollbeschäftigung nicht mehr gleichrangig mit den
anderen Ecken des magischen Drei- oder Viereckes, son-
dern eindeutig vorrangig behandelt wird, und dies wieder-
um steht einer konsequenten Politik zur Wiederherstellung
der Preisstabilität im Wege. Zwar besteht keine lineare
Abhängigkeit zwischen Geldentwertung und Beschäfti-
gungsstand, doch ist eine indirekte Interdependenz nicht
zu leugnen. So stossen denn auch Vorschläge zur Stabili-
tätspolitik, die das Risiko einer Stabilisierungskrise mit
zeitweiliger leichter Unterbeschäftigung in Betracht zie-
hen, sofort auf den energischen Widerstand der wirt-
schaftspolitisch Verantwortlichen. Eine Regierung, die vor
der Alternative Arbeitslosigkeit oder Inflation steht, wird
sich immer für letztere entscheiden. So ist gerade in der
Bundesrepublik noch in guter Erinnerung, dass von offi-
zieller Seite, nämlich von Finanzminister Schmidt, die Ent-
scheidung zwischen Inflation und Abbau der Ueberbe-
schäftigung zugunsten der Inflation gefallen ist. Dies be-
günstigte offensichtlich eine adäquate Anwendung des
konjunkturpolitischen Instrumentariums nicht. Angesichts
der starken Preissteigerungen in den letzten Jahren sind
nahezu alle Industrieländer der westlichen Welt dazu
übergegangen, ihr Heil in einem Lohn- und Preisstopp zu
suchen. Statt mit den klassischen Instrumenten konse-
quent gegen den zunehmenden Geldwertzerfall vorzuge-
hen, wurde ein untaugliches Kurieren an den Symptomen
versucht. Auch bei uns ist schon der Ruf nach einem
Lohn- und Preisstopp erhoben worden. Wie recht aber
Ihre Kommission mit der strikten Ablehnung solcher Ein-
griffe hat, bestätigt eindrucksvoll eine Uebersicht über die in
anderen Ländern gemachten Erfahrungen. Sie alle haben
mit dem Lohn- und Preisstopp Schiffbruch erlitten. In den
meisten Ländern war der Preisanstieg noch grösser oder
mindestens ebenso gross wie in der Schweiz, die sich
bisher vor einem solchen Schritt wohlweislich hütete.
Auf der anderen Seite ist jedoch die zunehmende fatali-
stische Haltung gegenüber dem Phänomen der Geldent-
wertung, wie bereits gesagt, überaus bedenklich. Je weiter
die Resignation angesichts der inflationären Entwicklung
um sich greift, desto geringer wird die Chance, ihr beizu-
kommen. Die Erfahrungen anderer Länder sollte man zwar
beachten, doch können Misserfolge anderer Staaten die
Schweiz nicht davon dispensieren, nach Mitteln und We-
gen zu suchen, um eine stärkere wirtschaftspolitische Sta-
bilität zu erreichen.
Ein Wort zur parlamentarischen Kontrolle. In engem Zu-
sammenhang mit der Streichung von Absatz Iter, also der
Beschränkung des Interventionsfeldes auf die drei klassi-
schen Massnahmenbereiche, steht das Problem der parla-
mentarischen Kontrolle. Wie aus den Protokollen und Ver-
handlungen im Ständerat ersichtlich ist, wurde die Geneh-
migungspflicht des Parlamentes gemäss Absatz 5 einge-
fügt, um ein Ueberborden der Regierung bei der Anwen-
dung von Absatz Iter zu verhindern. Dieses Kontrollrecht,
das, sollte Absatz Iter stehen bleiben, durchaus legitim ist,
könnte uns nun aber gerade im klassischen Bereiche we-
gen der Befristung in eine sehr unangenehme Situation
bringen. Zum Beispiel: Wo müsste die Genehmigungs-
pflicht in der Mindestreservenpolitik ansetzen bei einer
Satzänderung, bei einer Befristung, bei einer Steigerung,
bei einer Milderung usw.? Aehnliche Schwierigkeiten böten
sich in der Finanzpolitik, der Finanzplanung oder auf an-
deren Gebieten.
Angesichts der Tatsache, dass alle Rahmenentscheide
und Kompetenzabgrenzungen auf Gesetzesebene näher
geordnet werden, kann man sich tatsächlich fragen, wo
hier die Genehmigungspflicht für das Parlament noch
sinnvoll wäre. Entscheidend für eine wirksame Konjunktur-
politik ist die im zweiten Satz von Absatz 4 formulierte
Bestimmung, dass in den im ersten Satz genannten Erlas-
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sen der Bundesrat und die Nationalbank ermächtigt wer-
den können, die Massnahmen näher zu ordnen und deren
Anwendungsdauer festzusetzen. Es soll damit erstmals in
unserer Bundesverfassung ausdrücklich eine Delegation
von Rechtssetzungskompetenzen erlaubt werden. Ob eine
solche Delegation von Rechtssetzungskompetenzen vom
Gesetzgeber an die Exekutive oder an eine andere Instanz
zulässig ist, wurde in Kreisen von Juristen schon ausgie-
big diskutiert. Eine der Meinungen geht dahin, dass eine
solche Delegation unzulässig sei, wenn die Verfassung sie
nicht ausdrücklich erlaube. Das Bundesgericht dagegen
hält eine Delegation dieser Art für statthaft, solange die
Verfassung sie nicht ausdrücklich verbietet. Immerhin
lässt das Bundesgericht keine Blankovollmacht zu. Eine
solche läge in der uns beschäftigenden Materie dann vor,
wenn ein Bundesgesetz einfach den Bundesrat ermächti-
gen würde, die erforderlichen konjunkturpolitischen Mass-
nahmen zu treffen.
Die Verfassungsnorm, wie sie Ihnen jetzt vorliegt, schlägt
einen vermittelnden Weg ein, indem sie postuliert: Der Er-
lass von Normen untergeordneter Natur könne dem Bun-
desrat oder einer anderen Instanz der Nationalbank über-
lassen werden, auch wenn die Verfassung das nicht aus-
drücklich vorsieht, der Erlass wichtiger und wichtigster
Normen der Gesetzesstufe jedoch nur dann, wenn die Ver-
fassung es ausdrücklich sagt. Aus diesem Grunde wurde
der zweite Satz in Absatz 5 hineingenommen; denn auch
in dieser Beziehung soll von Anfang an eine klare Rechts-
grundlage geschaffen werden, damit es nicht später zu
langwierigen Auseinandersetzungen darüber kommt, was
erlaubt und was verboten ist, wie das beim Notenbank-
instrumentarium der Fall war.
Ferner muss deutlich gesagt werden, dass mit Konjunktur-
politik nicht Struktur- und Regionalpolitik betrieben werden
kann. Zwar befindet sich auch die Konjunkturpolitik in
gegenseitiger Abhängigkeit mit anderen Bereichen der Po-
litik. In der Kommission wurde in diesem Zusammenhang
unsere Volkswirtschaft mit einem Mobile verglichen: Wenn
man an einem Element zieht, bewegen sich die anderen
Elemente mit. Das Ausmass dieser Bewegungen aber ist
nicht voraussehbar (Beispiel von Herrn Auer). So würde
beispielsweise die Aufgabe des Zieles der Vollbeschäfti-
gung in dieser absoluten Form schwerwiegende struktur-
politische Auswirkungen haben. Zwar wurde bisher in der
Konjunkturpolitik auf regionale Entwicklungen soweit mög-
lich stark Rücksicht genommen. Massnahmen der Global-
steuerung sind aber nicht immer differenzierbar; denken
wir nur an die Geldpolitik, z. B. beim Diskont, und an die
Aussenwirtschaftspolitik (Abwehr einströmender Ausland-
gelder).
Im Sinne eines weitgehenden Entgegenkommens an die
wirtschaftlich weniger entwickelten Kantone hat sich Ihre
Kommission mit dem vorliegenden Beschlüsse des Stände-
rates in Absatz 3bis einverstanden erklärt. Es wäre jedoch
verfehlt, die Konjunkturpolitik in den Dienst des wirtschaft-
lichen Ausgleiches etwa der einzelnen Landesteile zu stel-
len, wie dies seinerseits eine starke Minderheit des Stän-
derates gefordert hat. Dadurch würde nämlich das Ziel der
Stabilisierung der Konjunktur eindeutig der regionalpoliti-
schen Zielsetzung untergeordnet. Wohl ist das wirtschaftli-
che Gleichgewicht zwischen den Regionen ein wesentli-
ches und unbestrittenes Ziel, doch kann dieses Ziel nicht
allein mit den Mitteln der Konjunkturpolitik erreicht wer-
den. Dazu bedarf es einer gezielten Förderungspolitik, wie
wir dies im Investitionshilfegesetz für die Berggebiete und
andere Gebiete vorgesehen haben. Selbstverständlich
jedoch darf die Konjunkturpolitik diese Förderungsbemü-
hungen nicht durchkreuzen.
Weinge Worte zum Verhältnis Konjunkturpolitik und Ge-
samtwirtschaftspolitik: Die Konjunkturpolitik macht einen
Hauptbestandteil der Gesamtwirtschaftpolitik der moder-
nen Wirtschaftslehre aus. Bedeutet nun der Konjunkturver-
fassungsartikel einen Wendepunkt im Wirtschaftsverfas-
sungsstil der Bundesverfassung? Die Wirtschaftspolitik des

Gesamtinteresses ist bereits in den Artikeln 2 und 31 bis
der Bundesverfassung verankert und gilt folglich auch für
alle übrigen Verfassungsbestimmungen. Danach trifft der
Bund im Rahmen seiner verfassungsmässigen Befugnisse
die zur Vermehrung der Wohlfahrt des Volkes und die zur
wirtschaftlichen Sicherung der Bürger geeigneten Massnah-
men. Die Inflation gefährdet unser Marktsystem immer
mehr. Wenn wir aber unser System der Wirtschaftsfreiheit
und der möglichst freien wirtschaftlichen Entfaltung auf-
rechterhalten- wollen, dann müssen wir auch institutionell
dafür sorgen, dass diese Grundlagen des Systems erhalten
bleiben. Die Gewährleistung der Wirtschaftsfreiheit, Han-
dels- und Gewerbefreiheit durch die Bundesverfassung ist
nicht absolut. In Artikel 31 bis wird der Bund unter be-
stimmten Voraussetzungen ermächtigt, gegen volkswirt-
schaftlich oder sozial schädliche Auswirkungen von Kar-
tellen und ähnlichen Organisationen Vorschriften zu erlas-
sen, die allenfalls die Handels- und Gewerbefreiheit be-
schränken. Mit dem Bundesgesetz über Kartelle und ähnli-
che Organisationen hat der Gesetzgeber von dieser Er-
mächtigung Gebrauch gemacht, wobei er das Leitbild des
möglichen Wettbewerbs verfolgte, allerdings unter aus-
drücklicher Ausklammerung der Arbeitsmärkte. Primär
wird es notwendig sein, die Vorkehrungen zur Bewahrung
einer funktionstüchtigen Marktwirtschaft zu verstärken und
zu verbessern, um die Voraussetzungen für eine marktkon-
forme Konjunkturpolitik zu schaffen, d. h. zur Garantie
einer freien Wettbewerbsordnung muss dringend das Kar-
tellgesetz revidiert werden. Damit lassen sich auch direkte
Eingriffe in die Marktordnung über die Konjunkturpolitik
auf ein Minimum reduzieren. Das ist auch der Grund, wes-
halb die Kommission für Konjunkturfragen den ordnungs-
politischen Vorentscheid auf Ausklammerung der Preis-
und Einkommenspolitik bei der Konjunkturpolitik empfoh-
len hatte. Der Verfassungsartikel erteilt dem Bund die
Kompetenz, mit seinen konjunkturpolitischen Massnahmen
nötigenfalls von der Handels- und Gewerbefreiheit abwei-
chen zu dürfen. Er darf dies jedoch nur tun, wenn das Ziel
der in Frage stehenden Massnahmen erreicht werden kön-
nen soll. Der Bund wird also verpflichtet sein, soweit als
irgendwie möglich die wirtschaftliche Freiheit zu respek-
tieren. Es geht somit um den Grundsatz der Verhältnis-
mässigkeit des staatlichen Eingriffes in die individuelle
Freiheit, wie er für alle hoheitliche Tätigkeit des Staates in
dem Sinne anerkannt ist - dass Eingriffe in die Freiheit des
Individuums keinen Schritt weitergehen dürfen als es um
der Erreichung des Zweckes willen unbedingt notwendig
erscheint. Diese verfassungsrechtliche Regel ist deshalb
notwendig, weil auch marktkonforme Massnahmen mit der
Handels- und Gewerbefreiheit nicht vereinbar sein können.
Damit fügt sich die Abweichung von der Handels- und
Gewerbefreiheit im Konjunkturartikel in die bestehende
Wirtschaftsverfassung ein. Im Widerstreit der Meinungen
- dass das Wirtschaftsverfassungsrecht die Gesamtwirt-
schaftspolitik noch nicht bewältigt hat und sie in mi-
kroökonomischen Denkkategorien angeht, wie sich Profes-
sor Dr. F, Gysi in einem Aufsatz ausdrückte - wird in einer
kommenden Revision der Wirtschaftsverfassung das Span-
nungsfeld zwischen Bundesverfassung und Rechtswirk-
lichkeit auszuleuchten sein.
Konjunkturpolitik und Föderalismus: Der Antrag Debétaz
wirft die Frage der Mitwirkung der Kantone an der Bildung
des obersten Bundeswillens in die Diskussion. Aufgrund
einer solchen Mitwirkung der Kantone üben diese nicht
nur einen direkten Einfluss auf die Bundesgewalt aus, sie
bedeutet für die Kantone auch die Garantie eines gewis-
sen Gleichgewichtes zwischen den Kantonen. Mit der neu-
en Ordnung werden die extrakonstitutionellen Notrechtser-
lasse gemäss Artikel 89bis der Bundesverfassung weitge-
hend ausgeschaltet und damit auch das Mitspracherecht
der Stände. Konjunkturpolitik aber ist eine gesamtschwei-
zerische Aufgabe. Es kann wohl nicht bestritten werden,
dass sich im Laufe der Zeit und insbesondere als Folge
der weltweiten wirtschaftlichen Verflechtungen sowie des
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Ueberganges zur sozialen Marktwirtschaft eine Verschie-
bung des föderalistischen Gleichgewichtes zum Bund hin
entwickelt hat. Der Staat muss in zunehmendem Masse
regelnd in das Verhalten der Gesellschaft und insbesonde-
re in die Wirtschaftsabläufe eingreifen. Er hat immer mehr
Aufgaben der Daseinsvorsorge in die Verfassung aufzu-
nehmen. Das entscheidende Gewicht bei der Bundeskom-
petenz liegt auf dem Gebiete der neuen Aufgaben und ist
von gesamtschweizerischer Bedeutung. Hierher gehören
weite Bereiche des Wirtschaftsrechtes in seinem sozialen
und wirtschaftslenkenden Sinne, wie dies insbesondere
bei der Konjunkturpolitik der Fall ist. Die föderalistische
Auseinandersetzung kann sich aber nicht am Problem
einer schweizerischen Konjunkturpolitik manifestieren. Es
wäre falsch verstandener Föderalismus, wenn man in Ge-
samtfragen, die das ganze Land betreffen, am föderalisti-
schen Mitbestimmungsrecht starr festhalten wollte. Es
muss mit allem Nachdruck darauf hingewiesen werden,
dass eine gesunde Wirtschaft den sozialen, wirtschaftli-
chen und politischen Frieden garantiert, und damit auch
die Voraussetzung für ein gesundes föderalistisches
Staatswesen schafft.
Etwas anders stellt sich die Frage bei den Eingriffskompe-
tenzen in den Absätzen 2 und 3 der Verfassungsvorlage.
Hier wird die Funktionsfähigkeit der föderalistischen Ord-
nung bezweifelt. Es war und ist Grundidee unserer Verfas-
sung, dass die Lösungsmöglichkeiten in erster Linie auf
dem Wege der Kooperation und der Koordination und
nicht der Sanktion getroffen werden sollen. Es bestehen
berechtigte Zweifel, dass die vorhandenen Möglichkeiten
nicht oder zu wenig ausgeschöpft worden sind, insbeson-
dere, dass der Bund eine zu wenig aktive Rolle zur Funk-
tionsfähigkeit des föderalistischen Systems auf dem Ge-
biete der Finanz- und Konjunkturpolitik gespielt hat. Nicht
das föderalistische System hat versagt, sondern es fehlte
an der Voraussicht, mit modernen Führungsmethoden
eines Managements, wie es in der Privatwirtschaft erfolg-
reich angewandt wird, den Föderalismus von innen her zu
aktivieren.
Abschliessend ein kurzes Wort zur Konjunkturpolitik, Ge-
sellschaftspolitik und Finanzpolitik. Die Konjunkturpolitik
ist nicht nur ein ökonomisches, sie ist auch ein politi-
sches Problem. Das Wachstum, an dem sich die Konjunk-
turpolitik misst, wird einerseits von der Produktivität der
Wirtschaft und andererseits vom Anspruch der Gesell-
schaft am Sozialprodukt beeinflusst. Von den politischen
Entscheiden, denen unsere gesellschaftspolitischen Forde-
rungen zugrunde liegen, gehen namhafte Impulse aus. Wir
haben in den vergangenen Jahren einen schnellen und
starken Ausbau unseres Sozialstaates betrieben. Wir ha-
ben uns deshalb nicht nur die Frage zu stellen, ob im
staatspolitischen Bereich unsere Institutionen, das Kräfte-
spiel der Gewalten im Bunde und der Entscheidungsme-
chanismus im Kampf gegen die Teuerung, noch wirksam
genug angewandt werden. Wir haben uns vor allem in den
Parlamenten des Bundes und der Kantone die Frage zu
stellen, ob uns das Problembewusstsein nicht etwas ab-
handen gekommen ist. Ich erlaube mir, die Frage aufzu-
werfen, ob wir uns in unserer Konkordanzpolitik nicht von
der grundsätzlichen Auseinandersetzung um die politi-
schen Verantwortlichkeiten und um die Tragbarkeit der
politischen Entscheidungen entfernt haben. Mit der politi-
schen Planung über Regierungsprogramme wurden Partei-
programme, die sich äusserlich nicht wesentlich mehr un-
terscheiden, in sachlicher Ueberforderung unserer Lei-
stungskapazitäten und in zeitlich gedrängtester Form zur
politischen Realisierung postuliert. Damit ging und geht
die echte politische Spannung zwischen Regierung und
Parlament einerseits und zwischen den Parteien anderer-
seits immer mehr verloren. Eine weitere Folge ist, dass
dadurch das Problembewusstsein im Volk immer weniger
geschult wird. Die Entwicklung auf dem Gebiete der Initia-
tiven zeigt dies deutlich. Die Folge unserer politischen
Entscheide ergibt für die Jahre 1975 und 1976 z. B. Ausga-

benüberschüsse in der Grössenordnung von 1,5 bis 2 Mil-
liarden Franken. Die Schlussfolgerung aus dieser kurzen
kritischen Betrachtung kann nur sein, dass die politischen
Entscheide in unserem Rate vermehrt auf die finanz- und
konjunkturpolitische Tragbarkeit ausgerichtet werden müs-
sen und dass sich die politische Verantwortlichkeit nicht
nur in Ausgabenbeschlüssen erschöpft, die nachher wie-
der durch Sondermassnahmen eingeschränkt oder aufge-
schoben werden müssen. Den gleichen Grundsätzen sind
auch jene Entscheide unterworfen, die unter den Begriff
Vollzugsföderalismus fallen und Kantone und Gemeinden
administrativ und finanziell belasten.
Zum Schluss: Ihre Kommission hat am 12. Dezember 1973
einstimmig Eintreten auf die Vorlage beschlossen und am
I.Januar 1974 den Verfassungsartikel, wie er aus Ihren
Beratungen hervorgegangen ist, mit 21 gegen 1 Stimme
und bei 4 Enthaltungen angenommen. Diese Beschlüsse
bringen den starken politischen Willen zum Ausdruck, die
verfassungsmässige Grundlage für eine wirksame Kon-
junkturpolitik zu schaffen, damit die Hauptfolgen konjunk-
tureller Ungleichgewichte, insbesondere Konjunkturüber-
hitzung und Teuerung oder aber Arbeitslosigkeit und
Preiszerfall, zielbewusster bekämpft werden können. Nur
so wird es möglich sein, unsere Marktwirtschaft, unsere
Wirtschaftsfreiheit und damit die soziale und wirtschaftli-
che Sicherheit eines jeden Bürgers in unserem Lande bes-
ser garantieren zu können. Der Verfassungsartikel ist nach
unserer Ueberzeugung in der Lage, die Lücken zu schlies-
sen, die heute noch in der Verfassung im Hinblick auf die
Konjunkturpolitik bestehen. Ein Stabilitätsgesetz, das die-
sen Namen verdient, bedeutet sicher noch keine konjunk-
turpolitische Erfolgsgarantie, aber es ist eine notwendige
Voraussetzung für den Erfolg.
Im Namen der einstimmigen Kommission beantrage ich
Ihnen Eintreten auf die Vorlage.

M. Mugny, rapporteur: Votre commission, chargée d'exami-
ner le message n° 11 543 du Conseil fédéral relatif à la
politique conjoncturelle, s'est réunie en trois séances de
deux et trois jours, en présence de M. Brugger, conseiller
fédéral, et de MM. les professeurs Nef, Würgler et Alle-
mann que nous remercions de leur précieuse collabora-
tion.
Le résultat de nos travaux, que nous vous soumettons
aujourd'hui, diffère assez sensiblement, et parfois sur des
points essentiels, du projet du Conseil fédéral et des déci-
sions du Conseil des Etats. Il n'y a à cela rien d'étonnant.
L'article 31 quinquies actuel de la constitution fédérale se
limite à donner à la Confédération la compétence et le
mandat de prendre des mesures pour prévenir les crises
économiques et au besoin combattre le chômage. Il faut
maintenant y ajouter la lutte contre l'inflation, cette mala-
die endémique de notre prospérité occidentale. Le plus
simple serait de nous arrêter après la première phrase du
nouvel article 31 quinquies: «La Confédération favorise une
évolution conjoncturelle équilibrée en vue notamment de
prévenir et de combattre le chômage et le renchérisse-
ment.» Nos débats actuels s'en trouveraient considérable-
ment simplifiés, quitte à ce qu'on les retrouve au moment
où il s'agirait de mettre sur pied les lois d'application.
Sur le plan politique, cependant, il est nécessaire de pré-
ciser et de délimiter, dans la constitution déjà, et non
seulement dans la loi, les compétences que nous enten-
dons déléguer à la Confédération afin, d'une part, de sau-
vegarder les droits des cantons et non seulement ceux de
l'ensemble des citoyens et, d'autre part, d'apaiser les in-
quiétudes des milieux économiques qui ne voient pas sans
appréhension de nouvelles barrières limiter la largeur du
champ sur lequel peut s'exercer la liberté du commerce et
de l'industrie. Nous aurons certainement souvent l'occa-
sion, tant dans le débat d'entrée en matière que dans la
discussion de détail, de parler de la liberté du commerce
et de l'industrie. Cette liberté fait partie intégrante de
l'ensemble de nos libertés démocratiques, et elle constitue
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l'un des piliers de notre prospérité. Mais nous sommes
tous d'accord aujourd'hui pour constater que le libre jeu
des forces économiques ne peut pas, à lui seul, assurer la
prospérité de la nation et la paix sociale. Il est indispensa-
ble que le pouvoir politique intervienne efficacement pour
modérer certains appétits, freiner des ambitions trop au-
dacieuses, imposer aux intérêts individuels, même légi-
times, les exigences de l'intérêt général et du bien com-
mun. L'Etat - et dans ce cas, ce ne peut être que la
Confédération - doit donc se préoccuper, d'une manière
permanente, de la lutte contre l'inflation, car personne n'a
intérêt à voir notre prospérité économique dont nous
sommes fiers, et à juste titre, succomber sous cette mala-
die endémique qu'est l'inflation. Sur le plan du principe de
l'intervention fédérale, il sera relativement facile de réali-
ser l'unanimité, ou presque, de notre Parlement. Seuls
quelques rêveurs sympathiques mais attardés croient en-
core aux vertus magiques du «laisser faire, laisser passer»
du XVIIIe siècle. Du reste, le peuple suisse et les cantons
ont montré le 2 décembre 1973, en approuvant les arrêtés
conjoncturels malgré une opposition venue de la droite et
de la gauche, que non seulement ils souhaitent et approu-
vent, mais qu'ils exigent que Berne prenne des mesures
pour combattre l'inflation. Mais, comme il est naturel dans
les choses humaines, il est plus facile de se mettre d'ac-
cord sur les principes que sur les mesures concrètes, et
sur les limites que nous devons aussi imposer aux inter-
ventions fédérales. Il est inutile de se faire des illusions:
quand Berne, au nom de l'intérêt général, impose une
discipline à tous nos comportements individuels et à nos
appétits, cela risque de faire un peu mal. Mais ce mal est
supportable comme une bonne cure d'huile de ricin s'il
nous permet de recouvrer notre santé économique ou en
tout cas de stopper l'évolution de la maladie.

Nous aurons, au cours de nos débats, à déterminer:
- les domaines dans lesquels s'exercera l'action gou-

vernementale;
- les limites et les moyens de cette action;
- le contrôle du Parlement sur les compétences que la loi

aura déléguée au Conseil fédéral et éventuellement à la
Banque nationale.

Nous nous sommes satisfaits, jusqu'ici, de l'article 89b/s
de la constitution pour appuyer et justifier les interven-
tions de la Confédération en matière économique. Notre
collègue, M. Debétaz, avec son projet, veut simplement
compléter cet article 89b/s et l'assouplir. Il estime que
ce serait amplement suffisant. Il ne s'est trouvé que deux
membres, dans notre commission, pour partager cette opi-
nion. Nous reviendrons plus en détail sur ce problème, qui
revêt un caractère fondamental, au moment où M. Debétaz
va développer son projet. En fait, l'article 32 de la constitu-
tion prévoit, dans son 1er alinéa, 2e phrase, que: «Pour le
cas d'urgence, survenant en période de perturbations éco-
nomiques, l'article 890/s est réservé.» Cette disposition li-
mite l'application de l'article 89b/s, même amélioré et
amendé, aux cas d'urgence survenant en périodes de per-
turbations économiques. Cet article garde donc toute sa
valeur, mais on ne peut faire appel à lui qu'au moment où
le système normal de l'intervention de l'Etat n'est plus
suffisant. Or c'est précisément ce système-là qu'il s'agit
de mettre sur pied avec la revision de l'article 3îquinquies
de la constitution fédérale. Car l'inflation revêt un carac-
tère permanent.

La lutte contre cette inflation fait donc aussi partie, désor-
mais, des tâches permanentes d'un Etat industriel. Notre
pays ne peut pas plus s'y soustraire qu'aucun autre pays
occidental.
L'article 89b/s permet d'intervenir au moment où le pro-
cessus de l'inflation est déjà largement engagé, au mo-
ment où la vague de renchérissement est proche d'attein-
dre son point culminant. Il ne touche qu'aux consé-
quences de l'inflation.

Or c'est sur les causes qu'il importe d'agir. Désormais, la
Confédération prendra des mesures concrètes dans le do-
maine du crédit, par exemple, ou dans celui des relations
économiques extérieures au moment où l'analyse de la
situation nous montre que notre pays est engagé dans une
nouvelle période d'inflation, mais sans attendre que la
hausse des prix ait atteint un niveau qui commence à
inquiéter l'opinion publique. Car cette opinion est lente à
se mettre en branle. Elle ne fait que réagir, alors que le
pouvoir politique doit agir, et suffisamment tôt, pour at-
teindre les causes du renchérissement et non seulement
ses conséquences.
Mais il faut encore rappeler ici et insister sur un aspect
fondamental du problème dont nous discutons.
Le nouvel article 31 quinquies doit permettre non seule-
ment de lutter contre l'inflation, mais encore de prévenir
et de combattre le chômage. Nous risquons d'être à ce
point préoccupés du renchérissement que nous laissions
pratiquement complètement de côté, comme une quantité
négligeable, les crises économiques et le chômage. Or
nous ne sommes jamais tout à fait à l'abri d'une crise éco-
nomique. Les derniers événements dans le secteur de
l'énergie et en particulier du pétrole sont venus à point
nommé nous rappeler à la réalité, car la crise économique
peut naître aussi d'une trop grande prospérité. Et le ren-
chérissement peut aussi s'accompagner d'un chômage
conjoncturel et même structurel. C'est ce qu'on appelle la
Stagflation. Les expériences de plusieurs de nos pays voi-
sins sont là pour nous le rappeler. Chaque fois donc que
nous discutons d'une phrase, ou même d'un mot à ajouter
ou à retrancher du nouvel article 31 quinquies, posons-
nous la question: «Quelle sera l'incidence de ce moyen
d'action, de cette compétence de la Confédération pour
lutter contre le renchérissement, mais aussi pour combat-
tre le chômage?» Nous aurons ainsi une vision plus com-
plète, plus réaliste, de l'ensemble du problème dont nous
débattons. Il serait en effet regrettable que nous soyons
les uns et les autres tellement préoccupés d'inflation,
qu'en définitive la Confédération se trouve plus pauvre
qu'aujourd'hui en moyens d'action au moment où il s'agi-
rait de combattre une nouvelle crise économique.
Dès le moment où la politique conjoncturelle cherche à
agir sur les causes du renchérissement et non seulement
sur ses effets, et assez tôt pour que le coup de frein à
l'expansion économique agisse en souplesse, il est indis-
pensable de se mettre d'accord sur l'analyse des phéno-
mènes de l'inflation. Dans son dernier bulletin d'informa-
tion, celui de janvier 1974, le délégué fédéral aux ques-
tions conjoncturelles écrit: «En dépit des divergences
qu'elles révèlent, toutes les théories de l'inflation, dignes
d'être prises en considération, peuvent être ramenées à
un commun dénominateur. Mais, dans les débats, ce dé-
nominateur commun, au lieu de rassembler les opinions,
les divise parce que chacun s'en sert pour défendre ses
intérêts particuliers.» Dans ce débat d'entrée en matière,
comme dans la discussion de chacun des articles, nous
entendrons certainement des opinions très divergentes
s'affronter sur des points essentiels. Il sera fait appel à
beaucoup de principes politiques, juridiques ou philoso-
phiques. On invoquera beaucoup de grandes idées et de
grands sentiments. Mais en fait, et très souvent, principes,
idées et sentiments ne seront là que pour couvrir des
intérêts particuliers. Et quand je dis intérêts particuliers,
je pense à ceux d'un groupe économique, d'une profes-
sion, d'un secteur professionnel, mais aussi à ceux d'asso-
ciations, professionnelles ou autres, d'organisations de
tous genres, voire de régions. Ces intérêts particuliers
existent. Ils ont le droit de se faire entendre. Certains
doivent être pris en considération parce qu'ils sont par-
faitement légitimes. D'autres méritent moins d'attention,
tandis que certains doivent être écartés parce qu'ils doi-
vent s'effacer devant les exigences du bien commun.
Seulement, ce qui serait normal, c'est que ces intérêts
s'affrontent au grand jour, qu'ils s'expriment ouvertement,
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au lieu de se camoufler derrière de grands principes. Nos
débats y gagneraient en clarté, et probablement aussi en
brièveté. Mais peut-être est-ce trop demander, car les
hommes, fussent-ils parlementaires fédéraux, sont soumis
à la tentation permanente de confondre leur intérêt parti-
culier avec l'intérêt général. Ils sont facilement d'accord
de se rallier à l'opinion de la majorité à condition que ce
soit la leur. Et s'il faut construire une route, tout le monde
est d'accord à condition qu'elle se fasse sur le terrain du
voisin.
Il en est de même en matière de renchérissement. Chacun
est prêt à le combattre, à condition que ce soient les
autres qui en paient le prix. Voilà pourquoi tous les appels
à la sagesse et à la raison ne servent pas à grand-chose
dans ce domaine. Seule une discipline imposée à tous par
un pouvoir fort et disposant d'un large consensus popu-
laire permet d'atteindre des résultats. Devant l'extension
du cancer de l'inflation et la nécessité de la combattre,
chacun, finalement, acceptera quelques désagréments, à
condition que nous soyons tous logés à la même ensei-
gne. Ce dont chacun de nous a peur, c'est d'être le seul
ou presque à faire des sacrifices. Non pas que ces sacri-
fices soient trop lourds à supporter, mais parce que celui
qui les accepterait librement, alors que l'ensemble des
autres consommateurs et producteurs continueraient de
se comporter comme auparavant, passerait à ses propres
yeux pour un naïf. Il faut bien reconnaître que ce n'est
pas un moment très agréable à passer. «L'inflation n'est
en fait que la conséquence des contradictions entre les
désirs et les possibilités réelles de les satisfaire... La de-
mande des biens et des services dépasse l'offre. On déve-
loppe la production plus fortement que les ressources ne
le permettent. Ce qui est en cause, c'est donc avant tout
le comportement des hommes, c'est une mentalité collec-
tive, faite de l'addition des mentalités individuelles et de
leurs réactions réciproques les unes sur les autres.» Je
viens encore de citer le délégué aux questions conjonctu-
relles, qui ajoute: «Malheureusement, cette évidence est
encore loin d'être admise dans notre pays. Et c'est ainsi
que l'habitude, la paresse d'esprit, l'aveuglement, la spé-
culation, les calculs politiques, la simple bêtise et la con-
jonction de tout cela nous empêchent de nous rendre
compte que nous nous grugeons nous-mêmes.» Voilà qui
est bien dit et qui s'appelle: ne pas mâcher ses mots.
L'inflation est en partie importée. Les experts estiment
que cette part compte pour 15 à 20 pour cent du total. Ce
n'est déjà pas mal, mais si nous pouvons agir sur le solde,
c'est-à-dire sur les 80 pour cent, il vaut la peine de se
mettre sérieusement à l'ouvrage.
Dans une série d'articles publiés par la Gazette de Lau-
sanne, le professeur François Schaller affirme que, dans
le domaine de l'inflation, «les théoriciens ne sont guère
plus avancés qu'il y a vingt ans» et que «ceux qui espè-
rent encore que nous parviendrons à briser la spirale
infernale prix-salaires à l'aide de mesures exclusivement

. monétaires se trompent gravement et qu'ils feraient bien
d'adopter une attitude plus réaliste».
Le professeur Galbraith, dont les idées ne sont pas univer-
sellement admises, c'est le moins qu'on puisse dire, a le
premier démontré que ce n'est plus la demande qui guide
la production, mais la production qui crée et guide la
demande. A son avis, la concurrence est morte, en tout
cas comme régulateur des prix. Lors de l'assemblée géné-
rale de la Banque des règlements internationaux le 18 juin
1973 à Baie, le président du conseil d'administration, le
Hollandais Jelle Zigtstra, n'a pas craint d'affirmer «qu'ac-
tuellement certains groupements d'intérêts particuliers
disposent pour faire monter les prix et les salaires de
moyens plus puissants que ceux que peuvent employer
des gouvernements et les banques centrales pour les en
empêcher». Vous tâcherez de vous souvenir de cette affir-
mation quand nous débattrons en particulier de l'ali-
néa Mer du nouvel article Slquinquies.

L'expérience et l'étude des faits ont montré que toute
phase de renchérissement prend son départ dans une mon-
tée en flèche des investissements, consécutive à une forte
expansion de la demande extérieure et parfois intérieure,
en particulier de la part de l'industrie et des pouvoirs
publics. C'est donc à ce moment qu'il faut presser pro-
gressivement sur la pédale du frein pour garder le véhi-
cule bien en main. On a aussi comparé l'inflation à un
transatlantique qui est lent à se mettre en marche, mais
qu'il est aussi difficile de freiner dès le moment où ses
moteurs sont poussés à fond. Le but de l'opération, c'est
d'assurer à ce navire une vitesse de croisière ni trop
lente, ni trop rapide, adaptée à la qualité du navire et à la
puissance de ses moteurs. En d'autres termes, assurer
une expansion harmonieuse de notre économie et le plein
emploi en évitant les deux écueils qui nous guettent sans
cesse et risquent de nous aspirer comme deux pôles
d'électricité positive et négative, mais en l'occurrence
aussi néfastes l'un que l'autre: d'un côté, le renchérisse-
ment et, de l'autre, le chômage. Il faut donc agir avec
prudence, mesure, souplesse sur les mécanismes com-
plexes de l'économie. Car rien ne sert de les détériorer,
de les dérégler. Prudence et souplesse ne signifient ce-
pendant pas faiblesse. Elles font au contraire un excellent
ménage avec l'efficacité et la volonté d'agir. Mais il s'agit
là de problèmes d'application qui se poseront plus tard.
Pour aujourd'hui, il nous suffit de savoir quels moyens,
quels instruments nous entendons confier au Conseil fédé-
ral pour mener sa politique conjoncturelle et comment le
Parlement exercera un contrôle efficace sur les décisions
du Conseil fédéral.
Nous abordons maintenant les principales modifications
apportées par votre commission au projet tel qu'il est sorti
des délibérations du Conseil des Etats.

La première de ces modifications et probablement la plus
importante, c'est la décision de biffer l'alinéa Iter de l'arti-
cle 31quinquies. L'alinéa 1b/s donne au Conseil fé-
déral, en dérogeant s'il le faut au principe de la liberté du
commerce et de l'industrie, le droit d'intervenir dans les
trois secteurs dits «classiques» d'une politique conjonctu-
relle moderne, soit: la monnaie et le crédit, les finances
publiques, et les relations économiques extérieures. L'ali-
néa 1rer permet d'intervenir dans d'autres secteurs mais,
dans ce cas, ces mesures doivent être limitées dans le
temps, si elles dérogent au principe de la liberté du com-
merce et de l'industrie. Deux sortes d'oppositions se sont
manifestées contre cette disposition: d'une part, il y a ceux
qui tendent à restreindre au maximum l'intervention de
l'Etat dans l'économie et, d'autre part, ceux qui craignent
l'action de l'Etat dans la politique des salaires. En effet,
les économistes qui recherchent la cause première de
l'inflation dans la hausse des coûts de production, et non
dans le déséquilibre entre l'offre et la demande, mettent
en priorité le frein à la hausse des prix et des salaires,
sans oublier les bénéfices. Or l'expérience a prouvé que
s'il est relativement facile de contrôler les salaires, il est
pratiquement impossible à l'Etat de stopper les prix, sauf
pour une période très courte. Quant au contrôle des béné-
fices, autant n'en pas parler, tant les échappatoires sont
faciles. Il faut cependant ajouter que «les autres mesures»
de l'alinéa iter comprennent aussi des moyens d'imposer
des mesures antisurchauffe aux entreprises multinatio-
nales ou aux entreprises nationales qui pratiquent l'autofi-
nancement. Ces entreprises ne peuvent en effet pas être
touchées par le moyen classique de la limitation des cré-
dits.
Au niveau de l'article constitutionnel, il s'agit pour nous
de savoir si nous voulons imposer des limites très strictes
à l'intervention de l'Etat en matière conjoncturelle, y com-
pris, et j'insiste encore une fois sur ce point, les mesures
contre les crises et le chômage, ou si nous entendons
réserver l'avenir. Car si les trois moyens classiques peu-
vent peut-être - je dis bien: peut-être - suffire dans la
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situation présente, l'évolution de l'économie peut, demain
ou après-demain, nous mettre en face de situations totale-
ment nouvelles que les moyens classiques ne nous per-
mettront pas de maîtriser. Il faudra alors recourir à l'arti-
cle 89û/s, «suprême espoir et suprême pensée», comme le
disait Victor Hugo, mais en parlant d'autre chose.
J'en viens maintenant à l'alinéa 2. Votre commission vous
propose d'inclure également les impôts fédéraux directs,
et non seulement les impôts indirects, dans la nomencla-
ture. Il sera donc également possible de prélever des
suppléments en vue d'éponger une partie du pouvoir
d'achat, ou d'accorder des rabais sur les impôts directs. La
majorité de votre commission estime qu'il faut simplement
prévoir la possibilité, mais non l'obligation, de rembourser
ces suppléments. La minorité de votre commission veut
rendre ces remboursements obligatoires. Je n'entre pas
dans le détail des autres modifications au niveau de ce
débat d'entrée en matière, sauf sur un point qui me paraît
important: celui de l'alinéa 5. Le Conseil des Etats a prévu
le texte suivant: «Le Conseil fédéral présentera, au plus
tard après une année, un rapport à l'Assemblée fédérale
sur les mesures prises. L'Assemblée fédérale décide si
ces mesures restent en vigueur.»
Votre commission veut imposer au Conseil fédéral l'obliga-
tion de présenter «annuellement», c'est-à-dire chaque an-
née, un rapport sur les mesures prises. En revanche, la
dernière phrase est biffée, celle qui confie au Parlement la
décision de prolonger ou de suspendre les mesures prises
par le Conseil fédéral et éventuellement par la Banque
nationale dans les limites de ses attributions. Les argu-
ments qui nous ont conduits à cette décision sont d'ordre
pratique. Il est possible en effet que des mesures prises
en vertu du nouvel article Siquinquies doivent être rapide-
ment modifiées, ou suspendues, en tenant compte de
révolution économique. Il faut donc laisser au Conseil
fédéral la possibilité d'agir rapidement pour s'adapter à
révolution de l'économie. Si le Conseil fédéral devait at-
tendre une décision des Chambres pour suspendre ou
modifier les mesures prises, notre économie risquerait
peut-être d'en subir des dommages graves. Nous pensons
donc qu'il faut laisser à la loi le soin de régler ce pro-
blème avec plus de souplesse. Mais - et j'insiste là-dessus
- la loi d'application devra instituer un contrôle parle-
mentaire efficace sur l'action du Conseil fédéral en ma-
tière de politique conjoncturelle. Il s'agit là d'une mesure
essentielle, car, en économie, l'action de l'Etat doit se
limiter, aussi bien dans sa durée que dans son ampleur,
au strict nécessaire. C'est-à-dire que l'Etat n'intervient que
pour corriger et limiter les excès, les abus, ou les dérègle-
ments des mécanismes économiques, mais jamais pour se
substituer aux responsabilités propres des entreprises et
organisations. Nous vivons dans un régime d'économie
libre et nous entendons y rester. Mais parce que cette
économie s'est révélée et se révèle tous les jours encore
incapable de dominer à elle seule le phénomène de l'infla-
tion, il faut que l'Etat, responsable du bien commun,
prenne les dispositions que lui seul peut prendre. Nous
entrons donc - en fait nous y sommes déjà entrés depuis
très longtemps - dans une société industrielle où l'écono-
mie privée et les pouvoirs publics sont appelés à collabo-
rer étroitement et d'une manière permanente. Mais colla-
borer ne signifie pas se substituer l'un à l'autre. Le pou-
voir économique doit respecter ses propres limites, ce
qu'il n'a du reste pas toujours fait et ce qu'il ne fait pas
toujours. Mais, d'un autre côté, les organes de l'Etat et en
particulier l'administration fédérale doivent aussi laisser à
l'économie ses propres responsabilités et sa liberté d'ac-
tion. Il faut donc que le Parlement exerce son rôle néces-
saire de contrôle de l'action du Conseil fédéral et qu'il se
donne lui-même les moyens de le faire. Il appartiendra à
la loi de préciser et de définir les compétences du Parle-
ment.
Je voudrais encore dire quelques mots de la proposition
de notre collègue M. Debétaz. Si elle était acceptée, l'arti-

cle 31 quinquies actuel resterait ce qu'il est. Nous refuse-
rions d'entrer en matière sur le projet du Conseil fédéral
amendé par le Conseil des Etats et nous ajouterions tout
simplement un nouvel alinéa à l'actuel article 896/s. Cet
alinéa donnerait au Conseil fédéral la compétence de met-
tre provisoirement en vigueur des arrêtés conjoncturels,
mais ces arrêtés devraient être adoptés par les Chambres
fédérales dans un délai de trois mois. Ensuite, c'est la
procédure ordinaire de l'article 896/s, telle que nous la
connaissons aujourd'hui, qui serait mise en route.
Pour conclure ce rapport d'entrée en matière, je veux
encore citer le bulletin d'information du délégué aux ques-
tions conjoncturelles de janvier 1974:
«Quoi qu'il en soit, on peut dire que le succès ou l'insuc-
cès d'une politique de lutte contre le renchérissement
dépend désormais moins du perfectionnement des instru-
ments dont on dispose et de la volonté de l'Etat de les
utiliser que de notre comportement, que de la décision de
tous les milieux de contribuer eux-mêmes, par un effort
particulier, à la solution des difficultés. Sur ce point, les
perspectives ne paraissent guère favorables. On sait que
les égoïsmes augmentent dans la mesure où la prospérité
s'accroît, et qu'inversement s'affaiblissent l'esprit commu-
nautaire, le sentiment des responsabilités face aux pro-
blèmes communs, parmi lesquels l'inflation occupe une
place prioritaire. On se comporte comme si la solution du
problème était l'affaire des autres: chacun transmet la
balle. Il est incontestable qu'une telle attitude rend cette
solution de plus en plus difficile.»
Je souhaite que ces propos, qui ne se distinguent pas par
leur caractère optimiste, n'assombrissent pas trop nos déli-
bérations et ne vous empêchent pas de voter, comme vous
le recommandent votre commission et le Conseil fédéral,
l'entrée en matière sur le projet qui vous est soumis.

Stich: Vor ziemlich genau 40 Jahren hat die Sozialdemo-
kratische Partei der Schweiz den ersten konjunkturpoliti-
schen Vorstoss zur Bekämpfung der Wirtschaftskrise vor-
bereitet und lanciert. Ausschlaggebend für diese Initiative
war damals schon die Erkenntnis, dass die Wirtschaft
nicht über eine genügende Selbststeuerung verfügt (und
auch vom System her nicht verfügen kann) zur Sicherstel-
lung einer gerechten und sozial befriedigenden Wirt-
schaftsordnung. Der Vorschlag wurde 1935 abgelehnt und
erst 1947 eine entsprechende Vorschrift in die Bundesver-
fassung aufgenommen. In den letzten 15 Jahren ist das
Problem der Selbststeuerung durch eine überbordende
Ueberkonjunktur wieder aktuell geworden, ohne dass es
gelungen wäre, rechtzeitig zweckentsprechende Massnah-
men zu treffen, und noch 1968/69 ist eine Vorlage des
Bundesrates zur Einführung eines wirksameren Notenbank-
instrumentariums in diesem Rat abgelehnt worden.
Heute müssen wir die Diskussion um einen neuen, gene-
rellen Verfassungsartikel zur Konjunkturpolitik führen an-
gesichts einer zweistelligen Teuerungsrate. Die sozialde-
mokratische Fraktion, in deren Namen ich spreche, tritt
aus Ueberzeugung für einen wirksamen Konjunkturartikel
ein, da es Aufgabe des Staates ist, durch Globalsteue-
rungsmassnahmen die Wirtschaft möglichst optimal zu len-
ken und Ausschläge Richtung Krise und Hochkonjunktur
in möglichst engen Grenzen zu halten.
Die Konjunkturpolitik muss, wenn sie die in sie gesteckten
Erwartungen und Ziele einigermassen erreichen soll, eine
dauernde Aufgabe eines modernen und sozial aufge-
schlossenen Staates sein. Deutlich Abstand zu nehmen ist
deshalb von allen Arten von Notrecht, da solche dringli-
chen Beschlüsse immer erst zustande kommen können,
wenn es bereits zu spät ist, und deshalb müssen sie not-
gedrungen Symptomtherapie sein und bleiben, wie z. B.
die Beschlüsse über Preis- und Lohnüberwachung.
Aus diesen Gründen ist der Antrag unseres Kollegen De-
bétaz der Arbeitsgruppe für einen Gegenentwurf zu einem
Konjunkturartikel entschieden abzulehnen. Offensichtlich
macht sich diese Gruppe keine Gedanken über die Ausge-
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staltung einer solchen Vorschrift in der Praxis. Nehmen
wir als Beispiel die Mindestreserven: Es ist völlig undenk-
bar, dass sich der Bundesrat - und dann drei Monate
später das Parlament - mit jeder Aenderung der Reserve-
sätze befasst, ganz abgesehen von Volk und Ständen.
Theoretisch wäre es auch denkbar, dass solche Mindest-
reserven bis zur Volksabstimmung bereits wieder aufge-
hoben sind. Könnten sie dann einige Wochen später wie-
der in Kraft gesetzt werden? Eine solche Lösung würde
nicht die Rechte von Volk und Ständen wahren, wie es die
Arbeitsgruppe vorgibt; vielmehr würde sie die Demokratie
in Misskredit bringen und die Demokratie schwer schädi-
gen. Denn der Stimmbürger würde nie begreifen, dass
später etwas doch getan wird und getan werden muss,
was einmal in einer Volksabstimmung abgelehnt worden
war.
Der Vorschlag dieser Arbeitsgruppe führt genau zum Ge-
genteil der angeführten und verlangten gesunden Ge-
schäftsführung. Da wäre es doch ehrlicher, den Verfas-
sungsartikel aus Prinzip zu bekämpfen. Aber wir kennen
diese Uebung (um nicht zu sagen: dieses Spiel) noch aus
der Debatte von 1968/69. Dort hat man auch aus rechts-
staatlichen Ueberlegungen das Notenbankinstrumentarium
seitens der bürgerlichen Parteien abgelehnt, und zwar hat
man dort die Verfassungsmässigkeit bestritten. Heute will
nun ein Teil offensichtlich die Verfassungsgrundlage zu
einem Notenbankinstrumentarium nicht schaffen.
Will man aber einen Verfassungsartikel, so stellt sich die
Frage nach dem Umfang und Bereich der Eingriffsmög-
lichkeiten. Die sozialdemokratische Fraktion ist bereit,
dem Bund in all jenen Bereichen eine Kompetenz zu ge-
ben, welche notwendig sind für eine wirksame und recht-
zeitige Konjunkturpolitik. Im Vordergrund stehen die klas-
sischen Massnahmen, welche zu einer Globalsteuerung
notwendig sind: Geld- und Kreditwesen, die öffentlichen
Finanzen und die Aussenwirtschaft. Hinzu kommt von un-
serer Fraktion - wie übrigens auch schon in der Kommis-
sion - der Antrag, die privaten Investitionen als möglichen
Interventionsbereich aufzuführen. Ganz grundsätzlich ver-
treten wir aber die Meinung, durch den rechtzeitigen und
genügenden Einsatz der klassischen Mittel erübrigten sich
alle weiteren Massnahmen. Auf keinen Fall aber sind wir
bereit, in der Verfassung Blankovollmachten auszustellen,
um dem Dirigismus und Interventionismus völlig unnötig
Tür und Tor zu öffnen.
Die Begrenzung auf die klassischen Mittel und jedenfalls
die abschliessende Aufzählung der möglichen anderen
Massnahmen zwingt die Exekutive, von diesen Mitteln tat-
sächlich und rechtzeitig Gebrauch zu machen. Sie kann
sich nicht darauf verlassen, später doch noch dirigistische
Massnahmen einsetzen zu können, sonst wäre das Resul-
tat gleich wie die bisherige Praxis: Man lässt der Inflation
freien Lauf, bis sie auf die Löhne durchschlägt, und dann
würde man wieder einmal mit Einkommenspolitik und
Lohnbegrenzung Konjunkturpolitik zu machen versuchen,
und zwar Konjunkturpolitik auf dem Rücken der Schwäch-
sten, auf Kosten der Arbeitnehmer.
Dieses Beispiel exerzieren wir heute durch. So schlägt der
Preisüberwacher jetzt z. B. eine Begrenzung der Lohnko-
sten auf 10 Prozent pro Jahr vor, was schon bei einer
Teuerungsrate von 8 Prozent keinen vollen Teuerungsaus-
gleich mehr ermöglicht, wenn die Sozialleistungen auch
Inbegriffen sein sollen, die doch den Lohnkosten zuzu-
rechnen sind.
Andererseits haben vor einem Jahr erstklassige Schuldner
noch für Obligationen 5'/2 Prozent bezahlt, während heute
bereits 63A bis 7 Prozent offeriert werden. Hier ist die
Einkommensverbesserung über 20 Prozent. Man kann also
sagen, dass es eine eindeutige Privilegierung des Kapitals
vor der Arbeit in dieser Einkommenspolitik ist.
Dazu kommt aber die Feststellung, dass heute eine we-
sentliche Differenz besteht zu den Hypothekardarlehen im
ersten Rang, weshalb auch aus dieser Sicht mit einem
Rückgang der Wohnungsproduktion gerechnet werden
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muss, was sich noch einmal negativ auswirkt für die klei-
nen Einkommensbezüger. Staatliche Einkommenspolitik
richtet sich ihrer Natur nach immer gegen die kleinen
Einkommensbezüger, indem sie erst dann wirksam wird,
wenn die grossen Gewinne im Trockenen sind und die
Arbeitnehmer um die Erhaltung ihres bisherigen Anteils
kämpfen. Deshalb lehnen wir auch den Antrag Schürmann
ab, denn bis heute hat unter dieser allgemeinen Umschrei-
bung noch niemand etwas anderes vorgeschlagen als Ein-
griffe eventuell in den Baumarkt - diese sind allerdings in
der Kommission abgelehnt worden - und Eingriffe zur Ein-
kommensverteilung. Wenn Sie aber Einkommenspolitik
wollen, dann sagen Sie es doch bitte, und stellen Sie doch
die entsprechenden Anträge. Dann ist die Situation klar.

Die sozialdemokratische Fraktion wird sich aber mit aller
Entschiedenheit für die Rechte der Arbeitnehmer wehren.
Aber auch Sie sollen sich überlegen, ob es zweckmässig
ist, wenn der Kampf um die Einkommensverteilung dann
schliesslich auf der Strasse stattfindet, wie z. B. in Eng-
land oder in anderen Ländern. Wir glauben nicht, dass das
die beste Lösung ist. Die Art der heutigen Eingriffe zeigt
übrigens auch die Problematik der Macht, wenn mit sol-
chem Notrecht einem einzelnen weitgehende Kompeten-
zen übertragen werden. Seltsam erscheint uns auch, dass
in diesem Saale, wo es sehr viele gute Juristen gibt, die
immer vorgeben, die Verfassung zu schützen, noch nie-
mand etwas zum Schütze der Gewaltentrennung in der
Praxis gesagt hat. Es gibt in der Bundesverfassung einen
Artikel 77, der besagt: «Die Mitglieder des Ständerates, des
Bundesrates und von letzterem gewählte Beamte können
nicht zugleich Mitglieder des Nationalrates sein.» Diese
Bestimmung verhindert, dass z. B. Bähnler und Post-
beamte in den Nationalrat gewählt werden können. Wir
stellen heute fest, dass es offenbar bei der Auslegung
dieses Verfassungsartikels darauf ankommt, welche Inter-
essen tatsächlich vertreten werden.

Doch nun zurück zu den Einkommenseingriffsbereichen.
Politisch gesehen scheint uns die Aufzählung der Ein-
griffsbereiche notwendig zu sein. Notwendig aber auch,
um in Absatz 5 zu erreichen, dass nicht das Parlament
einmal rechtzeitig getroffene Massnahmen einfach wieder
aufheben kann. Dauernde Stellungnahmen des Parla-
mentes zu allen möglichen Details müssten das Parlament
materiell und zeitlich eindeutig überfordern. Bedenklich
wäre die Formulierung des Ständerates aber auch staats-
rechtlich durch die Beseitigung der Gewaltentrennung und
durch die Ablehnung einer klaren Verantwortung. Das Auf-
sichtsrecht des Parlamentes soll sich nicht in der Aufhe-
bung von Entscheiden der Exekutive äussern, ganz abge-
sehen davon, dass damit eine kontinuierliche und damit
auch zweckmässige Konjunkturpolitik wieder in Frage ge-
stellt wird.

Erfahrungsgemäss ist das Parlament nicht bereit, ir-
gendwelche Massnahmen zu beschliessen, solange nicht
äusserste Dringlichkeit gegeben oder es bereits zu spät
ist. Mit der Aufzählung der Eihkommensbereiche ist aber
in der Zukunft die Frage gelöst, ob für die einzelnen
getroffenen Massnahmen die verfassungsmässige Basis
vorhanden ist. Untauglich ist auch der Antrag Masoni. In
der Konjunkturpolitik ist es einfach unmöglich, Richtlinien
für die nächsten zwei Jahre aufzustellen. Wir wollen in
Gesetzen die möglichen Massnahmen im einzelnen festle-
gen. Der Rahmen wird dann durch das Gesetz gegeben,
und nicht die einzelnen aufgrund der Gesetze getroffenen
Massnahmen wieder - oder nur - zur Diskussion und Ent-
scheidung dem Parlament vorgelegt. Rechtlich ist die Lö-
sung der Kommissionsmehrheit sauber und klar. Auch hier
soll nicht durch generelle Kompetenzen nachher einfach
unter dem Titel der Konjunkturpolitik alles möglich ge-
macht werden. Deshalb widersetzen wir uns auch dem An-
trag Eibel, der hier - vielleicht ausnahmsweise - für
Blankovollmachten eintritt, was sonst so gar nicht zu sei-
nen Stellungnahmen passt. Sie verargen uns aber nicht,
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gerade deshalb solchen Anträgen gegenüber sehr, sehr
skeptisch zu sein.
Noch ein Wort zum Föderalismus. Konjunkturpolitik und
Föderalismus schliessen sich gegenseitig aus. Man kann
nicht für jeden Kanton, für jede Gemeinde und für jede
Gruppe eine besondere Konjunkturpolitik treiben. Jeden-
falls dann nicht, wenn man Konjunkturpolitik mittels glo-
balen Steuerungsmassnahmen treiben will, wie wir sie an-
streben, und man nicht in den Dirigismus verfallen will.
Deshalb bitte ich Sie, auf die Vorlage einzutreten und
mitzuhelfen, einen sachlich klar abgegrenzten Konjunktur-
artikel zu schaffen, der die Kompetenzen und Verantwor-
tungen klar und eindeutig festlegt. Damit ist wenigstens
der erste Schritt zu einer Realisierung einer zweckmässi-
gen Konjunkturpolitik getan. Es ist auch höchste Zeit da-
zu.

Schlumpt: Als die Verfassungsbestimmungen, welche am
6. Juli 1947 im Sog der damaligen AHV-Abstimmung Ein-
gang in die Bundesverfassung gefunden haben, nämlich
das Paket von Verfassungsnormen, welches unter dem Ti-
tel «Wirtschaftsartikel» zusammengefasst wird, vorbereitet
und vorberaten wurden - das begann schon 1938 in die-
sem Saal, wurde dann 1939, bei Beginn des Zweiten Welt-
krieges, unterbrochen, nach Beendigung des Weltkrieges
wieder aufgenommen und dann im Jahre 1947 zum Ab-
schluss gebracht -, war sowohl unsere Exekutive wie auch
das Parlament ausgerichtet, fixiert auf wirtschaftliche Un-
terkühlungstatbestände, auf Begriffe wie Rezession und
Depression. Und in diese Betrachtungsweise, in diese wirt-
schaftspolitische Landschaft hineingestellt wurden die
Wirtschaftsartikel. Man sieht das an ihrer Ausrichtung, an
ihrer Formulierung; ich verweise auf Artikel 31bis Absatz3,
Artikel 31quinquies, den wir jetzt ersetzen wollen, und Arti-
kel 34ter. In die gleiche Landschaft und Zeit hineinzustel-
len sind auch die damals geborenen Verfahrensnormen,
nämlich Artikel 32 und Artikel 89bis der Bundesverfassung,
der zwei Jahre später, im September 1949, in die Bundes-
verfassung kam, diese Norm mit dem Dringlichkeitsrecht.
Auf dieses Instrumentarium, materiell und verfahrensmäs-
sig, ist der Bund bis heute angewiesen, wenn er uner-
wünschte Entwicklungen auf dem Gebiete des Konjunktur-
verlaufes oder der Teuerung angehen will, was breite Krei-
se vom Bund immer mehr erwarten und verlangen.
Bereits die Zielsetzung, die Motivation dieser Rechtsnor-
men, derer wir uns bis heute bedienen müssen, lässt ihre
Verwendbarkeit unter ganz anderen Umständen, im Hin-
blick nicht auf wirtschaftliche Unterkühlungen, sondern
Ueberhitzungstatbestände usw., als fragwürdig erscheinen.
Die Fragwürdigkeit dieses verfassungsmässigen Instru-
mentariums ergibt sich aber vor allem aus den Erfahrun-
gen, die man in den letzten beiden Jahrzehnten auf die-
sem Gebiet staatlicher Tätigkeit und des wirtschaftlichen
Verlaufes machen musste. Die Herren Kommissionsrefe-
renten haben das ausgezeichnet dargelegt. Es hat sich
insbesondere gezeigt, dass man mit notrechtlichen Mass-
nahmen in einem so eng gehaltenen verfassungsrechtli-
chen Rahmen zwar wohl Einzelinterventionen konjunktu-
reller Art und Zielsetzung betreiben kann, dass es aber
nicht möglich ist, eine Konjunkturpolitik darauf aufzubau-
en. Das schliessen die beiden Begriffsmerkmale von Arti-
kel 89bis der Bundesverfassung zum vornherein aus, näm-
lich die zeitliche Dringlichkeit - es darf vom Notrecht ja
nur Gebrauch gemacht werden, wenn eine zeitliche Dring-
lichkeit gegeben ist; die sachliche Notwendigkeit genügt
nicht - und auch das zweite Kriterium, nämlich die uner-
lässliche Befristung nach Artikel 89bis der Bundesverfas-
sung. Diese beiden Requisiten des Notrechtes schliessen
eine effektive Konjunkturpolitik aus. Nun kann aber Kon-
junkturpolitik heute von den allgemeinen staatlichen Ord-
nungsfunktionen nicht mehr ausgeklammert werden, weil
konjunkturelle Fehlentwicklungen und die damit verbunde-
nen Ungleichgewichte und Störungen zu weitreichende
Auswirkungen haben, die weit über den rein volkswirt-

schaftlichen Bereich hinausgehen, und die sozialen
Verhältnisse in unserem Lande und letzten Endes auch
unsere gesellschaftlichen Werte und Institutionen in Frage
stellen können.
Die Aufgabe einer staatlichen Mitwirkung auf dem Gebiete
der konjunkturellen Entwicklung kann allerdings nicht dar-
in erblickt werden - da stimme ich mit den Ausführungen
meines Kollegen Otto Stich überein -, die Marktkräfte zu
dirigieren, über diese Marktkräfte zu bestimmen, also
einen Dirigismus der Wirtschaft in die Wege zu leiten. Es
geht vielmehr um eine ordnungspolitische Tätigkeit auf
diesem wichtigen Sektor des wirtschaftlichen und staatli-
chen Lebens; es geht um die Förderung einer ausgegli-
chenen Entwicklung, um die Verhinderung von Wachs-
tumsstörungen, welche dem Allgemeininteresse abträglich
sein müssten, und um die Verhütung und Bekämpfung
bestimmter, in der Verfassung namhaft gemachter volk-
wirtschaftlicher Schäden. Man darf sich aber nicht der
Illusion hingeben - auch bei der Schaffung einer neuen
Verfassungsnorm nicht -, dass eine effektvolle, wirksame
Konjunkturpolitik einfach vom Staat betrieben werden
könnte. Konjunkturpolitik im wohlverstandenen Sinne und
mit einer guten Aussicht auf Verwirklichung anzustreben-
der Ziele lässt sich nur in einem verantwortungsbewussten
Zusammenwirken zwischen Wirtschaft und Staat betreiben.
Man darf also einerseits von der staatlichen Tätigkeit nicht
zuviel und vor allem nicht alles erwarten; andererseits
aber müssen wir auch erkennen und die Konsequenzen
daraus ziehen, dass wir uns nicht einfach auf die Selbstre-
gulierung unserer freien Wirtschaft verlassen dürfen.
Für diese neuzeitlichen Obliegenheiten des Staates im Be-
reiche der Konjunkturpolitik, einer Aufgabe, der meines
Erachtens in den nächsten Jahren und Jahrzehnten ange-
sichts der sich heute schon aufzeigenden Entwicklungen
auf nationaler und internationaler Ebene noch grössere
Bedeutung zukommen wird, muss ein neues verfassungs-
rechtliches Instrumentarium geschaffen werden. Eine sol-
che Grundlage bringt der Revisionsvorschlag für Arti-
kel 31 quinquies.
Die SVP-Fraktion bejaht die Notwendigkeit einer solchen
Verfassungsrevision und stimmt deshalb für Eintreten. Un-
sere Fraktion wird zur Hauptsache den Anträgen der Kom-
missionsmehrheit zustimmen. Sie ist allerdings mehrheit-
lich der Auffassung, dass die Beschränkung auf die drei
klassischen Methoden konjunkturpolitischer Massnahmen,
wie sie die Kommissionsmehrheit beantragt, erneut eine
zu enge Absteckung des verfassungsrechtlich möglichen
Handlungsrahmens bedeuten würde. Deshalb wird unsere
Fraktion mehrheitlich bei Absatz Ibis und Absatz Her den
Anträgen der Kommissionsminderheiten zustimmen. Herr
Kollege Stich hat hier das Schreckgespenst des Dirigis-
mus an die Wand gemalt. Ich darf meinem Kollegen Stich
versichern, dass ich der letzte wäre, der staatlichem Diri-
gismus, vor allem auch am unrichtigen Ort, nämlich im
Bereiche der Wirtschaft, das Wort reden würde. Darum
geht es aber nicht. Wir schaffen hier Verfassungsrecht.
Die einfache Gesetzgebung wird das konkrete Instrumen-
tarium noch zu erarbeiten haben. Nun zeigen uns Erfah-
rungen der vergangenen Jahrzehnte die Schwierigkeiten,
in die wir als Gesetzgeber geraten, wenn Verfassungsnor-
men von Anfang an zu eng gehalten werden. Ich möchte
gerade als Beispiel anführen, was Herr Kollege Stich hier
ins Feld geführt hat, nur mit einer anderen Wertung, näm-
lich Artikel 31quater der Bundesverfassung, den sogenann-
ten Bankenartikel, der im Jahre 1947 als Teil der Wirt-
schaftsartikel in die Bundesverfassung kam. Während Jah-
ren wurde in diesem Saale und im Ständerat darüber dis-
kutiert, ob Massnahmen des Bundes auf dem Gebiete des
Bankwesens allenfalls auch in Abweichung von der Han-
dels- und Gewerbefreiheit möglich sein sollten. Es wurden
wiederholt Anträge gestellt, Artikel 31quater so zu fassen,
dass nötigenfalls Interventionen unter Abweichung von der
Handels- und Gewerbefreiheit möglich sein sollten. Alle
diese Anträge im Nationalrat und im Ständerat wurden
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abgelehnt. Man sagte, dass Eingriffe in die Handels- und
Gewerbefreiheit auf dem Gebiete des Bankwesens nicht
zulässig sein sollten. Dann kam 1969 die Vorlage, deren
Nichtrealisierung Herr Kollege Stich damals bedauerte
und heute folgerichtig immer noch bedauert; ich bewunde-
re seine Konstanz in dieser Frage, aber auch ich bleibe
bei meiner Meinung. Bei der verfassungsrechtlichen
Grundlage von Artikel 31 quater, die wir im Jahre 1969 hat-
ten, die Abweichungen von der Handels- und Gewerbefrei-
heit ausschloss, war es nicht möglich, ein Notenbank-
instrumentarium zu kreieren, das eben doch zu solchen Ein-
griffen geführt hätte. Ich habe das dargelegt, um zu zei-
gen, dass wir uns überlegen müssen, ob wir den Rahmen
für ein neues Konjunkturrecht in der Verfassung so eng
halten wollen. Ich befürchte über kurz oder lang ähnliche
Situationen wie damals mit dem Notenbankinstrumenta-
rium, dem ich von der Sache her zugestimmt hätte, dem
ich aber als Jurist nicht zustimmen konnte. Schaffen wir
deshalb eine Verfassungsgrundlage, die tragfähig genug
ist, um auf dem Wege der einfachen Gesetzgebung die
Massnahmen zu ergreifen, die sich als notwendig erwei-
sen.
Das sind die Ueberlegungen, die unsere Fraktion mehr-
heitlich dazu führten, dieser Ausweitung über den Bereich
der klassischen Massnahmen hinaus zuzustimmen, wie sie
die Minderheiten beantragen. Als nicht gangbar erachtet
es unsere Fraktion, die staatliche Tätigkeit im konjunktur-
politischen Bereich auch weiterhin auf den Weg des Not-
rechtes zu verweisen. Diesem Vorhaben liegt eine unzu-
treffende Einstufung dieser konjunkturpolitischen Aufgabe
des Bundes zugrunde. Wenn konjunkturell ausgerichtete
Massnahmen Konjunkturpolitik und nicht einfach pragma-
tische Intervention im Sinne von Feuerwehrübungen sein,
also Konjunkturpolitik bedeuten sollen, dann können sie
nicht blosses Notrecht sein; denn Notrecht verlangt, wie
ich bereits sagte, eine zeitliche Dringlichkeit und eine Be-
fristung der Massnahmen. Diese beiden Kriterien vertragen
sich nicht mit einer zeitgemässen, über den heutigen Tag
hinaus orientierten und wirksamen Konjunkturpolitik.
In diesem Sinne und aus diesen Gründen ist die Fraktion
der SVP für Eintreten auf die Vorlage.

Auer: Die radikal-demokratische Fraktion ist für Eintreten.
Sie ist ferner mehrheitlich dafür, dass gemäss dem Be-
schluss des Ständerates über die drei klassischen Berei-
che hinausgegangen wird.
Es ist mir übrigens vollkommen schleierhaft, weshalb man
die drei Bereiche Geld- und Kreditpolitik, Finanzpolitik
und Aussenwirtschaft als «klassisch» bezeichnet. Wir ha-
ben in der Schule griechische Sagen lesen und wissen
müssen, wer Platon und wer Sokrates war, das römische
Recht studieren und erfahren müssen, dass Nero Rom
angezündet hat, griechische und römische Schlachten in
Hülle und Fülle gelernt - aber die Konjunkturpolitik kam
nie vor. Ich habe dann im Duden nachgeschaut. Dort
steht, klassisch bedeute «antiquarisch, historisch». Nun fin-
de ich es merkwürdig, etwas, das noch gar nicht in der
Verfassung steht, bereits als antiquarisch zu bezeichnen.
Im Brockhaus liest man, klassisch sei der «Einklang zwi-
schen dem Leiblichen und dem Geistig-Seelischen». Bei
allem Respekt vor der Formulierung und dem literarischen
Bemühen der Bundesverwaltung bezüglich Artikel Ibis
scheint dies doch etwas hochgegriffen. Meine Buben ha-
ben kürzlich beim Mittagessen erzählt, Collombin und
Bruggmann seien «klassisch» gefahren. Auch hier trifft die
Definition kaum zu, obwohl es ein kleiner Schritt ist von
Bruggmann zu Brugger, und vom Slalom zur Konjunkturpo-
litik erst recht. Schliesslich habe ich noch in Büchern der
Nationalökonomie nachgelesen, die meine Frau, trotz bun-
desrätlicher Empfehlung, gottlob nicht fortgeworfen hat.
Das Wort «klassisch» habe ich nirgends gefunden, einzig
Adam Smith wird darin als Klassiker bezeichnet. Aber er
hat nichts über Konjunkturpolitik geschrieben. Da es nun
aber in der Politik gang und gäbe ist, Ausdrücke zu ver-

wenden, die sich nicht begründen, geschweige denn defi-
nieren lassen, tut es nichts zur Sache, wenn wir die Be-
zeichnung «klassisch» beibehalten. Wir könnten ja, zur
Unterscheidung von den klassischen Bereichen, die nicht-
klassischen als «klassizistisch» bezeichnen ...
Aus diesem sprachlichen Exkurs geht immerhin bereits
hervor, dass es keine sachlichen Gründe gibt, sich in der
Konjunkturpolitik, will man sie ernsthaft betreiben, auf die
erwähnten drei klassischen Bereiche zu beschränken. Wir
sind zwar in der Konjunkturpolitik bereits gebrannte Kin-
der, aber doch noch zu wenig erfahren, um behaupten zu
können, mit den drei klassischen Mitteln werde ein für
allemal und allen Situationen Genüge getan.
Damit komme ich zum zweiten Punkt: Wenn man die Infla-
tion bekämpfen will, sollte man die Ursachen kennen. Da
fällt mir auf, wie am Biertisch - auch am gehobenen Bier-
tisch, ja gehoben bis zum universitären Katheder - immer
wieder von «der» Inflationsursache gesprochen wird. Da-
bei sind es Dutzende, mit den Untervarianten Hunderte, ja
Tausende von Ursachen, wenn Sie all die vielfältigen ob-
jektiven und subjektiven Entscheide miteinschliessen, wel-
che die Wirtschaftssubjekte - eben die Menschen - als
einzelne oder als Gruppe tagaus, tagein fällen. Wenn Sie
die Inflationsursachen in die drei wichtigsten Gruppen ein-
teilen - nämlich Inflation als Folge gesteigerter Nachfrage,
erhöhter Kosten oder aufgeblähter Geldmenge -, ist es
immer noch schwer, diese Gruppen zu gewichten. Wir
kennen nämlich nur die Resultierende, und wir benützen
zu deren Messung einen ziemlich problematischen Mass-
stab, den Index der Konsumentenpreise.
Wie fragwürdig dieser Massstab ist, hat uns die Oelkrise
demonstriert. Bei einer Teuerungszulage von 10 Pro-
zent entfällt heute etwa ein Drittel auf den vielzitierten
«Oelanteil». Dem Durchschnittsschweizer entstehen -
wenn er das Oel nicht schon vor dem letzten Herbst ein-
gekauft hat - etwa 800 Franken zusätzliche Heizkosten.
Wer über rund 25000 Franken im Jahr verdient und den
Teuerungsausgleich von 10 Prozent erhält, hat also den
Oelscheichen (und den Zwischenhändlern) eine mitunter
recht beträchtliche Reallohnerhöhung zu verdanken. Noch
besser fährt, wer mit Gas, Holz oder mit Kohle heizt oder
wer in einer Amtswohnung sitzt. Jedesmal handelt es sich
um reale Einkommenserhöhungen, hinter denen keine wirt-
schaftliche Leistung steht. Denn die 2,5 Milliarden Fran-
ken, die wir voraussichtlich pro 1974 für flüssige Treib-
und Brennstoffe zusätzlich an das Ausland bezahlen müs-
sen, sind ein A-fonds-perdu-Beitrag, den wir ab Grenze
leisten müssen. Er belastet unsere Zahlungsbilanz; er ver-
mindert um diesen Betrag das reale Volkseinkommen,
auch wenn es uns gelingt, einen Teil davon - wir können
Inflation auch exportieren - auf die Ausfuhrpreise zu
schlagen.
Wenn wir versuchen, trotz solchen realen Einbussen real
gleich hohe Löhne und Gehälter zu bezahlen (oder noch
höhere, wie wir eben gesehen haben), wenn wir glauben,
gleich reale Unternehmergewinne erzielen und gleich ho-
he reale Renten ausbezahlen zu können, so ist das
schlicht und einfach nicht möglich. Die Folgen davon sind
Preissteigerungen und damit zusätzliche Inflation, d. h. zu-
sätzliche Ungerechtigkeiten in der Einkommens- und in
der Vermögensverteilung.
Damit komme ich auf eine der bedenklichsten Auswirkun-
gen der Inflation zu sprechen: die Folgen auf die Vermö-
gensverteilung. In Diskussionen am erwähnten Biertisch
oder auch an grünen Tischen wird immer wieder folgende
Rechnung angestellt: Wenn alle Preise um 10 Prozent hö-
her sind und alle 10 Prozent mehr verdienen - Arbeitneh-
mer, Selbständigerwerbende, Unternehmer, Rentner -, so
bleibt doch alles beim alten; jedermann kann sich das
gleiche leisten wie zuvor. Nun sind aber in unserem Land
etwa 160 Milliarden Franken festverzinslich angelegt, von
Sparern, Pensionskassen, Unternehmen und anderen. Bei
10 Prozent Inflationsrate verlieren die Gläubiger dieser
Vermögensmasse rund 16 Milliarden Franken. Diese 16
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Milliarden Franken gehen nun aber nicht irgendwie in Luft
auf, sie kommen jemandem zugute, nämlich jenen, die
diese 160 Milliarden Franken schulden. Die Schuldner -
und unter ihnen vor allem die Spekulanten - sind die
grossen Profiteure der Inflation!
Nun wäre das Problem einfach zu lösen, wenn wir das
ganze Schweizervolk fein säuberlich in zwei Gruppen auf-
teilen könnten, in die Gruppe der Opfer der Inflation und
in eine der Nutzniesser. Dies ist aber nicht möglich, weil
wir fast alle beides sind, Opfer und Nutzniesser, allerdings
in sehr verschiedenem Ausmasse. Kein Opfer der Inflation
ist, wer - wie Hans im Glück - gar nichts gespart hat,
(sofern er den Teuerungsausgleich erhält). Und kein Opfer
der Inflation ist, wer sein Vermögen in Sachwerten ange-
legt hat. Das sind in der Regel die Reichen. Die grosse
Masse dazwischen aber, die Lohnverdiener, die Sparer,
die Rentner, sie vor allem, sind die Leidtragenden, auch
bei vollem Teuerungsausgleich. Weil sie es in verschiede-
nem Masse sind, ist es auch so schwer, Antimassnahmen
zu treffen, die dieser Verschiedenheit Rechnung tragen.
Wir müssen mit aller Nüchternheit sehen: weil die Inflation
ungerecht ist - sie ist etwas vom Ungerechtesten, das es
überhaupt gibt, weil die einen bestohlen werden und die
anderen, ohne dass sie etwas leisten, dazuverdienen -,
können folgerichtig auch die Abwehrmassnahmen nicht
gerecht sein. Es ist unmöglich, eine Antiinflationspolitik zu
betreiben, die alle im gleichen Ausmass trifft, wie die Infla-
tion selbst.
Dennoch müssen wir als Politiker den Mut haben, Mass-
nahmen zu ergreifen, die als «ungerecht» erscheinen und
daher unpopulär sind. Wenn diese auch den einzelnen,
und besonders einzelne Wirtschaftszweige oder Bevölke-
rungsgruppen, verschieden treffen, sind wir dennoch in
der Gesamtauswirkung «gerecht».
Eine weitere Schwierigkeit - dies zeigten die Beratungen
in der Kommission - besteht bezüglich der Zielsetzung der
konjunkturpolitischen Massnahmen. Gewiss, Artikel 1 sti-
puliert mit klaren Worten: Förderung einer ausgeglichenen
konjunkturellen Entwicklung, Verhütung und Bekämpfung
von Arbeitslosigkeit und Teuerung. Aber bei den einzelnen
Massnahmen ergeben sich bereits Schwierigkeiten. Es gibt
nämlich keine einzige konjunkturpolitisch motivierte Mass-
nahme, die nicht auch andere Auswirkungen hat: auf die
Strukturpolitik nach Branchen, nach dem Verhältnis von
Kapital und Arbeit, nach der Unternehmensgrösse, auf die
Regionalpolitik - wir haben das gesehen bei den Dämp-
fungsmassnahmen vom vorletzten Jahr -, auf die Wachs-
tumspolitik (man meint das quantitative Wachstum, trifft
aber auch das qualitative), auf den Arbeitsmarkt, auf die
Finanzpolitik und auf die Staatspolitik, etwa auf das Ver-
hältnis von Regierung und Verwaltung oder jenes von Zen-
tralgewalt und Kantonen.
Nehmen wir ein Beispiel: Die Kreditbegrenzung ist zweifel-
los eine Massnahme der Globalsteuerung, sie ist auch
relativ marktkonform. Nun ist aber ein kapitalintensives
Unternehmen von einer solchen Massnahme ganz anders
betroffen als ein arbeitsintensives. Oder nehmen Sie ein
Unternehmen mit sehr hoher Selbstfinanzierungsquote: Es
ist nicht so betroffen wie ein Unternehmen, das auf Kredi-
te angewiesen ist. Oder nehmen Sie ein junges Unterneh-
men, das expandieren, das Arbeit durch Maschinen erset-
zen, also einen Beitrag zu einer erhöhten Produktivität
leisten will - und gerade diesen Unternehmen verdanken
wir unseren wirtschaftlichen Fortschritt! Ein solches Un-
ternehmen ist durch einen Kreditbeschluss ganz anders
betroffen als sein Konkurrent, der bereits letztes Jahr, vor
dem Beschluss, seine Investitionen tätigen konnte. Mit an-
deren Worten: Ein Kreditbeschluss kann unter Umständen
die Grenzproduzenten erhalten, die im Interesse des Ge-
samten aus dem Wirtschaftsprozess ausscheiden sollten.
Damit wird mit dem Kreditbeschluss Strukturpolitik, indi-
rekt aber auch Einkommenspolitik betrieben, denn letztlich
richtet sich die Lohn- und Gehaltsentwicklung nach den
Wachstumsbranchen, derweil sie von den Grenzproduzen-

ten nach unten gedrückt wird. Sie können also unter Um-
ständen mit einer konjunkturpolitisch motivierten Mass-
nahme geradezu kontraproduktive Wirkungen erzielen.
Wenn man beispielsweise den Kredit beschränkt, um die
Nachfrage zu dämpfen, die Kreditverknappung aber die -
logische - Folge hat, dass der Zinsfuss steigt, so wird
dadurch Inflation auf der Kostenseite verursacht. Dass wir
selbst in diesem Hause bei der Zielsetzung verschieden
gewichten, zeigte sich bei den ausserordentlichen Kon-
junkturdämpfungsmassnahmen vom Dezember 1972. So
haben wir beispielsweise beim Baubeschluss und beim
Abschreibungsbeschluss Investitionen zugunsten des Um-
weltschutzes und für Pflichtlager ausgenommen, offenbar
weil wir dem Umweltschutz mehr Priorität eingeräumt ha-
ben als der Konjunkturdämpfung. Vor fünf Jahren wäre nie-
mand auf eine solche Idee gekommen!
Die Gefahr der Zielvertauschung besteht vor allem bei
finanzpolitischen Massnahmen. Ja, in der Kommission tön-
te es oft so, als wäre die Konjunkturpolitik in den Dienst
der Finanzpolitik zu stellen.
Dämpft eine Steuererhöhung die Konjunktur? Welches ist
vorerst die Wirkung beim Steuerzahler? Konsumiert er we-
niger wegen der zusätzlichen Steuer? Wäre das erwünscht?
Wenn er aber wegen der Steuererhöhung auf eine Ferien-
reise nach Mallorca verzichtet, also den Konsum ein-
schränkt, dann findet ein erwünschter Kapitalexport nicht
statt. Also trotz Konsumeinschränkung haben Sie dann
gerade die gegenteilige Wirkung. Es ist auch möglich,
dass dieser Steuerzahler weniger spart oder dass der Un-
ternehmer deshalb weniger investiert oder sogar weniger
leistet - wir wissen es nicht.
Und zum Zweiten: Was macht der Staat mit dem Geld?
Gibt er es aus, so ist die konjunkturpolitische Wirkung
praktisch null, wobei allerdings auch hier Nuancen beste-
hen: Für welche Zwecke gibt er das Geld aus? Gibt er es
für Löhne, für Sozialpolitik, für Käufe im Ausland oder für
Investitionen aus? In jedem Fall kann eine solche Steuer-
erhöhung nur dann konjunkturpolitisch begründet werden,
wenn sie mit einer Kaufkraftabschöpfung verknüpft wird.
Sie ist nur dann sinnvoll, wenn die zusätzlichen Steuer-
einnahmen bzw. abgeschöpften Mittel sterilisiert, also dem
Geldkreislauf entzogen werden. Geschieht dies aber nur
vorübergehend und verwendet der Staat später diese zu-
sätzlichen Mittel für seine Zwecke, so wandelt sich die
Abschöpfung in eine ganz gewöhnliche Steuer. Eine Steu-
er aber ist ein A-fonds-perdu-Beitrag an den Staat, und
hiefür ist die Abschöpfung nicht erfolgt. Wenn der Staat
später zusätzliche Mittel zur Erfüllung zusätzlicher Aufga-
ben braucht, dann soll er auf dem ordentlichen Weg die
Steuern erhöhen. Es ist kein Paradoxon, wenn er gleich-
zeitig früher abgeschöpfte Mittel zurückerstattet und zu-
sätzliche Steuern erhebt.
Die radikal-demokratische Fraktion unterstützt daher bei
Absatz 2 den Minderheitsantrag von Herrn Letsch. Im übri-
gen ist die Kaufkraftabschöpfung sowohl via direkte Steu-
ern, wofür wir eintreten, wie auch via indirekte Steuern
äusserst problematisch: Die Erhöhung der direkten Steuer
wirkt sich viel zu spät aus, in der Regel erst nach zwei bis
vier Jahren. Wenn Sie die indirekten Steuern erhöhen,
laufen Sie Gefahr, dass diese Steuererhöhung - zumindest
teilweise - auf die Preise abgewälzt wird, was wiederum
inflatorisch wirkt, so dass sich erneut die Katze in den
Schwanz beisst. Das Schwergewicht bei fiskalischen Ab-
schöpfungen wird man auf Sonderabgaben legen müssen,
zum Beispiel auf Zuschläge zur AHV-Prämie. Solche Ab-
schöpfungen, an der Quelle erhoben, würden sofort wirk-
sam, die Erhebung wäre administrativ relativ einfach,
ebenso die Rückerstattung bzw. die spätere Verrechnung
mit der normalen AHV-Prämie.
Stellen Sie sich - um die zahlreichen Zielkonflikte zu ver-
anschaulichen, wie es Herr Weber schon sagte - die Wirt-
schaft als ein Mobile vor, wie man es etwa in Wohnungen
aufgehängt sieht. All die verschiedenen Bereiche und Sek-
toren der Wirtschaft bilden einen der grossen oder kleinen
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Fische, die daran hängen und die mit Fäden miteinander
verbunden sind: die Geldversorgung, die öffentliche Wirt-
schaft, der Konsum, die privaten und öffentlichen Investi-
tionen, die öffentlichen Finanzen, die Dienstleistungen, die
Aussenwirtschaft, die Zahlungsbilanz, die Handelsbilanz,
die Geldversorgung, die Einkommens- und die Vermögens-
verteilung, der Arbeitsmarkt, in anderen Ländern die Ar-
beitslosigkeit, die Bauwirtschaft und anderes mehr. Es ist
unmöglich, bei einem Mobile eine der Figuren zu bewe-
gen, ohne dass nicht auch die anderen diese Bewegung
mitmachen, und zwar machen sie alle mit; allerdings ist
das Ausmass der Bewegung verschieden. Was das wirt-
schaftliche Mobile im Gleichgewicht hält, ist der Preis. Je
mehr wir durch Massnahmen im staatlichen Sektor wie im
privaten Sektor, durch Monopole, durch Kartelle, durch
Preisabsprachen - dazu gehört übrigens auch der ver-
briefte Indexautomatismus - den Preismechanismus stö-
ren, um so mehr laufen wir Gefahr, dieses Gleichgewicht
zu zerstören.
Um auf das Mobile und auf die Konjunkturpolitik zurückzu-
kommen: Das Kunststück besteht darin, dass wir im richti-
gen Zeitpunkt, am richtigen Ort, in der richtigen Dosie-
rung, in der richtigen Richtung ziehen, und zwar so, dass
die beabsichtigte antiinflatorische Wirkung tatsächlich ein-
tritt. Dieses Kunststück ist nicht einmal primär ein ökono-
misches. Die Oekonomen sind heute, bei allen Meinungs-
verschiedenheiten, in der Lage, das konjunkturpolitische In-
strumentarium zur Verfügung zu stellen. Es richtig zu be-
dienen, ist allerdings Sache der Politiker und der Sozial-
partner.
Aus all der modernen Literatur über Konjunkturpolitik,
auch der allerneuesten, geht hervor, dass die Inflationsbe-
kämpfung primär nicht ein ökonomisches, sondern ein mo-
ralisches Problem ist. Denn Inflation heisst letztlich - das
wurde bereits heute morgen gesagt - nichts anderes, als
über die Verhältnisse leben: wenn mehr Güter nachgefragt
werden, als zur Verfügung stehen, wenn der Unternehmer
mehr investieren will, als erwirtschaftet werden kann,
wenn die Lohnsumme wesentlich über die Produktivitäts-
zunahme steigt, wenn der Staat jahrelang mehr ausgibt,
als er einnimmt. So kann dieses Ueber-die-Verhältnisse-
Leben nur durch Teuerung, eben durch den Rückgriff auf
die Sparer und in letzter Konsequenz (siehe das Deutsch-
land der zwanziger Jahre) durch die Zerstörung der Ge-
sellschaft erkauft werden. Wenn es einer Interessengruppe
gelingt - und der Inflationskonflikt ist weitgehend eine
Auseinandersetzung von Interessengruppen -, sagen wir
eine Einkommenserhöhung von 10 Prozent zu erzielen,
derweil eine andere Gruppe sich mit weniger begnügen
muss (wie beispielsweise zurzeit unsere Landwirtschaft),
so ist das ein Pyrrhussieg, wenn gleichzeitig die Inflations-
rate auf 12 Prozent steigt.
Wenn es nicht gelingt - und damit möchte ich schliessen
-, diesen Gruppenegoismus zu beherrschen, dann ist auch
ein noch so gut ausgebautes konjunkturpolitisches Instru-
mentarium nutzlos.

M. Aubert: Le groupe libéral et évangélique, dans sa majo-
rité, vous recommande d'entrer en matière. Il estime qu'on
ne peut pas parler constamment d'inflation, en dénoncer
les causes, se lamenter sur ses effets, sans entreprendre
quelque chose et sans donner à la Confédération la com-
pétence de mener une politique nationale. A la pratique
des mesures d'urgence, telle que nous l'avons suivie jus-
qu'à maintenant, il voit plus d'inconvénients que d'avan-
tages. On à toujours attendu le dernier moment pour agir
et parfois notre Assemblée, vous vous en souvenez, a
délibéré dans une précipitation qui était à peine digne
d'un Parlement. Il est vrai que, chez nous, deux de nos
collègues éprouvent une telle méfiance à l'égard d'une
politique économique fédérale, et des restrictions qui
pourraient en découler pour les cantons, qu'ils ne parais-
sent pas disposés, du moins la dernière fois que je les ai
vus, à soutenir le projet

Si nous passons au contenu du projet, notre groupe est
divisé sur l'ampleur des compétences qu'il y a lieu de
donner à ia Confédération. Certains s'accommodent fort
bien de la limitation aux trois domaines classiques, d'au-
tres préféreraient la version du Conseil des Etats. Mais la
majorité du groupe admet que les cantons devront confor-
mer leurs finances publiques à des règles fédérales. Enfin,
je dois dîre à M. Debétaz que la proposition qu'il défend
ici, et qui tend à recourir davantage à des techniques
d'urgence, n'a pas trouvé beaucoup de sympathie chez
nous. Telles sont les intentions de vote.
Quant aux justifications, elles sont naturellement trop di-
verses pour ne pas être personnelles. C'est pourquoi je
vous exposerai, dès maintenant, ce que, pour ma part, je
pense de cette affaire. J'aimerais traiter successivement
des quatre points suivants: le rapport entre l'article con-
joncturel et la liberté du commerce et de l'industrie; le
rapport entre l'article conjoncturel et le fédéralisme; le
grief souvent entendu d'inefficacité des mesures conjonc-
turelles; et enfin - quoique je ne l'aie pas encore enten-
due, je connais un peu sa démonstration - la proposition
de M. Debétaz, soutenue par M. Corbat.
En ce qui concerne le premier point. Il y a bien des
personnes aujourd'hui qui disent soit en ricanant, soit en
gémissant: «Avec l'article conjoncturel, la liberté du com-
merce et de l'industrie «en prend un bon coup.» Je crois
que ces personnes procèdent à une analyse un peu hâ-
tive.
Qu'est-ce que la liberté du commerce et de l'industrie,
celle que garantit l'article 31 de la constitution fédérale?
C'est d'abord une règle qui assure à chaque particulier le
libre choix et le libre exercice d'une activité économique:
son instrument est la liberté contractuelle. Mais c'est aus-
si une idée, un état d'esprit, c'est la libre concurrence, la
libre initiative, l'économie de marché, dont jusqu'à mainte-
nant la Suisse a tiré le plus clair de sa prospérité.
Or certaines mesures dérogent à la fois à la règle et à
l'idée, et sont donc tout à fait antilibérales: tels étaient
les articles économiques de 1947, dans lesquels on n'a
pas su se dégager de l'interventionnisme protectionniste.
En revanche, d'autres mesures, tout en dérogeant à la
règle, cherchent à sauver l'idée. Exemples: la législation
sur les cartels de 1962, ou, plus spécialement encore,
l'arrêté de 1971 sur le contrôle de la qualité dans l'horlo-
gerie, de même que l'instrumentarium de la Banque natio-
nale, s'il avait trouvé grâce à vos yeux en 1968. Il m'appa-
raît que nous nous trouvons dans un cas semblable. L'in-
flation ronge notre économie libérale; les préceptes les
mieux établis deviennent faux; celui qui paie ses dettes
s'appauvrit; quand un prix s'élève, la demande augmente.
C'est pour rétablir un équilibre favorable à notre libéra-
lisme économique que nous vous proposons une politique
conjoncturelle.
En résumé, ce n'est pas l'article conjoncturel qui ruine la
liberté du commerce et de l'industrie, c'est l'inflation. Si
donc nous restreignons aujourd'hui la lettre de la liberté,
c'est pour en mieux restaurer l'esprit.
Le deuxième point touche le rapport entre l'article con-
joncturel et le fédéralisme. Je suis fédéraliste en matière
d'enseignement; je l'ai dit à cette tribune. Je suis fédéra-
liste en matière d'aménagement; je l'ai aussi dit à cette
tribune. Mais je ne suis pas un «monomane» du fédéra-
lisme. J'estime que le fédéralisme doit être sélectif, non
pas systématique. Il y a des domaines où il n'a pas grand
chose à voir, celui de la défense nationale, d'abord, celui
de la politique étrangère, ensuite, et aussi celui de l'équili-
bre économique et de la conjoncture. Quand je vois mon
pays menacé d'une profonde dégradation économique et
sociale, j'avoue que je ne suis pas prêt à m'émouvoir sur
le sort des cantons. Il y a une disproportion à parler de
fédéralisme, alors que tout notre société pourrait culbuter
un jour sous les effets de l'inflation.
Ces raisons m'incitent à soutenir l'article conjoncturel;
mieux, à regretter que cet article, dans la version que
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nous propose la majorité de la commission du Conseil
national, soit ramené à trois secteurs classiques. Il me
semble que l'on aurait pu s'avancer davantage. Nous nous
attachons trop à une école économique, celle pour qui
l'inflation est due à un excès de demande. C'est souvent
juste. Mais l'inflation peut aussi être due à un coût exces-
sif: ce n'est un secret pour personne que le renchérisse-
ment des matières premières qui viennent de l'étranger
est aujourd'hui déterminant sur l'évolution des prix. Il est
évident que l'on ne peut pas compatire cela; cependant, il
m'ennuie de penser que, dans cet article constitutionnel,
on va s'en tenir à une seule théorie. Dans quelques années,
l'article Siquinquies paraîtra aussi poussiéreux qu'aujour-
d'hui l'article 31b/s.
Plus je songe à notre histoire récente, plus il me semble
que la Suisse a gardé quelque chose du talent militaire de
ses ancêtres: elle mène d'excellents combats d'arrière-
garde. Prenez le suffrage féminin. Il nous a fallu vingt-cinq
ans de plus qu'aux autres pays pour adopter une réforme
somme toute naturelle.. Je veux bien qu'il existait le réfé-
rendum des hommes. Prenez alors le régime des finances.
Voilà soixante ans qu'on dispute s'il faut donner à la
Confédération la compétence de percevoir un impôt di-
rect. Et maintenant nous sommes à nous demander s'il faut
donner à la Confédération quelques compétences en ma-
tière conjoncturelle.
On prétend que les moyens proposés sont inefficaces.
C'est un argument qui semble très fort. Il faut faire quel-
que chose, nous dit-on, mais ce qui nous est proposé est
mauvais. Je crois qu'il faut remettre cet argument à sa
place. D'abord, on ne peut pas reprocher à la Confédéra-
tion suisse de n'avoir pas enrayé l'inflation, puisque juste-
ment il n'existe pas encore d'article conjoncturel et qu'elle
a dû, jusqu'à maintenant, procéder de manière improvisée
et pointilliste. En République fédérale allemande, qui dis-
pose d'un appareil plus développé que le nôtre, l'inflation
n'a atteint que 8 ou 9 pour cent au cours des douze
derniers mois, alors que chez nous, elle atteint le niveau
dramatique de plus de 12 pour cent. D'ailleurs l'inefficacité
relative des mesures conjoncturelles, s'explique par le fait
que les organes d'application sont des organes politiques.
Ils sont soumis à des pressions et doivent parfois soupirer
avec l'apôtre: «Je fais le mal que je hais et je ne fais pas le
bien que j'aime.» Cela arrive quelquefois en Suisse. A
l'étranger, c'est encore pire, quand les organes d'applica-
tion doivent choisir entre deux soucis, la lutte contre l'in-
flation et la prévention du chômage.
Mais, et ceci me paraît déterminant dans cette discussion,
ceux qui insistent sur l'inefficacité de nos moyens se
trompent d'enjeu. Nous n'avons pas, nous n'avons en tout
cas plus la prétention d'enrayer l'inflation avec l'article
conjoncturel. On s'est livré à des comparaisons imagées.
On a parlé de paquebot, du mobile de Calder, d'automo-
biles, de frein à pied. Moi, je comparerai cet article con-
joncturel à un frein à main. Nous sommes en train de
discuter gravement et doctement, aujourd'hui, en 1974,
pour savoir si une voiture automobile doit être munie d'un
frein à main, et certains s'y opposent, parce qu'il ne per-
met pas d'arrêter une voiture lancée à cent à l'heure.
Enfin, j'aimerais m'adresser à M. Debétaz. Vous me direz
qu'il est impertinent de m'adresser à M. Debétaz alors qu'il
n'a pas encore parlé. Je l'ai vivement engagé à le faire
avant moi, mais il a refusé. Voici ce que je crois pouvoir
lui répondre, d'après ce qu'il a bien voulu livrer à la
commission, et aux journalistes, il y a quelques jours.
Vous représentez ici, mon cher collègue, certains milieux
politiques de la Suisse française, qui pensent que le pro-
blème de la conjoncture peut être résolu par une exten-
sion de l'article 83b/s. A cette opinion, j'oppose deux ob-
jections.
D'abord, vous renversez l'ordre normal de la politique.
Que faisons-nous, en général, lorsque nous estimons
qu'une tâche est devenue nationale? Nous commençons
par reviser la constitution, en conférant une compétence à

la Confédération, par un vote du peuple et des cantons.
Puis nous adoptons une loi, soumise au référendum facul-
tatif, par laquelle nous usons de la nouvelle compétence.
Enfin, le Conseil fédéral prend des ordonnances et des
mesures d'application. C'est le peuple et les cantons, puis
le Parlement, puis le Conseil fédéral, qui décident. Et
vous, vous renversez tout. Vous voulez que ce soit d'abord
le Conseil fédéral qui prenne des mesures et, si leur
validité dépasse une certaine durée, qu'elles soient entéri-
nées par le Parlement, un Parlement qui n'y pourra plus
rien changer. Ce sera à prendre ou à laisser, et, si la
mesure entérinée par le Parlement déroge à la constitu-
tion, elle devra, mais pour finir seulement, être soumise au
référendum obligatoire du peuple et des cantons. Nous
aurions d'abord le Conseil fédéral, puis le Parlement, puis
le peuple et les cantons. Pourquoi M. Debétaz renverse-t-il
ainsi les termes? Parce qu'il s'obstine à nier que le dés-
équilibre conjoncturel actuel soit un phénomène durable.
Il veut nous faire croire que ce déséquilibre est un acci-
dent, auquel on peut remédier par des mesures occasion-
nelles et exceptionnelles.
Et voici ma seconde objection. Je dois vous l'avouer, Mon-
sieur Debétaz, j'aime l'article 895/s. Celui qui est actuelle-
ment en vigueur, pas celui que vous concoctez. Vos amis
ont bien fait de l'introduire dans la constitution, en 1949,
contre l'avis des autorités officielles, parce que, ce faisant,
ils ont rétabli la démocratie, une démocratie étouffée dans
les années trente par l'abus de la clause d'urgence. En
1949, vos amis se sont faits les défenseurs de la démocra-
tie directe. Aujourd'hui, malheureusement, vous la défen-
dez moins. Vous avez tellement peur pour les cantons que
vous vous précipitez dans un danger bien plus considéra-
ble, la toute-puissance du gouvernement et des experts.
Souvent, des fédéralistes m'ont dit: «Mais tu n'y com-
prends rien, tu sera noyé par les experts.» Croyez-vous
qu'avec votre système, vous ne le serez pas encore plus
sûrement? Croyez-vous que ces délibérations hâtives aux-
quelles nous nous livrerons au Parlement ne seront pas
conduites et dominées par les technocrates?
La seule manière de nous en sortir, c'est de retrouver
l'ordre normal, c'est-à-dire d'adopter tranquillement un ar-
ticle constitutionnel, qui définit la tâche de la Confédéra-
tion; puis une loi, qui crée un système; puis, à l'intérieur
de ce système, des ordonnances du Conseil fédéral. Voilà
pourquoi, mon cher collègue, je ne peux pas approuver
votre article 89b/s.
Vous raisonnez trop en termes d'exception. Permettez-moi
encore une comparaison. C'est un peu comme si vous
disiez que, pour l'agriculture, nous n'avons pas besoin de
l'article 31 bis, 3e alinéa, lettre b, ni de la loi sur l'agricul-
ture, ni de l'arrêté sur l'économie laitière, ni du statut du
lait. Tout ce qu'il nous faut, diriez-vous, c'est de temps en
temps, de sages décisions du Conseil fédéral sur le prix
du lait ou sur le prix de la betterave, et, si ces prix doivent
être fixés pour une certaine durée, on convoquera le
Parlement pour les entériner. Je ne vois pas de différence
fondamentale entre nos problèmes de politique agricole et
nos problèmes de politique conjoncturelle. Ce sont, les
uns et les autres, des problèmes durables.
En conclusion, je vous engage à entrer en matière sur
l'article 3~\quinquies, à vous montrer aussi entreprenants
que possible lors de l'examen des propositions de la mi-
norité, mais à faire la sourde oreille au projet de M. Debé-
taz.

Schwarzenbach: Prospektivstudien und Futurologie sind
wissenschaftliche Instrumente, deren sich neuerdings
auch die Politik bedient, in der Hoffnung, ihre Probleme zu
meistern. Gleich dem Famulus Wagner in Goethes Faust
seufzen Politiker und Wirtschaftsexperten: «Mit Eifer hab'
ich mich der Studien beflissen; zwar weiss Ich viel, doch
möcht' ich alles wissen.»
Sie wissen viel, aber längst nicht alles. Das Unvorherseh-
bare macht ihnen jeweils einen dicken Strich durch die
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Rechnung. Kaum zu Papier gebracht, ist die Zukunftsvi-
sion des Kronexperten der Handelshochschule St. Gallen
zu einer Fata Morgana geworden, und mit ihr die Richtli-
nien für die Regierungspolitik des Bundesrates. Es genüg-
te die kurze Zeitspanne von 25 Jahren, dass in der Wirt-
schaftspolitik völlig neue Akzente gesetzt werden mussten.
Der heute zu ergänzende Artikel 31quinquies der Bundes-
verfassung galt damals zur Bekämpfung der Arbeitslosig-
keit und der Krise. Heute steht er unter dem Zwang der
Neufassung, weil die Folgen einer unerwarteten und un-
kontrollierten Ueberkonjunktur und Ueberbeschäftigung
gemildert werden sollen.
Und schon beschleicht uns bei Beginn der Beratungen
eine bange Vorahnung. Nach den düsteren Visionen, von
Herrn Bundesrat Chevallaz sind «die schönen Tage von
Aranjuez» endgültig vorüber. Alljährliche Milliardendefizite
könnten jede staatliche Konjunkturlenkung illusorisch ma-
chen, um so mehr, als es nach der Meinung unseres neu-
en Finanzministers unmöglich ist, die Inflation in den Griff
zu bekommen. Bei solcher Trübseligkeit drängt sich auch
hinsichtlich des Konjunkturartikels die Antwort Fausts an
seinen wissbegierigen Famulus förmlich auf: «Wie nur dem
Kopf nicht alle Hoffnung schwindet, der immerfort an
schalem Zeuge klebt, mit gier'ger Hand nach Schätzen
gräbt, und froh ist, wenn er Regenwürmer findet.»
In der nüchternen Sprache dieses Hauses lautet die be-
rechtigte Skepsis gegenüber den Möglichkeiten der Lenk-
barkeit der Wirtschaft durch den Staat, gestützt auf volks-
wirtschaftliche Expertisen, so, wie es Herr Ständerat Gui-
san in seinem Plädoyer für Nichteintreten ausgedrückt hat:
«Mais les erreurs des experts sont infiniment plus graves
que les erreurs des individus. Lorsqu'un individu se trom-
pe, il se trompe dans sa sphère. L'expert fédéral, lui, se
trompe au niveau de la Confédération.. Je ne serais par-
faitement rassuré que si je pouvais être certain que jamais
les experts ne se trompent.»
Skepsis ist angebracht. Uebertriebene Skepsis aber führt
zur Resignation. Wer Verantwortung für Staat und Gemein-
schaft trägt, darf niemals resignieren. Er ist verpflichtet,
die Gegenwart zu meistern, und zwar nach Möglichkeit
nicht nur pragmatisch von Fall zu Fall, sondern konstruktiv
und in die Zukunft weisend.
Das ist die Verpflichtung, die der Bundesrat in verdan-
kenswerter Weise an die Hand genommen hat und die wir
heute gemeinsam zu einer vertretbaren und mit der sozia-
len Ethik unseres Staatswesens zu vereinbarenden Lösung
führen müssen.
1966 erteilte die Motion Heil dem Bundesrat den Auftrag,
die Probleme der Konjunkturüberhitzung verfassungsmäs-
sig zu meistern. Die Wartefrist von vollen acht Jahren seit
der Auftragserteilung bis zur Verwirklichung ist unverzeih-
lich lang. Es bedurfte offensichtlich eines Wechsels in der
Führung des Volkswirtschaftsdepartements, bis die Lösung
vorangetrieben wurde. Wäre es vor acht Jahren noch mög-
lich gewesen, reparable Schäden zu verhindern, so gilt es
heute, die irreparable Not der zugelassenen und sogar
lange Zeit geförderten Inflation nach Möglichkeit zu lin-
dern. Eine unvergleichlich schwerere Aufgabe!
Heute sieht sich der Bund gezwungen, einen definitiven
Schlussstrich unter die historische Epoche der unkontrol-
lierten wirtschaftlichen Expansion zu ziehen. Unternehme-
rische Gleichgültigkeit gegenüber den Forderungen des
Allgemeinwohls, bedenkenlose Ausgabenfreudigkeit der
öffentlichen Hand und die einseitige Ausrichtung breiter
Kreise unseres Volkes auf wachsenden materiellen Wohl-
stand haben zu der paradoxen Situation geführt, dass die
bisherigen eingeschworenen Feinde des staatlichen Diri-
gismus selber nach staatlicher Intervention als dem retten-
den Heilmittel rufen.
Es bleibt ja tatsächlich auch kein anderer Ausweg, als
dieses weithin vernehmliche mea culpa von Behörden,
Parlament und Wirtschaft, denn es vollzieht sich In der
Oekonomie das gleiche wie im Verkehr. Unsere Autobah-
nen, auf Höchstgeschwindigkeit angelegt, gelten erst heu-

te bei der gedrosselten Geschwindigkeit von 100km/h als
einigermassen sicher.
Mit dem Konjunkturartikel verpflichten wir den Staat, über-
all dort in das freie Spiel der Wirtschaft einzugreifen, wo
überbordende Freiheit der Gemeinschaft schadet. Ueber-
dies wird der Staat zu seinem eigenen Wächter gesetzt,
als Bremser überall dort, wo sich die öffentliche Hand -
Bund, Kantone und Gemeinden - an der Inflation mitschul-
dig gemacht hat. Die Bundesmassnahmen sollen zunächst
auf den drei Bereichen Geld- und Kreditwesen, öffentli-
che Finanzen und Aussenwirtschaft ergriffen werden. Die
Herren Berichterstatter und Vorredner haben das Gewicht
dieser einzelnen Massnahmen so gründlich dargelegt,
dass ich auf eine Wiederholung verzichte.
Zu unserem Bedauern sind nur die genannten drei Berei-
che von den bundesrätlichen Eingriffsmöglichkeiten er-
fasst, während zahlreiche Domänen, die für eine ausgegli-
chene konjunkturelle Entwicklung ebenfalls äusserst ge-
wichtig wären, grosszügig ausgeklammert bleiben. Wir
denken an die Preis-, Gewinn- und Lohngestaltung, an die
Arbeitsmarktpolitik, die Sozialpolitik, die Wohnbaupolitik,
die Umweltschutzpolitik und die Bildungspolitik. Es lag in
der ursprünglichen Absicht des Bundesrates, durch Einfü-
gung des Wortes «vornehmlich» in Absatz 1 notfalls auch
in diesen Bereichen zu intervenieren, aber der Ständerat
und die Mehrheit der nationalrätlichen Kommission sind
diesen Ueberlegungen nicht gefolgt. Das Einlenken des
Bundesrates auf einen Kompromiss lässt sich mit der
Ueberlegung erklären, dass das freie Spiel der wirtschaft-
lichen Kräfte doch so wenig als möglich gestört werden
soll. «So wenig Dirigismus als möglich, so viele punktuelle
Eingriffe wie nötig», lautet die Ansicht des Bundesrates.
Als überzeugte Gegner einer gelenkten Staatswirtschaft
stimmen wir dieser obrigkeitlichen Selbstbescheidung zu,
bedauern aber, dass weder die Arbeitsmarkt- noch die
Einkommenspolitik im Verfassungsartikel mit einbezogen
wurden. Die Ausklammerung der Arbeitsmarktpolitik und
der Einkommenspolitik zeigt an, dass unsere Landesregie-
rung unter dem Druck der wirtschaftlichen und gewerk-
schaftlichen Organisationen gestanden hat und auf zwei
Instrumente verzichtete, die eine Konjunkturlenkung erst
wirksam machen. Es zeigt sich hier ein Krebsübel unserer
staatlichen und gesellschaftlichen Gemeinschaft. Ueber
die Notwendigkeit der Inflationsbekämpfung sind sich alle
einig. Aber wie und auf welchem Wege? Sehr einfach:
Der andere soll die Opfer bringen. Ueber die eigene zu
erbringende Leistung schweigt man sich aus. Man dürfte
nicht fehl gehen, St. Florian zum Schutzpatron dieses Kon-
junkturartikels einzusetzen. Solange die freie Lohn- und
Preisbildung nicht funktioniert, bedarf es einer Einkom-
menspolitik.
Nach Aussage von Herrn Professor Würgler müsste der
Verfassungsartikel die Möglichkeit der Einkommenspolitik
mindestens für den Fall offen halten, dass der gewünschte
Zielbeitrag nicht durch Vorkehren auf anderen Gebieten
geleistet werden kann. Die Konjunkturlenkung und Teue-
rungsbekämpfung sollte letztlich natürlich im Zeichen der
Solidarität geschehen. Diese Solidarität dürfen wir auch
von den Lohnempfängern erwarten, vorausgesetzt, dass sie
verteilungsmässig mit der Einkommenspolitik nicht die Ge-
prellten sind. Freilich ist eine unserer schweizerischen
Mentalität entsprechende Zusammenarbeit zwischen den
Sozialpartnern jedem staatlichen Interventionismus bei
weitem vorzuziehen, auch nach der Aussage von Herrn
Bundespräsident Brugger: «Sozialpartnerschaftliche Ko-
operation so viel als möglich und staatliche Massnahmen
soweit als nötig.» Trotzdem Ist der gänzliche Verzicht auf
die Verankerung der Einkommenspolitik in der Verfassung
um so mehr zu bedauern, als diese in der Form des
dringlichen Bundesbeschlusses am 3. Dezember 1973 vom
Volk befürwortet wurde.
Mindestens so befremdend ist die Ausschaltung der Ar-
beitsmarktpolitik als wichtiges Instrument der Konjunktur-
lenkung. Die wirtschaftliche Ueberexpansion, die zur kon-
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junkturellen Ueberhitzung und damit zur heutigen Krise
geführt hat, wäre ohne den Zustrom ausländischer Ar-
beitskräfte in den sechziger Jahren nicht möglich gewe-
sen. Hätten Wirtschaft, Parlament, Gewerkschaften und
Verbände auf die zweite Ueberfremdungsinitiative des Jah-
res 1970 mit kühler Ueberlegung und nicht in leidenschaft-
lichem Affekt reagiert, so wären uns heute die drastischen
Eingriffe in unsere Handels- und Gewerbefreiheit vielleicht
erspart geblieben. Die Ueberkonjunktur hätte sich ohne
staatlichen Dirigismus beruhigt. Professor Grüner kritisiert
zu Recht im Sammelband «Die Schweiz seit 1945» das
«laisser faire» der vergangenen Wirtschaftspolitik und
schreibt: «Nur sie erklärt zum Beispiel die Unbekümmert-
heit, mit der man die fremde Arbeitskraft ins Land ruft,
ohne die dazu gehörende Nutzen-Kosten-Rechnung aufzu-
stellen.»
Ein letzter kritischer Punkt im Konjunkturartikel, den ich
streifen möchte, ist Abschnitts. Es ist ein absolutes No-
vum, dass die Nationalbank ermächtigt wird, umfassende
Rechtsverordnungen zu setzen. Leider weist die vergange-
ne Währungspolitik der Nationalbank doch zu viele dunkle
Flecken auf, als dass man sie heute ohne Bedenken mit
den Vollmachten des Gesetzgebers ausstatten möchte. Ich
will mich über diesen Punkt nicht näher auslassen. Immer-
hin ist es nicht übertrieben, wenn wir die heutigen verfas-
sungsmässigen Vollmachten, die wir dem Bundesrat und
der Nationalbank übertragen, als ein beachtliches Wagnis
bezeichnen.
Dennoch ist die Vorlage zu begrüssen. Wunder dürfen wir
nicht erwarten, wohl aber viel guten Willen, von dem frei-
lich - soll das Werk gelingen - nicht nur Behörden und
Parlament, sondern auch das Volk beseelt sein müsste.
Nach der Entschärfungskur des Ständerates und der na-
tionalrätlichen Kommission kann nicht mehr ernstlich von
einer Bedrohung durch den Dirigismus gesprochen wer-
den, so wenig wie von gefährlichen Eingriffen des Bundes
in die kantonale und kommunale Finanzhoheit. Bei der
heute vorliegenden Fassung handelt es sich um ein ausge-
wogenes und mit den Grundsätzen der freien Marktwirt-
schaft zu vereinbarendes Werk, das jederzeit in dringli-
chen Fällen durch flankierende Massnahmen wirksamer
gestaltet werden kann.
Inflationsbekämpfung aber kann nicht ausschliesslich Sa-
che der Behörden sein. Der beste Konjunkturartikel in der
Verfassung hilft nichts, «wenn sich», um wieder einmal
Wilhelm Röpke zu zitieren, «die grosse Masse der Bevöl-
kerung überwiegend aus Menschen zusammensetzt, die
zwar keine Inflation wünschen, aber immer wieder Gesetze
und Verhaltensweisen von Gruppen billigen, die die Infla-
tion fördern oder unvermeidlich machen». Merken wir uns
diese klassische Definition Wilhelm Röpkes, «dass ein In-
flationist ein Mensch ist, der eine übertriebene Vorliebe
hat für fortgesetztes Wachstum, für steigende Zif-
fern, für ununterbrochenes Fortschreiten im Quantitativen,
für steil anstrebende Kurven. Er treibt einen wahren Kult
mit dem noch Grösseren und mit der Zukunft, die immer
die Gegenwart in der blossen materiellen Dimension über-
treffen soll.» Diese Worte wurden vor zehn Jahren ge-
schrieben, und sind eine Vorwegnahme des ganzen ver-
gangenen Jahrzehnts.
So gesehen ist der Konjunkturartikel eine positive Wende
in der grundsätzlichen Einstellung unserer Landesbehörde,
die nun ganz bewusst die Akzente vom eigensüchtigen
wirtschaftlichen Wachstum auf eidgenössische Solidarität,
Verzicht und Opferbereitschaft legt, und das Allgemein-
wohl deutlich vor den bisher staatlich und privat vielleicht
zu sehr geschützten und geförderten Eigennutz stellt. Der
Konjunkturartikel ist ein Zeichen der Hoffnung. Er manife-
stiert den Willen zur Selbstbehauptung. Wir leben in einer
Krise, die nun schon mehrere Jahre dauert, und deren
Ende nicht abzusehen ist. Deshalb darf nicht länger nach
improvisiertem Notrecht, sondern es muss verfassungs-
mässig, auf lange Zeit, regiert werden,

Die republikanische und nationale Fraktion empfiehlt Ih-
nen, auf die Vorlage einzutreten. Ich danke Ihnen.

M. Muret: Si le Conseil fédéral s'était inspiré de l'illustre
apostrophe de Christophe Colomb: «Trois jours et je vous
donne un monde», il aurait dû s'écrier en 1964, lors de
l'adoption des premiers arrêtés contre la surchauffe: «Dix
ans et je vous donne un article conjoncturel!»

Il aura fallu dix ans en effet pour que le programme
durable que le gouvernement s'était engagé à faire succé-
der aux arrêtés Schaffner soit enfin soumis aux Chambres.
Dix ans qui ont vu une accélération foudroyante de la
concentration du capital. Dix ans qui ont été marqués par
une crise monétaire devenue permanente, par la crise de
l'environnement, par la crise énergétique, par la crise eu-
ropéenne et bien entendu par la crise inflationniste passée
désormais à l'état endémique - c'est un adjectif que le
rapporteur de langue française affectionne et un point sur
lequel nous sommes d'accord.
Dans notre pays, le bilan le plus récent est fâcheusement
éloquent. Des nuages sombres s'amassent sur la prospéri-
té tant vantée. Le renchérissement continue à galoper et
l'offensive se dessine en direction du blocage des sa-
laires. Le simple maintien du pouvoir d'achat, y compris
celui des retraités AVS/AI, est mis en cause. La sécurité
de l'emploi et l'amélioration des conditions de travail -
horaires, vacances, etc. - sont menacées, tandis qu'en
même temps les grandes concentrations capitalistes sont
non seulement épargnées mais privilégiées.

C'est dire que, durant cette période, la classe dirigeante en
Suisse, comme ailleurs, s'est révélée impuissante à maîtri-
ser une situation qui est le produit même de son propre
système et de sa propre économie, une situation issue
directement du régime capitaliste et de ses contradictions,
et c'est là ce qui commence à apparaître à des yeux de
plus en plus nombreux.

Or, au terme de ce retard de dix ans, la politique conjonc-
turelle proposée et défendue par le Conseil fédéral n'est
qu'un reflet, relativement timide, de celle qui est appliquée
depuis de longues années déjà dans les autres pays capi-
talistes avancés et qui elle aussi passe par une crise que
personne ne conteste, même pas la Schweizerische Han-
delszeitung, l'organe du Vorort. C'est la politique de ce
que nous appelons pour notre part (dans un jargon qui,
après tout, n'est pas pire que celui des économistes de la
couronne), le capitalisme monopoliste d'Etat et qui, répé-
tons-le, a fait la preuve de son incapacité à guérir la plaie
inflationniste. Ainsi, au lieu d'une rénovation, il ne s'agit
que d'une tentative de sauvetage d'un régime menacé de
faillite, il ne s'agit que de sauvegarder aussi longtemps
que possible les privilèges de la classe dirigeante. Et cela
le message du Conseil fédéral lui-même le précise sans
aucune espèce d'équivoque. S'il faut avoir recours, dit-il, à
des interventions directes de l'Etat en cas de nécessité,
«c'est dans l'intérêt même de l'économie de marché». On
se refuse donc a priori et par principe à regarder au-delà
de cette économie de marché et on se livre même à ce
commentaire en tous points remarquable, à la fois par le
style et par la pensée: «En raison des dangers que l'insta-
bilité conjoncturelle fait courir à l'économie de marché et
à la liberté économique, de telles dérogations aux prin-
cipes sur lesquels reposent notre système économique se
justifient au besoin.»
On ne saurait caractériser plus nettement le but poursuivi.
Il consiste avant tout à assurer la survie d'un système
condamné; d'un système dominé chaque jour davantage
par les plus grandes entreprises, qu'elles soient nationales
ou multinationales, de la finance et du capital. C'est qu'il
s'agit donc de sauver leurs profits et de garantir leur toute-
puissance. Ce qui ne peut se faire, cela va de soi, qu'au
frais du monde du travail dans son ensemble, y compris
les classes moyennes, y compris les petites et moyennes
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entreprises - et ce n'est pas seulement nous qui le disons,
c'est le professeur Kneschaurek lui-même.
C'est bien du dirigisme, mais il faut se défaire de cette
idée fausse et trop répandue dans certains milieux de
gauche que tout ce qui est dirigiste est progressiste. Ici le
dirigisme est placé au service immédiat des monopoles
ou, comme dit M. Schürmann, des oligopoles. Et il est
évident que le Parti du travail ne peut que combattre sans
réserve une telle politique.
Nous suivons au contraire une ligne diamétralement oppo-
sée. Nous n'entendons nullement sauver l'économie de
marché en crise, c'est-à-dire l'économie capitaliste du
profit, de l'exploitation, de la spéculation et du désordre.
Ce que nous voulons, c'est ouvrir la voie à une transfor-
mation de ce régime. Ce que nous voulons, c'est une autre
politique, un ensemble d'autres solutions, des réformes de
structures qui, nous ne craignons pas de le préciser, doi-
vent frayer le chemin à une société nouvelle, au socia-
lisme. C'est cette politique et ce sont les moyens de cette
politique qui sont condensés dans la proposition déposée
par le Parti du travail et dont je vous épargne la lecture
puisque vous venez de la recevoir, avec satisfaction, j'es-
père.
Celle-ci constitue un tout. Cette proposition est à considé-
rer comme un contre-projet opposé aussi bien au projet
gouvernemental qu'à celui du Conseil des Etats, lequel
n'est qu'une version édulcorée du premier, une amorce de
compromis helvétique qui ne change pas grand-chose à
son contenu et rien à son objectif.
Nous nous opposons de même à l'autre contre-projet,
abusivement appelé vaudois, alors qu'il n'est issu que d'un
petit groupe où deux ou trois radicaux égarés flanquent
une demi-droite libérale qui, elle, a rejoint, pour ne pas
changer, un dernier carré de maurrassiens. En effet, ce
contre-projet n'est pas plus «conjoncturel», si on ose dire,
qu'il n'est vaudois. Et il réussit ce tour de force, selon les
termes mêmes de celui qui l'a conçu, d'accorder au Con-
seil fédéral «un pouvoir sans limite» (je cite), mais... limité
tout de même à une durée de trois mois. Rien de tel,
comme on voit, pour assurer la continuité d'une politique,
bonne ou mauvaise, et surtout pour garantir du même
coup une réjouissante liberté de manœuvres aux plus bril-
lantes opérations spéculatives!
Permettez-moi d'ajouter que, si curieux que cela puisse
vous paraître, la proposition du Parti du travail n'est pas
que symbolique. Il s'agit d'une part, cela va sans dire, de
soumettre à l'opinion, au-delà de cette assemblée, certes
honorable mais trop souvent bornée, des solutions fonda-
mentalement différentes, et d'autre part de dépasser les
combats de détails et les affrontements plus ou moins
partiels qui vont se dérouler autour du projet fédéral, sans
sortir du cadre de la conception officielle.
Car on va reprendre tout à l'heure, comme lors des débats
sur le droit foncier ou sur l'aménagement du territoire, ce
petit jeu de rébus et de devinettes où le déplacement d'un
point-virgule, l'interversion d'un adjectif, l'utilisation d'une
expression plutôt que d'une autre alors que leur sens est
le même, expriment en réalité la défense de tels ou tels
intérêts et favorisent telles exigences contre d'autres. Ain-
si l'alinéa concernant les suppléments d'impôt et les contri-
butions spéciales donnerait, sans le dire, feu vert à l'intro-
duction de la TVA dont nous ne voulons pas.
Ainsi les termes «équilibre de l'évolution conjoncturelle»
ou «évolution conjoncturelle équilibrée» autoriseraient ou
impliqueraient, sans en avoir l'air, une politique des reve-
nus et donc de blocage des salaires, à laquelle nous nous
opposons. Nous ne participerons pas - ou très peu seule-
ment - par conséquent à cette partie de colin-maillard.
Par ailleurs, il faut le redire sans se lasser - et ici c'est
avec satisfaction aussi que je vois que, dans son rapport,
M. le rapporteur de langue française a tenu à peu près le
même langage - l'invocation par une certaine droite des
grands principes démocratiques, du respect des droits
des citoyens, des cantons, de l'autonomie communale,
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etc., ne fait que recouvrir trop souvent, pour ne pas dire la
plupart du temps, le souci de défendre des intérêts privés
et capitalistes. Pour notre part, nous ne concevons la
Suisse de demain que sur une base fédéraliste, mais pas
du tout sur celle du fédéralisme fiscal ou du fédéralisme
du portefeuille. Quant aux droits du citoyen, il est à peine
besoin de rappeler que, pour nous, il n'est pas de vérita-
ble liberté individuelle sans limitation de la liberté écono-
mique, c'est-à-dire sans limiter le droit du plus fort.
Le Parti du travail ne votera pas contre l'entrée en matière;
il n'est pas opposé à la mise en œuvre d'une politique
conjoncturelle mais il tient à souligner avec insistance
qu'il n'en est pas qu'une. Tant que l'on refusera de s'en
prendre aux causes profondes de l'inflation, à l'accumula-
tion illimitée de capital-argent et de capital spéculatif, aux
privilèges des monopoles, à la marge de profit des gran-
des concentrations capitalistes, non seulement la lutte sera
vaine, mais on ne fera qu'aggraver les contradictions
du système. Nous nous opposerons donc, si notre contre-
projet - contre toute attente, bien sûr! - était repoussé, à
l'article constitutionnel qui nous est soumis.

Jaeger-St. Gallen: Im Namen der Fraktion des Landesrin-
ges der Unabhängigen plädiere ich für Eintreten, aber mit
Vorbehalten. Auch wir wollen keine Generalkompetenz für
eine dirigistische Wirtschaftspolitik der Regierung einfüh-
ren. Aber angesichts der alarmierenden Teuerung finden
wir, dass es höchste Zeit sei, für die verfassungsrechtliche
Grundlage einer wirksamen Konjunkturpolitik und Teue-
rungsbekämpfung zu sorgen.
Der Landesring ist für einen Konjunkturartikel, dies steht
fest. Dieser Artikel muss aber ein möglichst vollständiges
Massnahmenspektrum vorsehen. Es dürfen nicht einzelne
Instrumente, nur weil es dieser oder jener Interessengrup-
pe nicht passt, ausgeschlossen werden. Die parlamentari-
sche Beratung hat das konjunkturpolitische Abwehrdispo-
sitiv bereits in zwei entscheidenden Punkten geschwächt.
Erstens wurden durch die Streichung des Passus, wonach
auch die Kantone und Gemeinden zu einem konjunkturge-
rechten Finanzgebaren anzuhalten seien, zwei Drittel der
öffentlichen Hand von der konjunkturpolitischen Verant-
wortung entbunden. Ohne diese Verantwortlichkeit auch
der Gemeinden und der Kantone für die Konjunkturpolitik
geht es unseres Erachtens nicht.
Zweitens wurde unter kräftiger Mitwirkung der Sozialde-
mokraten und gewisser konservativer Kreise eine weitere
schwere Bresche in den Artikel geschlagen, indem man
nämlich auf den Absatz Her verzichtete, d. h. auf die
sogenannten nichtklassischen Instrumente. Man verweist
somit die Einkommenspolitik - und damit zum Beispiel
auch eine Preisüberwachung, wie wir sie heute haben -
auf den Notrechtsweg. Wir sind der Auffassung, dass es
ohne diese nichtklassischen Instrumente nicht gehen
kann.
Unsere Fraktion wird Anträge einreichen, um diese beiden
Lücken wieder zu schliessen, und wir werden erst dann
diesem Konjunkturartikel ohne Vorbehalt zustimmen kön-
nen.
Heute muss man sich angesichts der um sich greifenden
Inflationsmentalität bald fragen: Warum überhaupt noch
Konjunkturpolitik? Erlauben Sie mir, hier nur einige Stich-
worte anzubringen. Zunächst einmal verweise ich - das
wurde bereits angetönt - auf die kalte Enteignung, die
sich die Sparer durch die Inflation gefallen lassen müs-
sen; ferner auf die Umverteilung von Vermögen (die
bekanntlich im Jahr etwa 12 bis 15 Milliarden ausmachen),
d. h. Vermögen, das umverteilt wird von den wirtschaftlich
Schwächeren zu den wirtschaftlich Stärkeren, von den
Gläubigern zu den Schuldnern. Hinzu kommt eine Umver-
teilung der Einkommen durch die linearen Anpassungsme-
chanismen.
Die Inflation fördert also die Einkommens- und Vermö-
genskonzentration und fördert dadurch auch die Wohl-
standsunterschiede in unserem Lande. Die Inflation ver-
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grössert ausserdem die Kluft zwischen reichen und armen
Regionen, d. h. die reichen Regionen, die ja die überhitz-
ten Regionen sind, haben auch die höchsten Lebenshal-
tungskosten und dadurch das höchste Lohnniveau. Sie
bewirken einen Sog auf dem Arbeitsmarkt, und zwar in
dem Sinne, dass sie zu einer Entleerung der schwächeren
Gebiete beitragen. Hierin liegt nun ein Teufelskreis, indem
die Standortvorteile der Agglomerationen noch grösser
werden. Von der Inflationsmentalität habe ich bereits ge-
sprochen. Man ist heute bereit, alles zu antizipieren:
Preissteigerungen werden durch Lohnforderungen antizi-
piert und umgekehrt. Dadurch verlieren wir mit der Zeit
international an Wettbewerbsfähigkeit.
Der Inflationsgeschwindigkeit wohnt eine gewisse Eigendy-
namik inné; damit ist das Inflationsproblem nicht mehr ein
ökonomisches Problem. Es ist heute zum sozialpolitischen,
ja zum erstrangigen politischen Problem überhaupt gewor-
den; denn die Inflation ist in der Lage, unsere Wirtschafts-
ordnung zu zersetzen, wenn sie einmal eine gewisse Reiz-
schwelle überschritten hat. Ich glaube, diese Reizschwelle
ist heute, wie beispielsweise in Japan und in Italien, leider
auch in der Schweiz erreicht. Darum ist die Zeit für ein
konjunkturpolitisches Konzept überreif. Denn mit der Be-
kämpfung der Inflation und der Teuerung treiben wir indi-
rekt auch Wirtschaftspolitik, wir machen Verteilungspolitik.
Ich möchte immerhin an die Adresse von Herrn Kollega
Stich darauf hinweisen, dass die Inflationspolitik an sich
schon die Interessen der Arbeitnehmer vertritt und nicht
unbedingt gegen die Arbeitnehmer gerichtet sein muss.
Ein Missverständnis in diesem Zusammenhang möchte ich
immerhin aufzeigen: Es ist falsch, zu meinen, mit den
Dämpfungsmassnahmen könne man direkt räumliche
Strukturpolitik machen. Man schafft lediglich die Voraus-
setzungen, um eine solche Strukturpolitik (die ja sicher
auch in unserem Lande notwendig ist) zu betreiben. Die
restriktiven Massnahmen sollen ja die Stabilisierung her-
beiführen, und damit werden wie gesagt, die Vorausset-
zungen für eine wirksame Struktur- und Verteilungspolitik
geschaffen.
Nun möchte ich einige Bemerkungen machen zur Zielbe-
stimmung. Die Zielbestimmung in Absatz 1 scheint uns
nämlich unvollständig zu sein. Mit dem Konjunkturartikel
sollen bekanntlich die Voraussetzungen für folgende Ober-
ziele geschaffen werden: Zunächst die Voraussetzungen,
um einen wachsenden Wohlstand herbeizuführen und die-
sen Wohlstand auch gleichmässiger zu verteilen, ferner
eine regional ausgeglichene Verteilung der wirtschaftli-
chen Aktivitäten und des Wohlstandes herbeizuführen. Al-
so ist die Konjunkturpolitik, zusammen mit der Strukturpo-
litik, eine Säule für eine gleichgewichtige Entwicklungspo-
litik. Die Einbettung der Stabilitätspolitik in dieses überge-
ordnete Zielsystem, d. h. der Bezug auf ein umwelt-
gerechtes und den verfügbaren Produktionsfaktoren ange-
passtes Wachstum, fehlt hingegen im vorliegenden Artikel..
Ich möchte daher hier die konkrete Frage an Herrn Bun-
despräsident Brugger stellen: Gedenkt der Bundesrat,
nach Beendigung der Arbeiten am Konjunkturartikel, auch
die verfassungsmässigen Grundlagen für die Strukturpoli-
tik zu schaffen? Wenn ja, bis wann wäre mit einem sol-
chen Strukturartikel zu rechnen? Ich habe mit Freude heu-
te morgen in der Zeitung gelesen, dass eine Kommission
eingesetzt wird. Ich finde, hier handelt es sich um ein
vordringliches Postulat, dem wir nachzukommen haben.
Aber auch in der Umschreibung der unmittelbaren kon-
junkturpolitischen Primärziele ist meines Erachtens der
Absatz 1 lückenhaft. So stipuliert er das Vollbeschäfti-
gungsziel sowie das Preisstabilitätsziel, lässt aber den
dritten Pol im magischen Dreieck - das Zahlungsbilanz-
gleichgewicht - weg.
Und nun das Abwehrdispositiv, das aufgrund des Konjunk-
turartikels möglich ist. Zunächst möchte ich den Inflations-
ursachen nachgehen. Ich glaube, nur anhand einer sol-
chen Auslegeordnung der verschiedenen Inflationsursa-
chen können die Schlüsselgrösse und die Ansatzpunkte

für eine wirksame Konjunkturpolitik herausgeschält wer-
den. Die vorgesehenen Instrumentarien müssen anhand
dieser Auslegeordnung gemessen werden.
Wir haben vier Erklärungen für die Inflation. Zunächst ein-
mal die Nachfrageinflation, d. h. die nachfragewirk-
same Geldmenge übersteigt die Leistungserstellung. Zwei-
tens die Kosteninflation. Hier haben wir zwei Komponen-
ten: Die Gewinninflation und die Lohnkosten. Drittens die
importierte Inflation. Hier gibt es wieder drei Komponen-
ten: den Zahlungsbilanzeffekt, der bei stabilen Wechsel-
kursen zu Liquiditätszuflüssen, zu Liquiditätsüberschüssen
führt, dann den Exporteffekt, d. h. die Auslandnachfrage,
die zu einer Aufblähung der gesamtwirtschaftlichen Nach-
frage beiträgt, und sodann der Preisübertragungseffekt auf-
grund der Preissteigerung beispielsweise bei den Import-
waren, vor allem bei den Rohstoffen. Weiter haben wir als
Erklärung für die Inflation noch die Liegenschaftspreise.
Wenn wir nun unser Abwehrdispositiv anhand dieser Aus-
legeordnung messen und mit den Inflationsursachen ver-
gleichen, so stellen wir fest, dass wir für die Nachfragein-
flation die klassischen Globalsteuerungsmassnahmen vor-
sehen - Massnahmen auf dem geld- und kreditpolitischen
Sektor, fiskal- und finanzpolitische Massnahmen -, und als
Nebenaspekt die Abschreibungspolitik, Zum letzten Instru-
ment besteht ein Streichungsantrag. Ich würde es sehr
bedauern, wenn dieser Passus gestrichen würde.
Was die importierte Inflation anbelangt, so stellen wir fest,
dass auch hier das Sortiment von aussenwirtschaftlichen
Abwehrmassnahmen, die aufgrund des Artikels möglich
sind, zumindest in bezug auf Verhinderung der Exportef-
fekte und der Zahlungsbilanzeffekte, ausreicht. Allerdings
wird die Verhinderung des Exporteffektes sehr oft schwie-
rig sein, zumal dann, wenn wir einen internationalen Kon-
junkturboom zu verzeichnen haben, wie das im letzten
Herbst beispielsweise der Fall war.
Praktisch völlig wehrlos ist der Konjunkturartikel, so wie er
gegenwärtig vorliegt, vorläufig noch gegenüber folgenden
Inflationsherden: Zunächst zum Abschnitt der Nachfragein-
flation. Hier ist, wie bereits die Ausklammerung der öffent-
lichen Hand oder zumindest eines grossen Teils der öf-
fentlichen Hand, sehr bedauerlich, dass jetzt die Möglich-
keit fehlt, dass der Bund die Kantone und Gemeinden zu
einem konjunkturgerechten Finanzgebaren veranlassen
könnte. Dadurch werden, wie gesagt, zwei Drittel der öf-
fentlichen Hand aus der konjunkturpolitischen Verantwor-
tung entlassen.
Schliesslich können wir die Nachfrage über diesen Artikel
nicht direkt beeinflussen. Ein Baubeschluss beispielsweise
wäre nicht möglich; er müsste weiterhin über das Notrecht
verfügt werden.
Zweiter offener Inflationsabschnitt: Zwar sind wir gegen
Exporteffekte und Zahlungsbilanzeffekte abgesichert. Indes-
sen können wir uns gegen Preisübertragungseffekte auf-
grund der Rohstoffverknappung nicht wehren. Diese Lücke
kann aber auch durch den Konjunkturartikel nicht ge-
schlossen werden.
Zur Kosteninflation: Hier fehlen die Möglichkeiten der Ein-
kommenspolitik. Die Schwergewichte hätten ja ohnehin bei
einer gewissen Art von Preispolitik zu liegen. Es sind poli-
tische Widerstände gegen eine solche Einkommenspolitik
zu verzeichnen, sowohl von links wie von rechts. Auch
diese Lücke könnte meines Erachtens geschlossen wer-
den.
Der vierte Abschnitt: Die Liegenschafts- und Bodenpreis-
steigerungen, die einen der virulentesten Inflationsherde dar-
stellen. Auch hier sind aufgrund des Artikels keine Mass-
nahmen vorgesehen. Ich möchte nun auch wieder die kon-
krete Frage stellen, ob aufgrund dieses Artikels (und allen-
falls wie) Massnahmen in diesem meines Erachtens äus-
serst gefährlichen Inflationsabschnitt ergriffen werden
können.
Zusammenfassend stelle ich fest, dass Verbesserungen an
der gegenwärtigen Fassung nach der parlamentarischen
Beratung des Konjunkturartikels unbedingt nötig sind. Das
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Instrumentarium muss vervollständig werden. Nichtklassi-
sche Massnahmen, die ja mit der Zeit zu Standardinstru-
menten werden könnten, dürfen nicht nur als Notbremsen
verstanden werden. Dabei möchte ich allerdings bemer-
ken, dass nach wie vor der primäre Einsatz auf den markt-
konformen Massnahmen liegen muss. Wir müssen uns in-
dessen bewusst sein, dass diese marktkonformen Mass-
nahmen langfristig nicht ausreichen werden, weil eben un-
sere Wirtschaft nur noch in beschränktem Umfange nach
marktwirtschaftlichen Ordnungsprinzipien organisiert ist
und funktioniert.
Es wird dann auf das Notrecht verwiesen. Hier möchte ich
einfach darauf hinweisen, dass es sich dabei um sehr
komplizierte Verfahren handelt, um Verfahren, bei denen
die Lobbies ihre Einflüsse geltend machen können. Weiter
das Problem des Zuspätkommens, wofür ebenfalls das
Notrechtsverfahren verantwortlich ist. Ich glaube, der Herr
Kommissionspräsident, Herr Kollega Weber, hat richtig ge-
sagt, dass wir uns in diesem Zusammenhang vor einer
Bewährungsprobe für unsere Demokratie überhaupt befin-
den. Wir müssen bereit sein, vom Notrecht abzuweichen
und mit einer verfassungsmässigen Grundlage zu operie-
ren.
Indessen: Selbst wenn wir diesen Konjunkturartikel ver-
vollständigen können, wird es Inflationsursachen geben,
vor denen wir uns nicht zu schützen vermögen. Also muss
vor Illusionen gewarnt werden, die mit einem Konjunktur-
artikel geschaffen werden könnten. Die Gründe für diese
unüberwindbaren Hindernisse liegen zumeist im ausser-
ökonomischen Bereich; es gibt auch ökonomische Grün-
de, ich habe vom Preisübertragungseffekt gesprochen.
Diese «unheilbaren» Inflationsursachen stehen beispiels-
weise in Verbindung mit dem Stichwort «Anspruchsinfia-
tion». Ich möchte diese Feststellung nicht als Schlagwort
verstanden wissen, sondern einfach als eine Beurteilung
der Lage. Wir alle haben Wünsche, die grösser sind als
unsere Möglichkeiten, d. h. wir wollen mehr produzieren,
als die verfügbaren Produktionsfaktoren (die Ressourcen)
es zulassen. Wir verlangen mehr Einkommen, als die Pro-
duktivität es zulassen würde, und wir wollen mehr konsu-
mieren, als wir zu produzieren vermögen. Hinzu kommt ein
weiteres Moment, das ebenfalls eher im ausserkonjunktu-
rellen Bereich liegt: die regionalen Rücksichten, die wir
bei der Inflationsbekämpfung nehmen müssen. Hier stelle
ich auch wieder eine konkrete Frage an den Herrn Bun-
despräsidenten: Welche vorgesehenen konjunkturpoliti-
schen Instrumente gedenkt man regional zu differenzieren,
und wie können diese Massnahmen regionalisiert werden?
Zusammenfassend müssen wir feststellen, dass die vorlie-
gende Fassung des Konjunkturartikels noch nicht genügt
und dass entscheidende Lücken wieder geschlossen wer-
den müssen. Illusionen dürfen mit dem Konjunkturartikel
nicht geweckt werden.
Trotzdem bin ich optimistisch, denn eine sachlich-objekti-
ve Analyse ausländischer Beispiele widerlegt jenen
Spruch der Gegner eines Konjunkturartikels, es nütze ja
doch alles nichts! Ich möchte auf einige Beispiele hinwei-
sen. Zunächst das Beispiel der Bundesrepublik Deutsch-
land: Seit 1967 besteht dort aufgrund eines Artikels im
Grundgesetz das sogenannte Stabilitätsgesetz, mit etwa
den gleichen Massnahmen, wie wir sie jetzt mit unserem
Konjunkturartikel vorsehen. Die Inflationsrate betrug in
Deutschland im Jahre 1972 6,1 Prozent im Vergleich zu
unserer von 7 Prozent; im Jahre 1973 betrug sie in
Deutschland 6,6 Prozent im Gegensatz zu unserer Infla-
tionsrate von 9,5 Prozent. In den USA haben wir den
«Employment Act» von 1946, der weitreichende Kompe-
tenzen zur Konjunkturpolitik vorsieht. Allerdings haben
dort die «pressure groups» einen recht grossen Einfluss
auf die Gestaltung der Konjunkturpolitik. Im Jahre 1972
betrug die Inflationsrate in den USA 3,4 Prozent und im
Jahre 1973 7,2 Prozent. Ich könnte noch etliche Beispiele
hinzufügen; ich verweise auf Oesterreich, die Niederlande
und Schweden, die alle niedrigere Inflationsraten haben

als wir in der Schweiz. Es zeigt sich also, dass verfas-
sungsmässige, gesetzliche Kompetenzen für eine wirksa-
me Konjunkturpolitik doch nicht ganz wirkungslos sind,
wie es die Gegner dieses Konjunkturartikels wahrhaben
wollen.
In diesem Sinne möchte ich nochmals festhalten, dass wir
für Eintreten sind, aber mit gewissen Vorbehalten. Wir
werden dann in der Detailberatung zu den einzelnen Punk-
ten im Detail noch Stellung nehmen und auch konkrete
Anträge stellen.

Schürmann: Ich möchte Ihnen im Namen der CVP-Fraktion
empfehlen, auf die Vorlage einzutreten. Ich schliesse mich
dem Dank an Herrn Bundespräsident Brugger und seine
Mitarbeiter und Experten für die Vorbereitung dieses
schwierigen und wichtigen Geschäftes an. Es ist eine Vor-
lage entstanden, die nach unserer Ansicht im wesentli-
chen das Richtige trifft und eine gute Chance hat. Die
Zustimmung zum Konjunkturartikel lässt sich mit drei
hauptsächlichen Ueberlegungen begründen: mit den Feh-
lern der Vergangenheit, mit den Schwierigkeiten unserer
gegenwärtigen Konjunkturpolitik und mit den künftigen
Aufgaben des Bundes auf diesem Gebiete.
Zum ersten die Feststellung, dass es einzigartig ist, über
wie wenig konjunkturpolitische Kompetenzen Staat und
Nationalbank zur Beeinflussung und zur Gewährleistung
dessen verfügen, was Absatz 1 des neuen Artikels 31quin-
quies zutreffend mit «ausgeglichener konjunktureller Ent-
wicklung» umschreibt. Aus den Vorgängen der sechziger
Jahre haben wir alle allzu lange nichts gelernt, haben den
Ausbau des Instrumentariums aus vielerlei, auch eigen-
süchtigen Gründen scheitern lassen und haben auch jetzt
wieder recht lange nicht reagiert. Die Unterlassungen ha-
ben dazu geführt - das ist wohl heute unbestritten -, dass
im Jahre 1972 nach dem Dahinfallen des Agreements der
Nationalbank mit den Banken die Geldmenge um ein Viel-
faches dessen gestiegen ist, was mögliche Produktions-
steigerungen hätten leisten können. Damals wurden die
hohen Inflationsraten von der Nachfrageseite her ermög-
licht, und sie konnten seither nicht rückgängig gemacht
werden. Es ist daher - und da sind alle einig, die heute im
Namen der Fraktionen gesprochen haben - hoch an der
Zeit, die Verfassungsfrage endlich zu lösen.
Zum zweiten: Das System der Wirtschaftsartikel von 1947 -
Herr Aubert hat den Geist dieser Wirtschaftsartikel be-
schworen - ist zwar aus verständlichen Gründen, wenn
man an die Situation jener Nachkriegsjahre zurückdenkt,
lückenhaft, in seinem Konzept aber nach wie vor richtig.
Richtig ist insbesondere die Orientierung der Wirtschafts-
artikel an der Handels- und Gewerbefreiheit, damit die
Ausrichtung der ganzen Wirtschaftsverfassung auf dieses
Grundrecht und auf eine marktwirtschaftliche Ordnung ge-
währleistet ist. Die Handels- und Gewerbefreiheit - da
wäre Ich intransigent - ist der harte Kern unserer Wirt-
schaftsordnung; sie muss das bleiben. Es lassen sich me-
thodisch, indem man das Verhältnis des Staates zur Wirt-
schaft nach dem Mass der Einschränkung des Grundrech-
tes abstuft, alle fünf Ziele umschreiben, die wir in der
Wirtschaftspolitik verfolgen, die ja gleichwertige und
gleichranglge Ziele darstellen, sofern man - und das ist zu
betonen - das Konzept rechtzeitig und konsequent genug
anwendet, nämlich die Vollbeschäftigung, die Preisstabili-
tät, das aussenwirtschaftliche Gleichgewicht, ein massvol-
les wirtschaftliches Wachstum und eine gerechte Einkom-
mensverteilung.
Die Vorlage vervollständigt nach unserer Ansicht, indem
sie den bisherigen sogenannten Vollbeschäftigungsartikel
- das war dessen einzige Zielsetzung - gänzlich revidiert, die
schweizerische Wirtschaftsverfassung in einem nach allen
Erfahrungen und allen Erkenntnissen allerwichtigsten Be-
reiche. Die Vorzüge der Vorlage liegen insbesondere dar-
in, dass die Kompetenzen des Bundes im Rahmen des
vorgegebenen Systèmes ausgeweitet werden. Das ist die
Aufgabe und das Problem, das sich stellt. Mit Recht kon-
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zentriert sich daher die ganze Diskussion - das war heute
vormittag gut spürbar, und das wird sich fortsetzen - auf
den Absatz Ibis, wo die in Abweichung von der Handels-
und Gewerbefreiheit zulässigen Massnahmen umschrieben
werden. Da liegt wahrhaftig die sectes materia!. Sollen
Rahmendaten des wirtschaftlichen Geschehens - nur Rah-
mendaten - gesetzt und beeinflusst werden, dann bedarf
es neuer, allerdings begrenzter Befugnisse des Staates.
Wo dieser neue Limes zu ziehen sei, ist bekanntlich kon-
trovers. Unsere Fraktion ist entschieden der Ansicht, dass
die Grenzziehung nicht zu eng erfolgen solle. Sie folgt
damit der Linie, die der Bundesrat vorgezeichnet hat, der
der Ständerat im Prinzip gefolgt ist, und welche > in der
nationalrätlichen Kommission lediglich wegen einer etwas
absonderlichen Allianz zwischen rechts und links -
einer Koinzidenz dogmatisch motivierter Haltungen, um
den Soziologenjargon zu gebrauchen - nicht reüssiert hat.
Welche der vorgeschlagenen Modalitäten beim Absatz Ibis
zu wählen sei, ist später zu erläutern. Hier sei folgendes
festgestellt:

Die Inflationstheorien - sachkundige Kollegen haben heu-
te den Fächer dazu aufgebreitet - bestätigen bei allen
Meinungsverschiedenheiten, die sie kundtun, dass die
Teuerung in einem schwer zu definierenden zeitlichen Ab-
lauf auf Nachfragesog, Kostendruck und gruppenpolitische
Auseinandersetzungen über die Verteilung des Sozialpro-
duktes zurückzuführen ist. Es geht immer wieder um diese
drei Hypothesen, diese drei Erklärungsversuche, die sich
sachlich und zeitlich mannigfach durchkreuzen und über-
schneiden. Es ist in der Theorie und in der Praxis keine
Frage, dass sich die Interventionen zwar vorrangig auf die
klassischen Gebiete auszurichten haben, weil sie markt-
konform sind, marktwirtschaftlich mit unserem System kor-
respondieren, dass sie aber auch - wie unsere eigenen
gegenwärtigen Erfahrungen zeigen - unter Umständen nicht
genügen, so dass ausnahmsweise auch weitere Massnah-
men nötig sind. Ich erinnere daran, dass die Kreditpolitik
in ihren Möglichkeiten beschränkt und stets etwas einsei-
tig ausgerichtet ist. Wir haben in diesen Monaten erlebt,
wie nahe die Grenzen liegen, wenn wir beispielsweise an
die Zinspolitik denken, politisch implizierte Grenzen, die
mit guten Gründen zu respektieren sind. Es bestätigt sich
eben aus dieser Sicht, dass Inflation immer auch ein
Machtproblem ist. Für die öffentlichen Finanzen gilt das
gleiche. Sie unterliegen in enormem Masse Sachzwängen;
als Politiker kennen wir das nur allzu gut. Der Staat kann
ja letztlich nicht seine eigenen Zwecke in Frage stellen!
Auch haben wir es erlebt, dass die aussenwirtschaftliche
Absicherung, so konsequent sie jetzt gehandhabt wird,
begrenzte Reichweite hat, so dass das gesamte Konzept
ungenügend wirksam sein kann, hautpsächlich wenn man
sehr spät damit einsetzt. So wäre es nicht falsch, wenn wir
vorausblickend und vorsorglich die Grenzen etwas weiter
ziehen und sie ordentlich umschreiben - auch ordentlich
einschränken.
Es ist heute vormittag auf das Kartellgesetz Bezug genom-
men worden. Selbstverständlich kann man durch eine Re-
vision dieses Gesetzes, die im Tun ist, die vermachteten
Märkte - kartellistische und oligopolitische .Märkte -
schärfer erfassen. Man könnte das aber nicht in einem
grösseren Rahmen und für die Masse der weiteren Märkte
vornehmen. Gewerbe, Landwirtschaft und Mittelstand soll-
ten sich wohl überlegen, ob das Instrumentarium nicht
leicht erweitert werden sollte.

Als Drittes und Letztes. Der neue Konjunkturartikel, wenn
er richtig verstanden wird, wenn die Aufgabe zutreffend
gelöst wird, muss eine langfristige, kontinuierliche Politik
auf diesem Gebiet ermöglichen und dafür eine sichere
Basis abgeben. Konjunkturpolitik muss zu einer ständigen
Aufgabe des Bundes werden. Man sollte dieser Konjunktur-
politik nicht bereits in statu nascendi auf ein Bein stellen,
eine Revision nur auf einem Beine in Aussicht nehmen. Es
muss primär die Globalsteuerung der Nachfrage ermög-

licht werden, sekundär sollten sonstige, darunter auch ein-
kommenspolitische Massnahmen zumindest nicht ausge-
schlossen sein.
In diesem Sinne empfehlen wir Eintreten.

Präsident: Damit haben alle Fraktionssprecher gespro-
chen. Zum Eintreten sind noch 14 Redner eingeschrieben.
Ich beantrage Ihnen, die Rednerliste zu schliessen und
Beschränkung der Redezeit auf 10 Minuten. (Zustimmung)

Schmid-St. Gallen: Die Inflation ist ein hochpolitisches
Problem. Ich lege Wert auf die Feststellung, dass es nicht
bloss ein Problem ist, das einige Vertreter von Interessen-
gruppen zusammen mit einigen Nationalökonomen ausdis-
kutieren können. Die Inflation trifft in der Tat, wie wir ge-
hört haben, die untersten Schichten unseres Volkes, die
Unterprivilegierten. Die Inflation trifft vor allem jene, die
nicht in der Lage sind, den Teuerungsausgleich durchzu-
setzen, und jene, welche Ersparnisse für das Alter anlegen.
Die Inflation trifft jene, die glauben, mit der dritten Säule
für ihr Alter zu sorgen. Eine dritte Säule gibt es aber gar
nicht. Bei einer Inflation von 11 oder 12 Prozent geht es
doch nicht einmal sieben Jahre, bis das gesparte Vermö-
gen nur noch den halben Wert hat. Wenn die Teuerung so
weitergeht, werden in wenigen Jahren Zehntausende von
Leuten in unserem Lande feststellen, dass sie um die
Früchte ihrer lebenslangen Arbeit gebracht worden sind.
Ich kann Ihnen sagen, dass das auch politisch äusserst
gefährlich ist. Ich erinnere an die Verhältnisse in Deutsch-
land in den zwanziger und dreissiger Jahren; ich nehme
nicht an, dass jemand in diesem Saale ist, der sich heute
solche Verhältnisse für unser Land wünscht. Die Motiva-
tion, etwas gegen die Teuerung zu tun, sollte daher eigent-
lich bei den Politikern vorhanden sein. Weitgehend unbe-
stritten am Konjunkturartikel sind denn auch die drei
Massnahmenbereiche Geld- und Kreditwesen, öffentliche
Finanzen und Aussenwirtschaft und damit der Kern des
Entwurfes des Bundesrates zum Konjunkturartikel. In allen
drei Bereichen geht es im wesentlichen darum, die Geld-
menge zu beeinflussen. Mit den Massnahmen auf dem Ge-
biete des Geld- und Kreditwesens soll das Kreditvolumen,
die Kreditgewährungsmöglichkeit der Banken einge-
schränkt v/erden und damit auch die Geld- und Kredit-
schöpfung des Bankensystems. Mit öffentlichen Finanzen
soll vornehmlich auf dem Steuerwege durch Abschöpfung
die Geldmenge beeinflusst werden; mit den Massnahmen auf
dem Gebiete der Aussenwirtschaft soll die Geldmenge, die
vom Ausland in unser Land strömt, eingedämmt werden,
sei das nun die Geldmenge, die als Entschädigung für
Exporte in unser Land kommt, sei es die Geldmenge, die
aus Zinsgründen oder aus Sicherheitsgründen in unser
Land strömt. Damit gibt der Bundesrat, der die Geldmen-
genregulierung beantragt, eine verblüffend einfache Ant-
wort auf ein wichtiges soziales Problem. Der Bundesrat be-
findet sich in guter Gesellschaft; er befindet sich in der
Gesellschaft der Monetaristen unter den Nationalökono-
men, angeführt von Professor Milton Friedman aus Chica-
go. Friedmans These lautet (ich zitiere), «dass Inflation
immer und überall ein monetäres Problem ist, in dem Sin-
ne, dass sie nur durch ein rascheres Wachstum der Geld-
menge relativ zum Output geschaffen werden kann.»

Friedmans Auffassung ist zwar nicht unbestritten, aber
doch derzeit vorherrschend. Es gibt aber daneben eine
ganze Reihe hochdifferenzierter Inflationstheorien, die bis-
her kaum die ihnen gebührende Beachtung gefunden ha-
ben. Verfolgt man Friedmans Publikationen über längere
Zeiträume hinweg, so stellt man alsbald fest, dass er rela-
tiv beweglich ist. Er passt sich elegant an veränderte Ver-
hältnisse an, indem er namentlich die von ihm verwende-
ten Begriffe variiert. Das gilt etwa für den in diesem Zu-
sammenhang besonders zentralen Begriff des Geldes. Sie
sehen, mit etwas Elastizität kann man nicht nur in der Poli-
tik, sondern auch in der Wissenschaft recht lange überle-
ben.
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Es kommt dazu, dass Friedmans These, wonach die Infla-
tion geldmengenbedingt sei, kaum widerlegbar ist. Dass
damit aber das Inflationsproblem gelöst sei, vermag ich
persönlich nicht zu glauben. Ich erinnere an die geringen
Erfolge in fast allen ausländischen Staaten. Wenn man
aber das erklärt, dann kommen die Einwände, die besa-
gen, es seien eben Interessengruppen vorhanden, die die
zuständigen Behörden am rechtzeitigen Eingreifen und an
der richtigen Dosierung der Massnahmen gehindert hätten.
Tatsache aber ist, dass auch wir mit solchen Interessen-
gruppen zu rechnen haben und dass wir kaum bessere Re-
sultate als das Ausland erwarten können; dies um so weni-
ger, als wir ein kleines Land mit starker Auslandabhängig-
keit sind.
Unannehmbar scheint mir aber an Friedmans These auch
zu sein, dass man sich ihretwegen aus der Verpflichtung
entlassen fühlt, auch die Ursachen der Geldmengenände-
rungen zu berücksichtigen. Ob sich etwa die Geldmenge
erhöht, weil der Staat durch Bedienen der Notenpresse
Kriegsfinanzierung betreibt, oder ob sich die Geldmenge
erhöht, weil dio Notenbank Wertpapiere kauft, scheint mir
immerhin noch einer Unterscheidung würdig zu sein.
Die Grenzen der Teuerungsbekämpfung durch Geldmen-
genregulierung ergeben sich aber auch von der prakti-
schen Seite her. Wenn wir die Geldmenge drosseln, bei-
spielsweise durch einen Kreditbeschluss, dann steigt über
kurz oder lang der Zins. Wegen der starken hypothekari-
schen Verschuldung der Landwirtschaft haben die Land-
wirte damit weniger Geld zur Verfügung, und weil das
Landwirtschaftsgesetz unseren Landwirten ein paritäti-
sches Einkommen garantiert, werden sie eben beim Bun-
desrat vorstellig werden, der dann, wohl oder übel, ihnen
erhöhte Produktenpreise garantieren muss. Wenn er das
nicht macht, dann «steht der Bauersmann auf». Weil aber
die Konsumenten die Lebensmittelpreise zu bezahlen ha-
ben, steigt der Index der Konsumentenpreise, und wir ha-
ben genau das Umgekehrte dessen erreicht, was wir beab-
sichtigten.
Aehnlich ist es bei den Mieten. Sie wissen: Wenn die Hy-
pothekarzinse steigen, dann können die Hauseigentümer
diese Zinsen auf die Miete überwälzen. Die Mietzinse stei-
gen. Die Mieten spielen beim Index der Konsumentenprei-
se eine v/ichtige Rolle, also steigt der Index der Konsu-
mentenpreise auch aus diesem Grunde.

Nun kann man ja sagen: Dann weichen wir halt auf Fiskal-
massnahmen aus. Ich möchte das Problem nur am Bei-
spiel der indirekten Steuern, die für den Ständerat ja von
besonderer Bedeutung sind, erläutern. Ich möchte gerade-
zu die Preisfrage stellen: Sollen wir, um Inflationsbekämp-
fung zu betreiben, die indirekten Steuern erhöhen oder
sollten wir sie senken? Wenn wir die Geldmenge drosseln
wollen, bleibt nichts anderes übrig, als die indirekten
Steuern zu erhöhen. Aber auch die indirekten Steuern wer-
den überwälzt. Es ist ja geradezu der Wille des Gesetzge-
bers, dass diese Steuern auf die Konsumenten überwälzt
werden, und damit geraten wir in Konflikt mit der Besteue-
rung nach der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit. Wir er-
zielen unerwünschte Verteilungswirkungen.

Abgesehen von all diesen Problemen gibt es in neuester
Zeit eine Reihe von Phänomenen, die nach dem derzeitigen
Stand unseres Wissens noch ungeklärt sind. Dazu gehört
beispielsweise die Stagflation, d. h. das Zusammen-
wirken von Inflation und Rezession. Die Experten des Bun-
desrates erklären die Stagflation aus der Unbeweglichkeit
der Preise und Löhne nach unten. Das ergibt dann eine
gute Grundlage, um mittels Einkommenspolitik auf die Löh-
ne zu drücken. In Tat und Wahrheit verfügen wir aber in
bezug auf die Ursachen der Stagflation noch nicht über
gesichertes Wissen. Wir wissen bloss, dass es durchaus
möglich ist, 10 Prozent Inflation und eine Million Arbeitslo-
se zu haben. England hat uns das demonstriert. Mit
Geldabschöpfung tragen wir in solchen Fällen höchstens
dazu bei, die Zahl der Arbeitslosen noch zu erhöhen.

Sollen wir deshalb mit Dante in der «Göttlichen Komödie»
sagen: «Lasciate ogni speranza, voi ch'entrate» (Lassi alle
Eure Hoffnungen sinken, die ihr eintretet)?
Ich glaube nicht. Wir treten ja nicht in die Hölle ein, wie
das in der «Göttlichen Komödie» der Fall ist, sondern
schlicht und einfach auf einen Verfassungsartikel, der
einen an der Weltwirtschaftsdepression der dreissiger Jah-
re orientierten Verfassungsartikel ersetzen soll.
Trotz all der angemeldeten Grenzen der Geld- und Kredit-
politik halte ich dafür, dass die Geldmenge unter Kontrolle
gebracht werden muss. Ich unterstütze daher die Fassung,
wonach der Bund Massnahmen auf den Gebieten des
Geld- und Kreditwesens, der öffentlichen Finanzen und der
Aussenwirtschaft treffen darf.
Ich bin auch der Meinung, dass, wenn wir 1968 oder 1969
ein Notenbankinstrumentarium gehabt hätten, wir heute
eine um zwei oder drei Prozentpunkte geringere Inflations-
rate hätten, als das heute der Fall ist.
Inflation im Sinne von anhaltendem Preisanstieg ist aber
nicht nur ein Problem der Geldmenge, sondern auch ein
Knappheitsproblem. Ich erinnere an die Knappheit von
Rohstoffen und sonstigen Ressourcen. Diesem Knappheits-
phänomen kommen Sie mit der blossen Steuerung der
Geldmenge nicht hinreichend bei. Wer das Geld bereits
besitzt und nicht auf Kredit angewiesen ist, kann sich die
knapperen Rohstoffe beschaffen und treibt damit die Preise
in die Höhe, Geld- und Kreditpolitik hin oder her. Wir bil-
den uns nicht ein, dieses Problem lösen zu können. Im-
merhin sollte der Bund aufgrund des Konjunkturartikels
auch die privaten Investitionen direkt beeinflussen können.
Ich habe daher im Namen der sozialdemokratischen Frak-
tion einen entsprechenden Antrag eingereicht, den ich in
der Detailberatung begründen werde.

Ueltschi: Die Rückgewinnung der Preisstabilität hat ange-
sichts der nun schon seit Monaten erschreckend starken
Inflation höchste Priorität erlangt. Dass die schweizerische
Volkswirtschaft innerhalb des Kreises der westlichen In-
dustriestaaten bezüglich der Teuerungsrate gegenwärtig
eine Spitzenposition einnimmt, bedeutet wohl eine Heraus-
forderung, die um so schwerer wiegt, als unser Land bis
weit in die sechziger Jahre hinein internationalen Ruf als
Insel der Preisstabilität genossen hat. Während die mei-
sten Industriestaaten nach Heilung der Kriegswunden im-
mer wieder mit konjunktur- und wachstumspolitischen Pro-
blemen konfrontiert wurden, konnte die schweizerische
Wirtschaftspolitik die Ziele der Vollbeschäftigung, der
Geldwertstabilität und des aussenwirtschaftlichen Gleich-
gewichtes bei angemessenem und stetigem Wachstum in
fast idealer Weise verwirklichen. Unserer Wirtschaft stan-
den in jener Zeitspanne genügend Arbeitskräfte und vor
allem beachtliche infrastrukturelle Reserven zur Verfügung,
in die sie hineinwachsen konnte. Infolge dieser überaus
günstigen Entwicklung festigte sich der Glaube an eine
dauernde und sich selbst regulierende Hochkonjunktur,
eine Wirtschaftsentwicklung also ohne konjunkturpoliti-
sche Probleme und Eingriffe des Staates. Das klassische,
liberale System des «laisser aller, laisser faire» schien sich
auf das trefflichste zu bestätigen. Es erstaunt deshalb
nicht, dass der 1963/64 eingetretene konjunkturelle
Szenenwechsel zunächst überhaupt nicht wahrgenommen
wurde, und als die Teuerung dann unübersehbar war,
stand man ihr ungewappnet und hilflos gegenüber. 1964
sah sich der Bundesrat erstmals seit dem Zweiten Welt-
krieg genötigt, zum Mittel des dringlichen, sich nicht auf
die Verfassung stützenden Bundesbeschlusses zu greifen,
um ein weiteres Ueberborden der Konjunktur zu verhin-
dern. Er tat dies, als der Index der Konsumentenpreise
eine jährliche Teuerungsrate von 3 Prozent anzeigte;
gegenwärtig beträgt, wie wir ja alle wissen, die jährliche
Teuerung, gemessen am Index der Konsumentenpreise,
11,8 Prozent. Es ist deshalb ausserordentlich wichtig und
dringlich, dass der wirtschaftspolitischen Behörde jene
Kompetenzen und Instrumente zur Verfügung gestellt wer-
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den, welcher sie für den erfolgreichen Kampf gegen die In-
flation bedarf. Dass das Mittel des Dringlichkeitsrechtes
hierzu keine geeignete Grundlage bildet, beweisen die Er-
fahrungen der letzten Jahre zur Genüge. Eine Konjunktur-
politik der späten Stunde setzt nicht bei den eigentlichen
Verursachern ein, sondern muss sich im wesentlichen dar-
auf beschränken, die Auswirkungen der Ueberhitzung in
der Binnenwirtschaft zu mildern, also Symptome zu korri-
gieren. Es sind denn auch immer dieselben Wirtschafts-
kreise, welchen man die grössten Dämpfungsopfer zumu-
tet. Leidtragende, wie wir wissen, sind insbesondere das
Baugewerbe und die Landwirtschaft. Mit auffallender Re-
gelmässigkeit sah sich der Bund zur Dämpfung der Kon-
junktur bisher veranlasst, in die Bauwirtschaft einzugreifen
und dieser besondere Zügel anzulegen, und dies obgleich
allgemein bekannt ist, dass das Baugewerbe zweifellos
nicht die Hauptverantwortung für diese Konjunkturaus-
schläge und die Teuerungsexzesse trägt.
Was die Landwirtschaft betrifft, so wird ihr bei der Aus-
einandersetzung um die Einkommensverteilung systembe-
dingt eine passive Rolle zugeschoben. Sie kann mit ihren
Einkommensforderungen erst kommen, wenn jeweilen die
übrigen Wirtschaftszweige ihre Teile vom Kuchen bereits
abgeschnitten haben, wenn die Preis- und Kostenentwick-
lung sie in eine sogenannte Offside-Falle gebracht hat, um
für diese bedenkliche Tatsache ein Bild aus dem Sportge-
schehen zu gebrauchen. In dieser Phase ist es aber öfter
zu spät, um auch nur für die vitalsten Anliegen Gehör zu
finden. An aktuellen Beispielen mangelt es ja wahrhaftig
nicht. Ich verweise auf die Milchpolitik, die Kuhhaltungs-
beiträge usw. Nicht weniger drängende Probleme stellen
sich im Spannungsfeld der Konjunkturpolitik einerseits und
der regionalen Struktur- und Entwicklungspolitik anderer-
seits, auf die bereits Herr Schlumpf sattsam hingewiesen
hat. Mit der Konjunkturpolitik darf in den wirtschaftlich
schwachen Rand- und Bergregionen nicht wieder zerstört
werden, was mittels grosser und gemeinsamer Anstren-
gung von Bund, Kantonen, Regionen und Gemeinden müh-
sam aufgebaut werden soll. Ich denke dabei insbesondere
an die gesamtheitliche regionalwirtschaftliche Förderung
strukturschwacher Gebiete, welche vom EVD vielverspre-
chend und zielstrebig vorbereitet wird. Die Berücksichti-
gung der unterschiedlichen wirtschaftlichen Entwicklung
einzelner Gebiete unseres Landes im Rahmen der Be-
mühungen zur Sicherung des konjunkturellen Gleichge-
wichtes Ist unerlässlich. Die ständerätliche Fassung von
Artikel 31quinquies Absatz 3 ist ein Minimum dessen, was
erwartet werden darf und gefordert werden muss. Wir wis-
sen, dass die Rücksichtnahme auf regionale Verhältnisse
in der Konjunkturpolitik sowie das Anliegen einer
möglichst gerechten Verteilung der Dämpfungsopfer eine
differenzierte und bewegliche Handhabung der Massnah-
me erfordert. Wir wissen auch, dass damit an die verant-
wortlichen Behörden grosse Anforderungen gestellt wer-
den, denn der Weg der sogenannten Globalsteuerung wäre
für den Vollzug zweifellos einfacher und bequemer. Dass
die Behörden ohne bürokratische Auswüchse diesen An-
forderungen aber gewachsen sein können, beweisen die
jüngsten Erfahrungen auf dem Gebiet der Stabilisierung
des Baumarktes und insbesondere beim Härtekontingent
für unaufschiebbare Bauten der Infrastruktur.
Ich möchte bei diesem Anlass Herrn Bundespräsident
Brugger dazu gratulieren, dass er den Mut hatte, den be-
schwerlicheren, aber von der Sache her richtigen Weg zu
beschreiten, und ihm für die prompte Einlösung der am
2. Dezember 1973 in dieser Sache gegebenen Versprechen
und den ausgestellten Scheck danken. Falls die Bereit-
schaft zu beweglicher Handhabung der Instrumente vor-
ausgesetzt werden kann, besteht kein Anlass, aus überhol-
ten ordnungspolitischen Vorstellungen die konjunkturpoliti-
schen Kompetenzen des Bundes ungebührlich einzu-
schränken. Ich ziele mit dieser Bemerkung auf die Diskus-
sionen, welche zu Absatz Ibis und Absatz Iter des stände-
rätlichen Vorschlages entbrannt sind.

Es gibt Situationen, in denen der Bund auch ausserhalb
der klassischen Gebiete des Geld- und Kreditwesens, der
öffentlichen Finanzen und der Aussenwirtschaft in Abwei-
chung von der Handels- und Gewerbefreiheit handeln
muss. Schenken wir doch dem Bundesrat Vertrauen, damit
er in dieser wirtschaftlich stürmischen Zeit das Schiff wie-
derum in ruhigere Gewässer steuern kann, und geben
wir ihm hierzu die notwendige Manövrierfähigkeit und
Manövrierfreiheit. Ich bitte Sie deshalb, das konjunkturpo-
litische Abwehrdispositiv des Bundesrates nicht aus
partiellen Interessen zu schwächen. In diesem Sinne bin
ich für Eintreten.

M. Baechtold-Lausanne: Dans son rapport «Objectifs, ins-
truments et organes de la politique conjoncturelle,» la
Commission de recherches économiques dirigée par le
professeur Wurgler définit un certain nombre d'instances
chargées d'assister le Conseil fédéral dans l'élaboration
de sa politique conjoncturelle.
Ce sont: l'Institut de recherches conjoncturelles qui a pour
tâche d'observer, d'analyser la conjoncture économique,
la Commission de recherches économiques chargée de se
prononcer quant au diagnostic, le Conseil conjoncturel,
organe de consultation, et enfin le délégué aux questions
conjoncturelles dont les fonctions sont d'assurer la coordi-
nation des activités de la Confédération en matière con-
joncturelle.
Une première remarque s'impose. C'est que les respon-
sables prévus dans ces divers organes paraissent devoir
être pour la majeure partie des personnalités choisies
dans les milieux favorables au libéralisme économique. Il
n'y a, à ma connaissance, dans les universités suisses au-
cun professeur d'économie qui soit socialiste; en second
lieu, en dépit de ce qui figure dans ce rapport, il y a pour
les responsables-clés cumul de fonctions dans la composi-
tion de ces instances telle qu'elle est actuellement propo-
sée.
C'est dans cette crainte, qu'en commission, j'ai adressé
une trentaine de questions portant sur dix sujets princi-
paux au chef du Département de l'économie publique, à la
Commission des experts en droit constitutionnel et au pré-
sident de la Commission de recherches conjoncturelles. Je
souhaitais que M. le conseiller fédéral Brugger m'éclaire
notamment sur l'évolution de notre politique économique
après l'inscription des articles conjoncturels dans la cons-
titution, sur les perspectives d'un renforcement consécutif
de la défense du franc et sur la mesure dans laquelle
l'indépendance de notre exécutif serait consolidée vis-à-
vis des trois premières banques commerciales du pays.
Les réponses de M. le conseiller fédéral Brugger, en com-
mission, m'ont rassuré quant à la volonté du gouvernement
d'appliquer - pour reprendre ses termes mêmes - «une
politique conjoncturelle selon l'intérêt bien compris du
pays et de son économie». En outre, les mesures
appropriées seraient prises pour conserver au francs suisse
sa solidité, enfin la gestion économique du pays
échapperait à l'influence prépondérante de nos trois gran-
des banques commerciales et les avis des économistes
institués seraient examinés avec la circonspection voulue.
J'ai aussi voulu interroger la petite commission sur la
manière dont les modifications apportées à l'équilibre de
nos institutions fédérales seraient compensées par un ren-
forcement parallèle des moyens de contrôle du Parle-
ment, en m'inspirant du rapport qu'elle avait établi à notre
intention.
Dans sa réponse, le représentant de la petite commission,
celle des constitutionnalistes, m'a affirmé d'abord que je
n'avais manifestement pas compris le sens de ses argu-
ments; à l'entendre, les attributions nouvelles accordées à
l'exécutif ne perturberaient en rien l'équilibre des pou-
voirs dans notre démocratie. «La gestion économique du
pays et le large éventail des techniques modernes qu'elle
exige, n'implique en aucune manière la nécessité de
fournir aux Chambres des moyens de contrôle plus déve-
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loppés que ceux que leur confère, d'ores et déjà, la cons-
titution», m'ont répondu ces experts. Pour ma part, je
persiste à croire que le pouvoir d'intervention du Parle-
ment dans la prise de décisions continuera à s'amenuiser.
C'est enfin aux experts de la Commission de recherches
conjoncturelles que je me suis adressé afin d'obtenir leurs
vues sur l'influence qu'ils exercent sur le processus de
prise de décisions de nos autorités, sur la validité de leurs
méthodes de prospective et de contrôle de la conjoncture
et sur les contradictions constatées entre la théorie
économique contemporaine à laquelle ils se référaient
dans leur rapport et les faits.
J'ai reçu aussi par écrit les réponses de M. Wiirgler. En
toute honnêteté il m'a déclaré, je traduis: que la fixation
d'objectifs pour une politique de stabilisation incombe à
l'exécutif en coopération éventuellement avec le législatif
et que les experts, pour leur part, se bornent à collaborer
dans l'appréciation de la cohérence de l'ensemble des
objectifs, et à déduire les mesures de la politique conjonc-
turelle qui s'impose. Mais c'est déjà là une collaboration
qui assurément ressemble et peut ressembler à un
empiétement sur les prérogatives du pouvoir exécutif.
Le Conseil fédéral veut bien, il est vrai, concéder que le
désarroi est grand parmi les économistes du monde occi-
dental; pour ce qui est de la prévision conjoncturelle, je
suis d'autant moins rassuré pour la Suisse que les obser-
vations et les statistiques économiques y sont récentes.
Monsieur le Président, chers collègues, est-ce à la suite
de la pluie de mes questions en commission que le délé-
gué à la conjoncture, dans son bulletin de janvier dernier,
peut affirmer que la raison de l'échec de la lutte contre
l'inflation ne réside pas dans une conception peu judi-
cieuse des diverses mesures ou encore dans l'incapacité
de l'Etat d'user d'instruments adéquats, que cet échec
n'est pas davantage explicable par quelque incompatibilité
entre les théories qui déterminent les modalités des
interventions, et qu'il peut dire qu'en dépit des diver-
gences qu'elles révèlent, toutes les théories de l'inflation
dignes de considération peuvent être ramenées à un com-
mun dénominateur. Surprenante déclaration! Pour le délé-
gué ce qui importe, c'est seulement la volonté de l'Etat
d'utiliser les théories dans l'intérêt de tous et l'effort de
tous les milieux de contribuer à la solution. Mais, selon
moi, les théories portent déjà en elles-mêmes le germe de
la défense de certains intérêts. Et je répète ici ma ques-
tion à M. le président de la Confédération: la mise en
œuvre des articles conjoncturels, tels qu'ils sont actuelle-
ment proposés, ne créerait-elle pas une sorte de techno-
structure industrie-gouvernement-université, typique des
économies libérales avancées, telle que l'a décrite
Galbraith dans son «Etat industriel», et qui assure sa
propre survie par la recherche d'une étanchéité plus
grande, face au contrôle parlementaire?
Ne faut-il pas tout faire pour éviter cela? Parce que si,
pour ma part, je vote en faveur de l'inclusion des articles
conjoncturels dans notre constitution, je souhaite qu'ils
deviennent le cadre qui permette la constitution d'un or-
gane de concertation réel avec nos pouvoirs publics et
aussi qu'ils ouvrent la voie à un nouveau pacte du travail.
Cela dit, il est normal que je remercie M. le conseiller fé-
déral Brugger, qui a pris soin de répondre ou de faire
répondre par écrit à toutes mes questions. Je l'ai dit, à
l'origine de ma perplexité il y a eu des craintes, des
craintes fondées selon moi et dont certaines subsistent
aujourd'hui. Mais dans le souci que M. le conseiller fédéral
Brugger a eu de les dissiper ou tout au moins de les
atténuer, j'ai perçu son sens de l'Etat et du bien public. Je
lui en rend hommage en attendant qu'il me rassure encore
une fois.

Eibel: Ich bin nicht Nationalökonom. Wenn Sie mir diese
ketzerische Bemerkung gestatten, muss das nicht unbe-
dingt ein Nachteil sein. Als aufmerksamer Beobachter der
wirtschaftlichen Vorgänge im In- und Ausland kommt man

auf alle Fälle nicht darum herum, den Theorien und Vor-
schlägen der Oekonomen die politischen Realitäten ge-
genüberzustellen, wie sie rundherum in der sogenannten
«freien Welt» festzustellen sind. Das grundlegende Kon-
zept der volkswirtschaftlichen Berater des Bundesrates
kann mit dem Kennwort «Globalsteuerung» überschrieben
werden. Das geht eindeutig aus dem Grünen Bericht der
Kommission Würgler hervor, der im Herbst 1971 dem
Volkswirtschaftsdepartement erstattet worden ist. Sie ha-
ben das Dokument seinerzeit bekommen. Es liefert die wis-
senschaftliche Grundlage für Botschaft und Antrag des
Bundesrates, die wir heute zu behandeln haben. Der Vor-
stellung einer Konjunkturpolitik durch Globalsteuerung
entspricht Absatz 1 des neuen Artikels 31quinquies, wel-
cher Massnahmen «vornehmlich auf dem Gebiet des Geld-
und Kreditwesens, der öffentlichen Finanzen und der Aus-
senwirtschaft» in Aussicht nimmt. Durch Eintreten auf die
Vorlage billigen wir wohl oder übel die theoretische
Grundauffassung der Globalsteuerung. Nicht wenige tun
dies in der Ueberzeugung, damit auf dem Boden der
Marktwirtschaft zu bleiben und sich damit grundsatztreu
zu verhalten. Mir ging es wenigstens lange Zeit so. Aber je
länger und je intensiver man die Vorgänge auf der interna-
tionalen Bühne verfolgt, um so weniger kann man sich bei
dieser Schlussnahme wohl fühlen. Man kann schauen, wo-
hin man will, die vielgerühmte Globalsteuerung kann prak-
tisch überhaupt nur Misserfolge verzeichnen. Auch dort,
wo sie, wie in Deutschland, schon jahrelang praktiziert
wird und auf ausführlichen gesetzlichen Erlassen - neh-
men Sie z. B. das deutsche Stabilitätsgesetz - beruht. Die
zweistellige jährliche Inflationsrate droht zur Regel zu wer-
den. Die Teuerungsraten sind trotz Globalsteuerung, trotz
Stabilitätsgesetz, progressiv angestiegen, statt gesunken.
Sie werden mit mir einig gehen: etwas kann da nicht stim-
men. Aber was stimmt nicht? Professor Würgler hat mir
einmal entgegengehalten, ich dürfe die Fehler der Politiker
nicht den Oekonomen anlasten. Vielleicht hat er recht.
Aber schliesslich regieren in den westlichen Demokratien
vorläufig noch die Politiker und nicht die Nationalöko-
nomen. Wir müssen uns mit dem Endprodukt auseinander-
setzen, so wie es vor uns steht, ganz gleichgültig, wer da-
bei welche Fehler auch immer gemacht haben mag. Pro-
fessor Würgler hat in der nationalrätlichen Kommission
wiederholt und nachdrücklich darauf hingewiesen, dass
die Globalsteuerung nur in einer möglichst reinen Markt-
wirtschaft funktionieren könne. Diese sei bei uns noch kei-
neswegs verwirklicht, und es müssten deshalb flankieren-
de Massnahmen zur Herstellung dieser vollkommenen
Marktwirtschaft getroffen werden. Was darunter zu verste-
hen sein könnte, wurde allerdings nicht sehr deutlich. Dem
Aussenstehenden fällt jedoch auf, dass die Wissenschaf-
ter, auch die Wirtschaftsjournalisten und vor allem die Ex-
perten des Bundesrates noch kaum ein Wort darüber ver-
loren haben, dass wir gegenwärtig mit dem automatischen
Teuerungsausgleich eine Wirtschaftspolitik betreiben, die
mit Marktwirtschaft absolut unvereinbar ist. Auf diesen Tat-
bestand hat zwar schon der Präsident des Direktoriums
der Nationalbank, Herr Stopper, im Herbst 1972, aufmerk-
sam gemacht, ohne dass man dem Warnruf irgendwelche
Folge gegeben hätte. Noch deutlicher hat kürzlich, nämlich
am 16. Januar dieses Jahres, Professor François Schaller
vor der Universität Lausanne auf die «incompatibilité abso-
lue» von Marktwirtschaft einerseits und automatischer
Lohnindexierung anderseits den Finger gelegt. Professor
Schaller weist darauf hin, dass es am Markt der Preis ist,
der das Gleichgewicht zwischen Angebot und Nachfrage
herstellt. Im Falle von Preiserhöhungen muss der Markt mit
Minderkonsum und mit dem Ausweichen auf Substitutions-
güter antworten. Wenn man das durch den automatischen
Teuerungsausgleich verhindert - und das tun wir heute in
klassischer Weise -, dann ist die Folge davon, dass der
Produzent die Preissteigerungen fröhlich weitertreiben
kann; der Teuerungsausgleich gestattet ja dem Konsumen-
ten, jeden, auch den unvernünftigsten Preis zu bezahlen.



Articles conjoncturels 248 5 mars 1974

Wenn es auf diese Weise gelingt, bei steigenden Preisen
die Nachfragedrosselung auszuschalten, gibt es keinen
freien Markt und auch keine freie Marktwirtschaft mehr.
Der automatische Teuerungsausgleich füllt die Taschen
der Konsumenten mit so viel Papiergeld, als notwendig
ist, um ihre Nachfrage unabhängig vom Preis aufrechtzuer-
halten. Bei diesem System gibt es keine echten Preis-
schwankungen mehr, sondern nur noch Preiserhöhungen.
Das Karussell dreht sich immer schneller, bis die Katastro-
phe eintritt. Mir scheint, das sollte Grund genug sein, sich
die wissenschaftlichen Grundlagen unseres Vorhabens er-
neut durch den Kopf gehen zu lassen, ohne an eingebür-
gerten und vorgefassten Meinungen kleben zu bleiben.
Das hier geschilderte existentielle, grundlegende Phäno-
men wird in der Botschaft höchstens am Rande gestreift.
Nirgends wird es frontal angepackt. Dabei ist mit Händen
zu greifen, dass das Inflationsproblem nur durch ein völli-
ges Umdenken bei der Handhabung des Indexes der Kon-
sumentenpreise in den Griff zu bekommen ist. Während
des letzten Weltkrieges hat man das begriffen. Ich verwei-
se auf die Arbeiten und Berichte der Lohnbegutachtungs-
kommission unter dem Vorsitz von Professor Fritz Mar-
bach. Ich habe Ihnen gestern einen Artikel austeilen las-
sen, der dieses Thema behandelt («Neue Zürcher Zei-
tung», 20.2.74 Morgenausgabe). Wenn ich während der
Eintretensdebatte auf diese Dinge zu sprechen komme, so
deshalb, weil es gilt, schon jetzt vor der Illusion zu warnen,
als ob wir mit dem Konzept der Globalsteuerung das
Teuerungsproblem gelöst hätten. Wir werden diesen Kon-
junkturartikel in einer der vorgeschlagenen Varianten an-
nehmen. Schon deshalb, weil er politisch in der Luft liegt.
Die Denkarbeit wird aber dann erst recht wieder von vorne
anfangen müssen. Das Sicherheitsventil des Bundesrates
und des Ständerates mit den möglichen Massnahmen auf
ändern Gebieten ist in diesem Zusammenhang unbehelf-
lich und gefährlich, weil es eine Generalvollmacht zu
punktuellen Interventionen begründet, eine Generalvoll-
macht, welche die Handels- und Gewerbefreiheit und da-
mit die Marktwirtschaft bedroht. Was wir hingegen drin-
gend benötigen, ist ein Schutz der Marktwirtschaft vor dem
völligen Zusammenbruch durch die galoppierende Infla-
tion, als deren stärkster Motor gegenwärtig der In-
dex-Automatismus erkannt worden ist. Diese Aufgabe
kann in der Demokratie nur durch die Zusammenarbeit von
Arbeitnehmern und Arbeitgebern gelöst werden, nicht
durch staatliches Diktat. Ich verstehe die Bedenken, die
sowohl auf seilen der Arbeitnehmer wie der Arbeitgeber
gegen staatliche Eingriffe in die Lohn- und Preispolitik vor-
gebracht werden. Diese Bedenken werden allerdings nur
so lange gehört werden können, als in der Praxis der Be-
weis erbracht wird, dass man bereit ist, die Gefahren der
Index-Automatik auf dem Wege der freiwilligen Zusammen-
arbeit zu bannen. In dieser entscheidenden Frage ist es
nachgerade fünf Minuten vor zwölf.

Salzmann: Nach allem, was hier gesagt wurde, scheint mir
noch eine Feststellung wichtig zu sein, nämlich, dass die
Uebernahme der Verantwortung für eine ausgeglichene
konjunkturelle Entwicklung durch den Bund von einer
derartig wesentlichen Bedeutung für unser Land ist, dass
gewisse Schönheitsfehler, die die Vorlage vermutlich auch
nach Schluss der Beratung noch aufweisen wird, kein
Grund sein dürfen für die Ablehnung des Prinzips des
staatlichen Interventionsrechtes im konjunkturellen Be-
reich. Die richtige, positiv formulierte Zielsetzung, die
deutlich in den Rahmen der marktwirtschaftlichen
Ordnung zu stellen ist, ist entscheidend. In den Methoden
muss Beweglichkeit auch im Hinblick auf weitere Erfahrun-
gen möglich bleiben.
Nun ist der Konjunkturartikel, wie alles Verfassungsrecht,
vor allem Theorie. In der Praxis ist leider schon manche
tendenziell richtige Massnahme im Kampf gegen die Infla-
tion gescheitert, und zwar deshalb gescheitert, weil der
Bremsweg, wegen mangelnder Reaktionsgeschwindigkeit
der Verkehrsteilnehmer zu lang war. Konkret ausgedrückt:

Mit einem chronisch überhöhten Geldvolumen, ja schon al-
lein mit dem sogenannten Geldumlauf von 15 Milliarden
Franken, kann in einem so kleinen Land wie der Schweiz
nachgerade jeder Inflationsgrad finanziert werden. Jede
staatliche Restriktionsmassnahme kann durch private Ex-
pansion wieder wettgemacht werden. Ich glaube, dass man
sich ohne eine relative Knappheit an Zahlungsmitteln da-
mit abfinden muss, dass die Instrumente der Konjunktur-
politik stumpf bleiben.
Nun hat man der Nationalbank verschiedentlich Lob dafür
gespendet, dass sie sich darum bemüht, die Geldvermeh-
rung wenigstens in Schranken zu halten. Ich möchte hier
beifügen, dass wesentlich mehr Konsequenz erforderlich
wäre und erforderlich gewesen wäre. Kontrollierte Ab-
schöpfung verbunden mit der Stillegung der abgeschöpf-
ten Mittel muss nicht nur erlaubt sein zum Abstoppen
einer akuten Inflation, sondern darüber hinaus zur Verrin-
gerung des chronischen Inflationspotentials. Hier erwiese
sich umsichtige Geld-, Währungs- und Kreditpolitik der
Notenbank als vorsorgliche Konjunkturpolitik. Das ist die
eine Seite.
Auf die andere Seite hat kürzlich ein St. Galler Hoch-
schulprofessor aufmerksam gemacht, als er auf die Mög-
lichkeiten der Inflationsbekämpfung mit der warnenden
Bemerkung hinwies, es sei nicht sicher, ob der rückläufige
Prozess unter Kontrolle gehalten werden könnte. Drastisch
zu diesem Punkt hat sich auch am 11. Januar Bundesrat
Purgier am Fernsehen ausgedrückt. Er sagte: «Wenn es
dann zur Krise käme - Stichwort dreissiger Jahre -, dann
sind einige jetzt geklopfte Sprüche für viele Mitbürger
unerträglich».
Heute, wo es um eine dauerhafte Verankerung der kon-
junkturpolitischen Ziele in die Bundesverfassung geht, sei
daran erinnert, dass es für ein Abstoppen von Ueberkon-
junktur und Inflation genügend historische Beispiele gibt.
Aber ebenso zahlreich oder nahezu ebenso zahlreich sind
die Beispiele, die zeigen, wie ausserordentlich schwierig es
ist, den erfolgreich gebremsten Wirtschaftswagen im ge-
wünschten Zeitpunkt wieder auf Volltouren zu bringen, wie
leicht also durch übermässige Reduktion der Geld- und
Kreditmenge sieben fette Jahre in sieben mehr oder weni-
ger magere Jahre verwandelt werden können. Ich möchte
hier nebenbei unserem Kollegen Auer helfen, der sich ver-
geblich nach klassischen Beispielen der Konjunkturpolitik
umgesehen hat und weder bei den Griechen noch bei den
Römern etwas gefunden hat. Ich zitiere das Beispiel der
sieben mageren und sieben fetten Jahre, oder umgekehrt
der sieben fetten Jahre und der sieben mageren Jahre, die
wir bei Joseph im alten Aegyptenland finden, eine klassi-
sche Kaufkraftabschöpfung. Es heisst in der Bibel: «So
brachte Joseph alles Geld zusammen, das sich im Lande
Aegypten und Kanaan fand.»
Zweiter Satz: klassische Sterilisierung! Joseph «lieferte
das Geld in das Haus des Pharaos ab». Schliesslich
brachte Joseph den rückläufigen Prozess nicht unter Kon-
trolle, denn - ich zitiere -: «Als nun im Lande Aegypten
und im Lande Kanaan das Geld ausgegangen war, kamen
alle Aegypter zu Joseph und sprachen, verschaffe uns Brot.
Warum lassest Du uns vor Deinen Augen sterben, denn
das Geld ist zu Ende.» Es ging bis ins Elend der Deflation.
Das scheint mir doch klassisch genug zu sein.
Auch der vernünftigste Konjunkturartikel wird nicht verhin-
dern können, dass die Steuerung zwischen Arbeitslosigkeit
und Teuerung, dass die Förderung einer ausgeglichenen
konjunkturellen Entwicklung eine sozusagen täglich zu
übende Kunst darstellt, besonders wenn ein Grundwert
unserer Ordnung, die Marktwirtschaft, erhalten bleiben
soll.
Es ist noch zu bemerken, dass, wer heute ja sagt zur kon-
junkturpolitischen Hauptverantwortung des Bundes, mor-
gen nicht nein sagen darf zum zweiten Versuch einer An-
passung des Notenbankinstrumentariums an die Erforder-
nisse zeitgemässer Konjunkturpolitik. Auch wenn man zur
Kenntnis nehmen muss, dass die inländische Geldmenge



5. März 1974 249 Konjunkturartikel

unterschiedlich definiert wird, so ist die Tendenz klar und
richtig in verschiedenen Aeusserungen des Delegierten für
Konjunkturpolitik, die hier zitiert wurden, zum Ausdruck
gekommen.
Ich habe noch eine Frage aufzuwerfen, die Frage nämlich,
ob die organisatorische Einordnung der Nationalbank in
den konjunkturpolitischen Gesamtrahmen befriedigend ge-
löst sei. Ich glaube nicht. Mir scheint jedenfalls die Metho-
de der Rechenschaftsablage vor einer Generalversammlung
von nicht durchweg sachkundigen Aktionären, die jeweils
kurz vor dem Mittagessen die Ausschüttung ihrer Minimal-
dividende beschliessen, nicht gerade die ideale Lösung zu
sein. Die Bedeutung der Notenbank im konjunkturpoliti-
schen Konzept ist derart zentral geworden, dass sich die
Diskussion und Beurteilung des jeweiligen Jahresberichtes
im Parlament rechtfertigen würde, wie überhaupt der Ver-
zicht der Notenbank auf bankgeschäftliche Ziele zu
empfehlen wäre, womit die Priorität der konjunkturpoliti-
schen Mitwirkung der Notenbank unterstrichen werden
könnte.
Im übrigen schliesse ich mich einigen der hier geäusser-
ten Vorbehalte an, zum Teil mit Blick auf die Gesetzge-
bung, und votiere wie andere vor mir für Eintreten.

Hofmann: Ich möchte noch einige Gedanken zur Frage
äussern, ob und wie weit es vertretbar ist, dass wir den
Konjunkturartikel auf die klassischen Gebiete beschrän-
ken, d. h. also beschränken auf die Gebiete des Geld- und
Kreditwesens, der öffentlichen Finanzen und der Aussen-
wirtschaft. Wenn wir uns bewusst sind, welche bedenkli-
chen ordnungspolitischen, sozialen und anderweitigen
Folgen mit einer massiven Teuerung in Zeiten der Hoch-
und Ueberkonjunktur und mit der Unterbeschäftigung in
Zeiten des konjunkturellen Niederganges verbunden sind,
so kann die Notwendigkeit eines Konjunkturartikels nicht
bestritten werden.
Die Antwort auf die Frage, welche Gebiete dieser Konjunk-
turartikel umfassen sollte, um wirksam Konjunkturpolitik
betreiben zu können, und zwar im Sinne der Verhütung
und Bekämpfung von Arbeitslosigkeit und Teuerung, das
heisst im Hinblick auf eine ausgeglichene konjunkturelle
Entwicklung, diese Antwort sollte uns eigentlich die Wis-
senschaft, die Nationalökonomie und insbesondere die
Konjunkturtheorie geben. Es liegt nun in der Natur der
komplizierten und oft nur schwer überblickbaren wirt-
schaftlichen Wirklichkeit, dass es eine beträchtliche Zahl
von einzelnen Konjunkturtheorien und Theoriegruppen
gibt. Das könnte bei oberflächlicher Betrachtung zur Mei-
nung Anlass geben, dass sich die Nationalökonomie auf
dem Gebiete der Konjunkturpolitik als ein heilloser Theo-
rienwirrwarr präsentiere. Die Sache ist jedoch bei näherer
Betrachtung nicht so schlimm, und zwar gilt dies deshalb,
weil es sich bei vielen Theorien nicht um Erklärungen
handelt, die einander sachlich gegenseitig ausschliessen,
es sind nicht durchweg alternative Theorien, bei denen
die Richtigkeit der einen Theorie die Unrichtigkeit der
ändern bedingt. Die verschiedenen Theorien lassen sich
zum Teil durchaus miteinander kombinieren. Ihr Mangel ist
meist der, dass sie bezüglich der Konjunkturerklärung zu
monistisch sind, dass sie ausschliesslich oder zu stark das
Gewicht auf einzelne Erklärungsfaktoren legen. In dieser
Beziehung sind die ursachenpluralistischen Theorien den
monistischen grundsätzlich überlegen. Damit ist festge-
stellt, dass nicht bloss ein Faktor bzw. eine Faktorengrup-
pe den Konjunkturablauf beeinflusst, sondern eine be-
trächtliche Mehrzahl von Faktoren und Faktorengruppen.
Es sind erstens monetäre und kreditäre Faktoren, es sind
zweitens technische Faktoren, unter anderem Aenderun-
gen im Verhältnis zwischen dem Produktionsumfang von
Kapitalgütern einerseits und Verbrauchsgütern anderseits;
es sind drittens psychologische Faktoren, mit ändern Wor-
ten Aenderungen von optimistischer und pessimistischer
Stimmung bezüglich der wirtschaftlichen Erwartungen, usw.
Wenn man somit eine Synthese aus all den vielfältigen
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Faktoren, aus dem Ursachenpluralismus zieht, die den Kon-
junkturablauf bestimmen, kommt man zur Ueberzeugung,
dass der Konjunkturartikel, der das zur Verfügung stehen-
de konjunkturpolitische Instrumentarium bestimmt, nicht
zu eng konzipiert sein darf, wenn wir die im Verfassungs-
artikel genannten Ziele erreichen wollen. Die Frage, ob
eine Beschränkung auf die klassischen Gebiete vertretbar
sei, hängt nun auch davon ab, ob gewisse Massnahmen,
die man eventuell nicht missen möchte, unter die klassi-
schen subsumiert werden können. Es könnten sich diesbe-
züglich sicher später Interpretationsschwierigkeiten erge-
ben, wenn wir uns nur auf die klassischen beschränken
wollten.
Einfach ist die Frage in bezug auf ein allfälliges Exportde-
pot. Ich bin der Meinung, dass dieses sowohl durch den
Bereich öffentliche Finanzen wie Aussenwirtschaft gedeckt
ist. Die Frage, ob das Exportdepot eine Steuer sei, braucht
man hiebei nicht zu stellen, da es, auch wenn man diese
Frage verneinen würde, auf jeden Fall eine Sonderabgabe
ist und rückerstattet wird, also die Bedingungen von Ab-
satz 2 erfüllt. Anderseits gehören einkommenspolitische
Eingriffe - Preise, Löhne, Gewinne - nicht mehr zu den
klassischen Gebieten, desgleichen Eingriffe auf dem Bau-
markt. Ich bin zwar auch der Meinung, dass Konjunkturpo-
litik in erster Linie mit einer straffen Kontrolle der Geld-
menge getätigt werden muss, wofür die klassischen Mass-
nahmen, entschieden angewandt, weitgehend ausreichen
würden. Dennoch können sich Situationen ergeben, in
denen auch in nichtklassische Bereiche eingegriffen
werden sollte, was es als erwünscht erscheinen lässt, dass
sie nicht gestrichen werden. Der Verfassungsartikel sollte
nicht gerade nur für die gegenwärtigen Verhältnisse ge-
schneidert werden, sondern auch bei einer Aenderung der
Lage einigermassen tragend bleiben. Diese Stellungnahme
darf nicht so interpretiert werden, als wenn sie sich ge-
gen irgendeine Wirtschaftsgruppe wende oder gegen eine
gerechte Einkommensverteilung, oder dem Interventionis-
mus a priori huldige. Eine ausgeglichene konjunkturelle
Entwicklung soll allen Sozialpartnern zugute kommen. Man
darf aber sagen - und ich glaube, das ist wesentlich -,
dass der Interventionismus aufgrund einer Verfassungs-
kompetenz bei den nichtklassischen Gebieten weniger zu
fürchten ist als derjenige, der sich aus einer ungenügend
bekämpften Inflation ergibt. Der Interventionismus auf-
grund einer ungenügend bekämpften Inflation wächst
schon jetzt beständig. Ich verweise auf die Mietpreispoli-
tik, die Wohnbaupolitik, die Bodenpolitik, die Sozialpolitik,
und zwar wächst dieser Interventionismus eindeutig als
Folge der Geldentwertung. Den Bedenken, wonach eine
Verfassungskompetenz bei den nichtklassischen Gebieten
zu einem unerwünschten Interventionismus führt, dürfte
auch dadurch Rechnung getragen sein, dass nichtklassi-
sche Massnahmen, falls sie von der Handels- und Gewer-
befreiheit abweichen, nach der ständerätlichen Fassung
befristet sind. Die Befristung kann also einen vernünftigen
Kompromiss darstellen. Selbstverständlich kann man sa-
gen, dass bei der Streichung der nichtklassischen Gebiete
immer noch Artikel 89bis zur Verfügung steht. Das ist ge-
wiss ein Trost, doch ist dieses Verfahren auf dem Gebiete
der Konjunkturpolitik nach den bisherigen Erfahrungen
nicht befriedigend. Eingriffe sind hier nämlich immer nur
aufgrund eines Ad-hoc-Bundesbeschlusses möglich, den
man meist erst dann durchbringt, wenn das Haus schon
brennt. Fast nirgends ist jedoch «gouverner c'est prévoir»
so wichtig wie bei der Konjunkturpolitik. Wenn es auch
nicht gerade ein Landesunglück wäre, wenn die nichtklas-
sischen Bereiche wegfielen, so wäre es doch sehr zu be-
dauern, dies auch deshalb, weil ein Abbau auf diesem Ge-
biet wohl ebenfalls zu Begehren nach Abschwächung der
Kompetenzen in den klassischen Bereichen führen könn-
te; denn die Gefahr interventionistischer Missbräuche
kann man natürlich auch für die klassischen Gebiete als
Argument vorbringen. So Hesse sich zum Beispiel auf dem
Gebiet Aussenwirtschaft die Möglichkeit des Missbrauches
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zu direkten Aussenwirtschaftsbeschränkungen nennen,
usw. Aber wenn man zu ängstlich ist, lässt sich auf Verfas-
sungsebene überhaupt nichts mehr legiferieren, es sei
denn, man nehme eine konkrete Regelung mit allen Einzel-
heiten in die Verfassung auf. Im übrigen soll man, wie be-
reits erwähnt, den viel weiterreichenden Interventionismus
nicht übersehen, der sich ergibt, wenn mangels Verfas-
sungsgrundlage keine ausreichende Konjunktur- und Anti-
inflationspolitik betrieben werden kann. Ich halte deshalb
dafür, dass wir den Konjunkturartikel nicht auf die klassi-
schen Gebiete beschränken sollten.

M. Corbat: Le Parlement est appelé - on l'a dit ce matin -
à prendre une décision lourde de conséquences: intro-
duire dans la constitution des articles dits «conjunctu-
rels», dérogeant de manière importante au principe de la
liberté du commerce et de l'industrie.
Ce n'est sans doute pas par hasard que nos prédéces-
seurs ont inscrit ce principe dans la constitution. Dans un
petit Etat dont l'économie a toujours fait de gros efforts
pour assurer la présence de ses produits sur les marchés
internationaux, il est indispensable d'éviter aujourd'hui un
affrontement inutile, à mon gré, entre celle-ci et les pou-
voirs publics. Ces derniers, je le concède, ont aussi le
devoir d'intervenir lorsque des distorsions se produisent,
afin de prévenir les effets du chômage ou ceux de l'infla-
tion rongeant le pouvoir d'achat du franc.
C'est dire que je ne suis pas opposé à une intervention de
l'Etat dans le secteur économique, afin de prévenir les
effets du renchérissement et de sauvegarder l'emploi.
J'estime, en revanche, qu'il convient de ne pas s'enfermer
dans des schémas économiques rigides, qui ont générale-
ment pour unique et grave défaut de ne pas correspondre
aux exigences de la réalité. J'estime surtout qu'il convient
de ne pas vider de son contenu la concertation perma-
nente qui s'est établie dans notre pays entre l'Etat, les
milieux économiques et les syndicats. Cette concertation a
permis notamment, grâce au climat de liberté qu'elle a
engendré, d'augmenter la prospérité du peuple suisse
dans une mesure appréciable. En l'espace de ces 25 der-
nières années, alors que la population n'a même pas doublé,
travailleurs étrangers y compris, notre revenu national,
lui, s'est multiplié par huit. N'est-ce pas là la preuve évi-
dente que le bien-être du peuple n'a cessé de croître?
Cette prospérité n'aurait pu se développer sans la collabo-
ration active et intelligente des syndicats d'employeurs et
de salariés, au travers des quelque 800 contrats collectifs
de travail et avec le concours de l'Etat, assurant ainsi une
prévoyance sociale, publique et privée, qui se conjuguent
harmonieusement.
Un exemple: savez-vous que nous disposons - dans ce
pays où l'épargne et le crédit mutuels, vous en convien-
drez, ne sont pas de vains mots -, de plus de 6000 fonda-
tions de prévoyance avec une fortune de plus de 3 mil-
liards de francs? Cet exemple, parmi d'autres, démontre à
l'évidence ce que peut engendrer une économie réelle-
ment libre.
Mais revenons, en conclusion, à nos articles conjoncturels
3Îquinquies et 32. La formule que nous devons adopter
aujourd'hui doit être assez flexible pour ne pas découra-
ger l'initiative privée, mais elle ne doit pas, à mon sens,
aller au-delà des trois secteurs classiques d'intervention
contenus dans le projet du Conseil fédéral: la monnaie et
le crédit, les finances publiques, les relations économi-
ques extérieures. En séance de commission, plusieurs ten-
tatives, évitées de justesse, visaient à octroyer au Conseil
fédéral des compétences beaucoup plus larges que celle
qu'il réclame et qui auraient définitivement sonné le glas
de la liberté du commerce et de l'industrie.
Ce matin, le professeur Aubert s'est rangé dans la catégo-
rie de ceux qui auraient souhaité des mesures complé-
mentaires à celles que préconise le Conseil fédéral. Je
ne partage pas cet avis. Si la Suisse a accusé une inflation

supérieure à celle de l'Allemagne au cours de ces der-
niers mois, cela n'est pas en raison de l'effet des mesures
prises outre-Rhin, mais surtout à cause de l'exiguïté de
notre pays, ainsi que de l'importance de ses échanges
internationaux.
Je suis persuadé qu'avec les arrêtés conjoncturels adop-
tés en décembre dernier, ainsi qu'avec les mesures envi-
sagées dans le projet qui nous est soumis, nous parvien-
drons, nous aussi, à un résultat meilleur.
Je dois dire encore à M. Muret, qui a rappelé certains
slogans maintes fois entendus, opposant une prétendue
droite capitaliste, à son gré forcément réactionnaire, à une
gauche par définition progressiste, que ses propos ne
recouvrent pas la réalité. La réalité, ce sont au contraire
les échanges commerciaux et bancaires, toujours plus in-
tensifs, entre les régimes dits capitalistes et les régimes
dit socialistes, définitions d'ailleurs dépassées par les
faits. Le jugement de M. Muret s'inscrit dans l'histoire. La
réalité, c'est l'ouverture toute récente d'une succursale
de la Chase Manhattan Bank à Moscou, c'est l'installation
de la Banque d'Etat soviétique «Wozchod» à Zurich, qui
profite de notre renom de neutralité, de nos dispositions
libérales en matière de devises, du secret bancaire, pour
se livrer à des pratiques tout ce qu'il y a de plus capita-
listes. C'est d'ailleurs la raison pour laquelle M. Muret et
ses amis ont renoncé depuis quelque temps à s'attaquer
au secret bancaire.
En conclusion, si nous voulons être raisonnables, nous
devons nous en tenir au catalogue des mesures réclamées
par le Conseil fédéral et ne pas compliquer inutilement sa
tâche. C'est dans ces sentiments que je voterai l'entrée en
matière, me réservant, comme en séance de commission,
de voter éventuellement la proposition de mon collègue
M. Debétaz, car je considère qu'elle constitue une solution
de rechange possible. Si l'article constitutionnel issu des
débats d'aujourd'hui et de demain est alourdi outre mesure,
il court, à mon sens, le risque inutile d'être refusé par
le peuple et les cantons.

Brunner: Nachdem ich vor einigen Tagen festgestellt habe,
es gebe keine Patentlösungen für die Fragen wie Wäh-
rungskrisen, Oelkrisen, Inflation, würde es mir nicht sehr
gut anstehen, wenn ich Ihnen heute nun doch ein Patent-
rezept vorlegen wollte. Im Gegenteil: Im Grunde genom-
men bedaure ich es, dass mit der Diskussion um diesen
Konjunkturartikel beinahe der Eindruck entsteht, es könnte
am Schluss doch noch solche Patentlösungen geben.
Ich bedaure, dass wir einen sehr komplexen, komplizierten
Artikel schaffen, von dem wir wahrscheinlich in den näch-
sten Jahren feststellen werden, dass er uns gerade jene
Instrumente nicht in die Hand gegeben hat, die wir dann
für die Lösung einer Krise in jenem Zeitpunkt benötigen
würden. Ich hätte es deshalb persönlich an sich begrüsst,
wenn man ganz anders vorgegangen wäre. Ich möchte Sie
nur daran erinnern, dass der Artikel 31 quinquies heute
sehr einfach feststellt: «Der Bundesrat trifft in Verbindung
mit den Kantonen und der privaten Wirtschaft Massnah-
men zur Verhütung von Wirtschaftskrisen und nötigenfalls
zur Bekämpfung eingetretener Arbeitslosigkeit.» Ich weiss,
dass unsere Hofjuristen natürlich das, was wir heute ha-
ben, aus guten Gründen nicht als Wirtschaftskrise be-
zeichnen. Deshalb konnte man natürlich konjunkturdämp-
fende Massnahmen nicht unter diesen Artikel subsumie-
ren. Materiell aber ist das, was wir heute erleben, gar
nichts anderes als eine Wirtschaftskrise, wenn auch ande-
rer Art als jene, die wir bekämpfen wollten, als wir die
Wirtschaftsartikel geschaffen haben.
Im Grunde genommen geht es doch darum, praktisch
einen Notstandsartikel zu bauen. Wir wissen aber, dass
man einen Notstand nie richtig definieren und deshalb
auch nicht richtig umschreiben kann, was dann vorgese-
hen werden müsste, wenn ein solcher Notstand eintritt, Wir
geben uns eine ungeheure Mühe, nun an einem Konjunk-
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turartikel herumzuziselieren. Ich hege jedoch die grösste
Befürchtung, dass uns diese Ziselierung sehr wenig nüt-
zen wird. Im Grunde genommen hätte ich es begrüsst,
wenn wir eine sehr einfache, praktisch an die bisher be-
stehende Formulierung anschliessende Neufassung des
Artikels 31quinquies vorgenommen hätten. Nur wären dann
natürlich Bedenken laut geworden, das führe sozusagen
zu einem Vollmachtenregime; man wisse ja nicht, was
passiere. In diesem Artikel 31quinquies steht auch heute
nichts von Vollmachten, sondern es steht nur, dass der
Bundesrat etwas tun könne, in Verbindung mit den Kanto-
nen und der privaten Wirtschaft, und die Beschlüsse, die
er trifft, wären auch von einer durchaus demokratisch ge-
wählten Versammlung, nämlich unserer Bundesversamm-
lung, zu genehmigen. Ich sehe nicht ein, was das mit
einem Vollmachtenregime zu tun hätte. Es hat doch keinen
Sinn, uns Illusionen zu machen. Wenn wir dann an die
Gesetzgebung herantreten, werden alle Anträge, die
vorgelegt werden, von allen Spezialinteressen wieder so
beschossen werden, dass wir doch nicht vom Fleck kom-
men, wenn wir eine «normale Gesetzgebung» schaffen
wollen. Die Bekämpfung einer Krise lässt sich nicht so
einfach durch die parlamentarische Mühle hindurchtrei-
ben. Wir werden immer wieder dazu gezwungen sein, ge-
wisse Massnahmen treffen zu müssen, die so hart sind,
dass sehr viele Leute dagegen sein werden; das wird gar
nicht vermeidbar sein.
Ich selbst möchte jetzt keinen Antrag stellen, wie das Herr
Debétaz getan hat. Ich mache Sie aber jetzt schon darauf
aufmerksam, dass wir wahrscheinlich nicht besonders
glücklich werden mit diesem komplizierten Artikel. An sich
hätten wir eine sehr einfache Lösung wählen sollen; da
kann man nun der Wissenschaft einen Vorwurf nicht er-
sparen. Sie hat uns nämlich vorgemacht, es sei möglich,
solche Konjunkturmassnahmen durch Gesetze wirklich zu
planen. Wir wollen zunächst einmal sehen, wie diese Vor-
schläge der Wissenschafter dann wirklich aussehen. Ich
habe die grössten Bedenken, dass auch hier der Berg
eine Maus gebären könnte oder wird.
Insgesamt bedaure ich es, dass wir nicht den Mut haben,
in ähnlich einfacher Art und Weise vorzugehen, wie man
vor einigen Jahrzehnten den Mut hatte, in bezug auf die
Arbeitslosigkeit mit einfachen Formulierungen vorzugehen.

Marthaler: Es ist eigentlich bedauerlich, dass wir es so-
weit gebracht haben, nur noch durch Gesetze und Abän-
derungen der Bundesverfassung versuchen zu müssen,
unsere Wirtschaft in Ordnung zu halten. Der Zwang zum
Masshalten oder die Not schreckt uns auf. Persönlich
glaube ich, dass wir nicht weiterfahren können nach dem
System: «Jeder will alles haben, bestehende Ordnungen
untergraben, Millionenumsätze an sich reissen.» Die Vorla-
gen vom 2. Dezember 1973, die wir nur mit einer Stimmbe-
teiligung von 30 Prozent angenommen haben, sind sicher
nicht das Ei des Kolumbus.
Wenn wir nun heute zum Konjunkturartikel 31quinquies ja
sagen, müssen wir uns bewusst sein, dass das uns alle
angeht. Wir können nicht nur fordern, wir müssen auch
geben. Die Aufgaben, die auf uns zukommen, können
nur gelöst werden, wenn wir alle dafür sorgen, dass
unsere Wirtschaft in einem sinnvollen Aufbau weiterarbei-
ten kann. Ist dies nicht der Fall, so wirft die Wirtschaft
auch keinen Ertrag mehr ab, und das würde zum Bankrott
führen. Schon jetzt zeichnet sich eine gewisse Verunsiche-
rung der Wirtschaft ab. Im Rückblick sind UnStabilitäten
feststellbar, wie sie die laufenden Betriebsschliessungen
darstellen. Dies ist ein untrügliches Anzeichen dafür, dass
nicht mehr alles und jedes rund dreht. Beim Betrachten
unserer mannigfaltigen Industrien und Gewerbezweige stellt
man unschwer drei Gruppen fest: Gruppen, die sich hal-
ten, vielleicht noch wachsen und florieren; Gruppen, die
stagnieren oder, am Index gemessen, leicht rückfällig wer-
den; Gruppen, die schwer um ihre Existenz zu kämpfen

haben, durch äussere oder innere Umstände langsam ihre
Existenzbasis verlieren und damit mehr zu einer Umkonzi-
pierung oder eben zur Schliessung kommen. Es ist sicher-
lich so, dass an der Hochkunjunktur der Detailhandel
nicht so sehr teilgenommen hat wie andere Zweige unserer
Wirtschaft. Aber wir wollen nicht jammern. Wir stellen ein-
fach und schlicht fest: 1968 hatten wir noch etwas über
20000 Bäckereien, Metzgereien und Lebensmittelgeschäf-
te, 1973 nur noch rund 13000, also ein Drittel weniger. Die
grossen wurden immer grösser, die kleineren aber immer
kleiner, oder sie verschwanden. Dem Materialismus und
dem Geld zuliebe verkauften Gemeinden und Private Land,
es entstand ein Supermarkt nach dem anderen. Gewiss,
Konkurrenz muss sein, aber haben wir es nicht zu weit
kommen lassen? Hätten wir alle das eigene Ich zurückge-
stellt, so hätten wir es jetzt nicht nötig, auf dem Gesetzes-
und Verfassungswege das zu retten, was noch zu retten
ist. Hilft uns dieser Konjunkturartikel? Er kann, aber es
müssen alle mithelfen, die Schwierigkeiten zu überwinden.
Es ist manchmal gut, wenn man einen Mittagsschlaf
macht, aber man darf nicht vergessen, den Wecker zu
stellen, sonst muss man sich nicht wundern, wenn es rund
um uns plötzlich Nacht wird. So weit wollen wir es nicht
kommen lassen, sondern, der Not gehorchend, Eintreten
auf diese Vorlage des Bundesrates beschliessen.

M. Debétaz: Je veux profiter du débat d'entrée en matière
pour dire ma conviction qu'une politique conjoncturelle
est absolument nécessaire. Les esprits les plus libéraux
admettent aujourd'hui que les mécanismes autorégula-
teurs de l'économie de marché ne sont pas à même, à eux
seuls, de venir à bout de certaines situations économiques
difficiles. Le laissez-aller pourrait conduire à des crises
qui iraient au-delà de la grave lésion d'intérêts économi-
ques et sociaux. Ces crises pourraient être fondamentales
à un point tel qu'elles pourraient mettre en cause l'organi-
sation même de nos corporations de droit public. Aussi
les experts économiques et les politiciens, estimant que
les pouvoirs publics doivent être munis de moyens d'ac-
tion indispensables, 1'emportent-ils sur ceux qui sont
d'avis que le «danger» est si grand qu'il est précisément
«dangereux» d'intervenir. Il ne faut pas avoir du diagnostic
une répugnance hautaine égale à la crainte d'y croire.
Souvenons-nous des prémices de l'inflation qui nous im-
pressionne actuellement par son ampleur, par sa progres-
sion. Il faut reconnaître que les experts du Conseil fédéral
les avaient signalées. Personne n'y a cru, personne n'a
voulu y croire - personne est peut-être exagéré - trop peu
de responsables, à l'époque, ont voulu y croire. L'erreur
possible, l'imprécision de certaines données, la difficulté
d'apprécier l'évolution, encore une fois, ne doivent pas
nous décourager.

Je formule ces considérations pour affirmer que je suis un
partisan convaincu de la politique conjoncturelle. J'ap-
prouve la volonté du Conseil fédéral de pouvoir intervenir
afin de rétablir, avant qu'il ne soit trop tard, un équilibre
conjoncturel perturbé. J'approuve aussi sa volonté d'ac-
tion préventive. Au Conseil des Etats, trois députés ro-
mands se sont opposés au projet du Conseil fédéral. Je
rappelle qu'il s'agissait de M. Carlos Grosjean, de Neu-
châtel, et des deux députés vaudois au Conseil des Etats.

Pourquoi sommes-nous également opposés à ce projet?
Parce que le statut constitutionnel existant en Suisse se-
rait gravement troublé. La Confédération pourrait déroger
au principe de la liberté du commerce et de l'industrie
pour une durée illimitée et, en cas de reprise de l'ali-
néa Mer que la commission propose de biffer, pour une
durée limitée s'il s'agit de mesures prises dans les sec-
teurs autres que la monnaie et le crédit, les finances
publiques et les relations économiques extérieures. La
Confédération pourrait également intervenir dans l'activité
des cantons, des communes. Elle pourrait prendre des
dispositions influant sur la fiscalité des cantons et des
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communes. La liberté de gestion financière est l'un des
derniers refuges du fédéralisme. L'atteinte à la démocratie
directe, l'atteinte au fédéralisme seraient donc considéra-
bles. La centralisation prend des proportions inquiétantes.
Le mouvement s'amplifiera si l'on n'y prend pas garde vi-
goureusement. Avec le projet du Conseil fédéral, les
Chambres fédérales légiféreraient dans l'abstrait, puis le
Conseil fédéral déciderait dans le concret. Nous lui au-
rions pratiquement délégué des pouvoirs très importants.
Il y aurait bien sûr la possibilité de demander le référen-
dum contre la loi votée par les Chambres en exécution de
l'article constitutionnel. La loi serait alors soumise au vote
du peuple, mais du peuple seulement. Le vote des cantons
serait sacrifié. Cela nous paraît inadmissible.
Tout à l'heure, M. Aubert a déclaré qu'avec notre projet
nous serions livrés aux experts, aux technocrates, pieds,
mains et tête liés. C'est précisément ce que nous ne
voulons pas. Nous n'avons rien contre les experts, je m'em-
presse de le dire. Certains prétendent que les experts
constituent un mal nécessaire. Loin de moi l'idée d'émet-
tre semblable appréciation; les experts sont indispensa-
bles; leurs avis nous sont précieux; ils doivent demeurer
des avis. C'est au pouvoir politique qu'il appartient de
décider. Notre système qui prévoit à dessein l'intervention
successive du Conseil fédéral, du Parlement, puis du peu-
ple et des cantons réserve ce pouvoir de décision.
Avec le système proposé par le Conseil fédéral et défendu
avec foi par notre collègue M. Aubert, que se passerait-il
une fois les dispositions légales votées par les Chambres?
Les experts auraient alors la faculté d'agir sans que les
cantons puissent jouer leur rôle indispensable. Le référen-
dum obligatoire en faveur du peuple et des cantons cons-
titue à mes yeux une arme à la fois préventive et défen-
sive nettement plus efficace que le référendum facultatif
et ce référendum obligatoire joue un rôle essentiel dans
notre proposition.
Nous disons «non» au projet du Conseil fédéral; nous ne
voulons cependant pas d'une attitude négative. C'est la rai-
son pour laquelle nous avons mis sur pied un groupe de
travail, qui a fait appel à la collaboration de deux person-
nalités dont le savoir respectivement juridique et économi-
que a été déterminant. On l'a rappelé, il s'agit de Me
Regamey, avocat à Lausanne, le père de l'article 89b/s
actuel, dont personne ne voulait dans cette salle et qui a
pourtant passé le double cap du peuple et des cantons
lors de la votation populaire; l'autre personnalité, c'est M.
François Schaller, professeur aux Universités de Lausanne
et de Berne. Nous sommes très vite arrivés à la conclu-
sion que, dans sa teneur actuelle, l'article 890/s ne suffisait
pas, qu'il fallait donner au Conseil fédéral la compétence
de prendre des mesures en matière économique si la
conjoncture l'exige, de prendre ces mesures en temps
opportun et de les mettre en vigueur sur-le-champ, mais
sans porter gravement atteinte à la démocratie directe et
au fédéralisme.
Notre proposition est une alternative au projet du Conseil
fédéral. C'est à juste titre que M. le président de notre
Conseil ainsi que M. le président et M. le rapporteur de
langue française de la commission ont prévu que le vote
sur notre proposition interviendrait à la fin des débats, au
moment où nous connaîtrons la teneur que vous donnerez
au projet du Conseil fédéral. Il a été entendu que c'est
avant ce vote que je répondrai aux critiques et aux obser-
vations qui ont été faites à l'égard du projet vaudois. Je
crois être en mesure de confirmer que ce projet peut être
considéré comme vaudois même si M. Muret ne fait pas
partie du groupe de travail. Je ne veux pas polémiquer
avec M. Muret. Il a parlé d'égarement; c'est un sujet que
M. Muret connaît beaucoup mieux que moi! Mais je tenais
à souligner d'emblée que ce n'est pas par jeu que nous
agissons, comme nous le reprochait M. Stich, ce matin,
mais parce que nous sommes convaincus de la nécessité
d'une politique conjoncturelle efficace et parce que nous

sommes convaincus simultanément de la très grande im-
portance qu'il y a à pratiquer cette politique conjonctu-
relle dans le respect de la démocratie directe et du fédé-
ralisme. C'est possible. Cela ne nuirait pas à l'efficacité de
la politique conjoncturelle. Le système que nous préconi-
sons assure un contract continu entre les pouvoirs publics,
d'une part, et entre ceux-ci et le peuple, d'autre part. Ce
contact continu me paraît indispensable pour assurer l'ef-
ficacité et l'équité de la politique conjoncturelle. Je re-
viendrai à ces éléments lorsque sera mis au point le projet
que nous soumet le Conseil fédéral.
Pour terminer, je cite un passage d'une étude que M. le
professeur Schaller a consacrée à cette importante ma-
tière. Voici ce qu'il dit à propos du projet du Conseil
fédéral: «Au total, les possibilités d'action du Conseil fé-
déral seront nettement limitées, non en droit, mais en fait.
Les mesures prises seront moins celles que les circons-
tances imposeront pourtant que celles permises en appli-
cation de l'article 35quinquies. Cela n'est conforme ni au
but recherché ni à la volonté populaire, qui veut aujour-
d'hui une lutte efficace contre l'inflation.»

Hier wird dia Beratung abgebrochen
Ici, le débat est interrompu

Schluss der Sitzung um 13 Uhr
La séance est levée à 13 heures
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M. Bonnard: Comme tous les orateurs qui se sont expri-
més, je suis conscient de la situation grave dans laquelle
nous met l'inflation et, comme chacun d'entre vous, je
juge inéluctable l'intervention de l'Etat fédéral. J'ai voté
les arrêtés conjoncturels de 1972, je les ai défendus pu-
bliquement dans la campagne qui a précédé leur adoption
par le peuple. En revanche, j'ai de sérieux doutes à
l'égard des articles conjoncturels qui nous sont aujour-
d'hui proposés.
D'accord sur beaucoup de points avec ce que M. Louis
Guisan a dit au Conseil des Etats, je me bornerai à de
brèves réflexions.
J'ai le sentiment d'abord que le Conseil fédéral et notre
commission ne croient pas véritablement à l'efficacité des
mesures qu'ils nous proposent. Ce scepticisme perçait
déjà dans le message. On y lit, en effet, qu'en Allemagne
où les moyens d'action à disposition du gouvernement
pour conduire une politique conjoncturelle sont étendus,
les instruments destinés à la relance économique ont fort
bien fonctionné, qu'en revanche, les expériences faites en
ce qui concerne les mesures propres à tempérer la con-
joncture et à lutter contre le renchérissement sont moins
réjouissantes. Aux Etats-Unis, poursuit le message, les
réalisations sur le plan politique restent bien en deçà des
exigences économiques. Aux Pays-Bas, les tentatives
faites en vue de réduire les dépenses de l'Etat se sont
apparemment heurtées, comme dans d'autres pays, à des
obstacles d'ordre politique et pratique.
Dans l'un des trois champs d'activités classiques de la
politique conjoncturelle, celui de la politique financière, le
Conseil fédéral annonce d'ores et déjà le caractère très
aléatoire des mesures qu'il pourrait être appelé à propo-
ser. Selon lui - et je reprends ses propres termes - bien
que la politique financière soit un très bon moyen d'influer
sur la conjoncture, il s'est révélé jusqu'à présent extrême-
ment difficile, tant en Suisse qu'à l'étranger, de l'employer
à des fins de stabilisation. En effet, la politique de l'Etat,
en matière de recettes et de dépenses, obéit à des règles
peu accessibles à des considérations de politique con-
joncturelle. De plus, les dépenses sont souvent le résultat
de compromis politiques qu'il est très difficile de soumet-
tre aux impératifs conjoncturels.
Ce pessimisme du Conseil fédéral est justifié par des faits.
Certains exemples de ce que nous faisons nous-mêmes,
ici, dans ce Parlement, sont éloquents. Nous avons voté le
treizième mois de salaire des fonctionnaires fédéraux qui
équivalait à une augmentation réelle de traitement et non
à une simple compensation du renchérissement. Nous
avions sans doute de bonnes raisons de le faire, mais
nous n'avons pas suffisamment mesuré le caractère infla-
tionniste de cette mesure. Une de nos commissions va

nous proposer le treizième mois généralisé des rentes
AVS au lieu de se limiter à un treizième mois en faveur de
ceux qui sont les plus défavorisés et qui en ont véritable-
ment besoin. Cette mesure, si nous l'adoptons, aura, elle
aussi, un puissant effet inflationniste, même si, par sa
proposition de renvoi de certaines parties du projet, la
commission exprime quelques craintes quant aux effets
financiers de la future AVS. A ces deux exemples s'ajoute
le déficit de la Confédération pour 1973, qui devrait attein-
dre quelque 800 millions de francs alors que, comme le dit
le Conseil fédéral en se fondant à juste titre sur l'arti-
cle 420/s de la constitution, il y a lieu de s'efforcer, en
période de surexpansion, de réaliser des excédents de
recettes.
On comprend, dès lors, que dans son dernier bulletin
d'information le délégué du Conseil fédéral aux questions
conjoncturelles constate - et je reprends ici encore ses
termes - «l'échec presque complet des efforts déployés
pour combattre l'inflation et cela même dans les pays qui
disposent non seulement de moyens d'intervention autre-
ment plus développés et plus efficaces que les nôtres,
mais qui les appliquent rigoureusement depuis quelque
temps».
Compte tenu de ce qu'il est possible d'attendre des me-
sures étatiques en matière conjoncturelle, je prétends que
l'article 89b/s de la constitution donne au Conseil fédéral
et au Parlement des moyens suffisants d'agir puisqu'il
permet de faire entrer en vigueur des arrêtés contraires à
la constitution et dont la mise en application ne souffre
aucun retard.
Le Conseil fédéral dit lui-même que, pour que la politique
conjoncturelle soit couronnée de succès, il ne s'agit pas
au premier chef d'accorder à la Confédération des attribu-
tions qui lui permettent d'intervenir le plus vigoureusement
possible. Il est beaucoup plus important, dit le gouverne-
ment, de créer les conditions qui lui donnent les moyens
d'agir rapidement. Et l'article 890/s, dans sa version ac-
tuelle, satisfait à cette condition. La démonstration en a
été faite en décembre 1972, même si la rapidité de la
procédure parlementaire a quelque peu bousculé nos ha-
bitudes de tranquillité.
Sans doute, selon le Conseil fédéral, les arrêtés urgents
ne peuvent être édictés qu'en cas d'impérieuse nécessité,
c'est-à-dire lorsque la surexpansion et le renchérissement
ont déjà atteint un stade relativement avancé et qu'ils ne
se prêtent guère, dès lors, à combattre les causes de
l'inflation. Cette opinion me paraît discutable. L'arti-
cle 896/s se borne à exiger que la mise en vigueur de
l'arrêté ne souffre aucun retard. Dès l'instant qu'une cause
de surexpansion ou de renchérissement apparaît et que le
grave danger qui en découle peut être évalué avec quel-
que précision, les conditions de l'article 89b/s sont rem-
plies. Supposé même qu'à l'origine on ait voulu être plus
restrictif, rien ne nous empêcherait aujourd'hui d'être
plus larges dans l'interprétation de ce texte, puisque c'est
nous qui sommes chargés de l'appliquer et que le peuple
peut toujours nous désavouer.
En matière de lutte contre l'inflation, le comportement de
chacun est d'ailleurs décisif. Le délégué du Conseil fédé-
ral aux questions conjoncturelles l'a relevé dans son der-
nier bulletin d'information. Or, pour influencer ce com-
portement, le choc psychologique au niveau de l'individu
et du groupe est essentiel. Des arrêtés urgents, obliga-
toirement soumis au peuple lorsqu'ils dérogent à la consti-
tution, sont beaucoup plus propres à créer ce choc que
des mesures prises dans le paisible ronronnement de nos
travaux parlementaires ou des travaux de l'administration.
Du reste, le Conseil fédéral, lui-même, admet que les arrê-
tés urgents ont des effets plus marqués.
Ainsi, gouvernement et parlement sont armés pour agir.
L'efficacité des mesures qui nous sont proposées est pro-
blématique. Dès lors, faut-il apporter de nouvelles et
graves restrictions à la souveraineté cantonale et à l'auto-
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nomie communale? J'en doute. Je ne conteste pas que les
communes et les cantons doivent tenir compte, dans leur
gestion financière, des impératifs conjoncturels. Nombre
d'entre eux le font d'ailleurs avec une grande conscience,
renonçant à certains investissements, étalant certains tra-
vaux, planifiant leurs dépenses sur plusieurs années. J'ad-
mets aussi que, comme aujourd'hui, la Confédération et
les cantons se mettent autour d'une table et discutent
ensemble de la politique conjoncturelle des corporations
publiques. Par le moyen de la convention qu'elle a passée
avec les cantons l'an dernier, la Confédération a obtenu
des résultats appréciables. Elle a obtenu, en particulier,
que les cantons se soumettent volontairement à une auto-
discipline qu'elle n'a pas observée elle-même avec autant
de rigueur que plusieurs cantons. Ce que je ne puis guère
admettre, en revanche, c'est que la Confédération s'ar-
roge, pour imposer aux cantons des mesures d'une effica-
cité douteuse, des moyens de contrainte propres à porter
une atteinte grave à l'élément essentiel de l'autonomie
communale et de la souveraineté cantonale, à savoir l'in-
dépendance du canton et de la commune dans leur ges-
tion financière. Je l'admets d'autant moins que les me-
sures qui nous sont proposées permettraient à la Confédé-
ration d'exercer, sur les cantons et les communes, un
contrôle assorti de sanctions, tandis que la Confédération
elle-même échapperait à tout contrôle.

Les conséquences d'un tel système sont aisées à prévoir.
Les dépenses cantonales et communales seraient peu à
peu stabilisées tandis que les dépenses fédérales, la
preuve en est faite ces jours-ci, continueraient à progres-
ser. La disparité entre la Confédération d'une part, les
cantons et les communes d'autre part, s'accentuerait ra-
pidement. Ces conséquences me paraissent graves, elles
m'empêcheront de soutenir les articles conjoncturels.

Flubacher: Vom Konjunkturartikel, den wir heute bera-
ten, erwarten viele das Heil für unser Land und unsere
Wirtschaft. Alle Interventionisten freuen sich; das Herz
könnte ihnen im Leibe lachen. Aber während wir hier die-
sen Artikel beraten, ziehen am Horizont bereits starke Ge-
witterwolken auf.. Ich bin überzeugt, dass wir hier in die-
sem Saale über Wirtschaftsförderung sprechen werden,
bevor die Ausführungsgesetzgebung für diesen Konjunk-
turartikel fertiggestellt sein wird. Nach bisheriger Praxis
und insbesondere aus liberaler Sicht und Tradition wurden
staatliche Wirtschaftseingriffe in unserem Lande immer mit
äusserster Zurückhaltung gehandhabt. Ich verweise dabei
auf die Wirtschaftsartikel der Bundesverfassung. Der zur
Diskussion stehende Konjunkturartikel bedeutet in jeder
Formulierung eine weitere Einschränkung der Wirtschafts-
freiheit. Aus liberaler Sicht kann ich einer solchen Ein-
schränkung nur zurückhaltend zustimmen, wenn auch
nicht übersehen werden darf, dass sich die Verhältnisse
durch den blockierten Arbeitsmarkt, die internationale
Währungsspekulation und die Auslandsverflechtung unse-
rer Wirtschaft verschoben haben und die Teuerung zu
einem gesellschaftspolitischen Problem geworden ist. Das
gebe ich ganz offen zu.

Die Intervention in der Wirtschaft darf nicht möglichst um-
fassend sein, sondern sollte sich auf ein Minimum be-
schränken, damit die gesteckten Ziele gerade noch er-
reicht werden können. Eine verfassungsmässige General-
kompetenz, wie sie jede nicht abschliessende Formulie-
rung darstellt, ist grundsätzlich abzulehnen. Bei der ab-
schliessenden Formulierung ist aber auch zu beachten,
dass keine einzelnen Wirtschaftszweige diskriminiert wer-
den. Würde auch nur ein einziger Wirtschaftszweig in der
Verfassung verankert - was einer rechtsungleichen Be-
handlung entsprechen würde -, dann wäre damit ein Prä-
zedenzfall geschaffen, dem jeder Wirtschaftszweig und
schliesslich die ganze Wirtschaft folgen könnte. Aus politi-
scher Sicht dürfte in dieser Frage jeder Staatssozialist im
voraus Morgenluft wittern.

Was die Bauwirtschaft im speziellen betrifft, ist darauf
hinzuweisen, dass die in der Begründung des laufenden
Baubeschlusses immer wieder anzutreffenden Argumente
(letzterer sei notwendig, damit die Eigenfinanzierung ver-
hindert werde) in einer liberalen marktwirtschaftlichen
Ordnung keinen Platz haben dürfen. Würde die Eigenfi-
nanzierung, die tragende Säule unseres freiheitlichen Wirt-
schaftssystems, in einem Investitionssektor unterbunden,
wäre auch hier ein erster Präzedenzfall für die spätere
systematische Ueberwindung unserer Wirtschaftsordnung
geschaffen.
Ich habe den theoretischen Diskussionen in diesem Rate
mit Interesse zugehört. Ich muss Ihnen noch einmal erklä-
ren, dass mein Zutrauen zur Verwaltung in dieser Angele-
genheit nicht allzu gross ist. Ich glaube, es ist unmöglich,
dass unsere Wirtschaft von einigen Herren - sei das nun
direkt oder indirekt - gelenkt werden kann. Jeder Eingriff
(ob das nun auf dem finanziellen Sektor oder mit direkten
Interventionen im Bausektor geschehe) führt zur Verunsi-
cherung in unserer Wirtschaft. Herr Muret hat mit seinen
Anträgen ja die Katze aus dem Sack gelassen; er war
wenigstens so ehrlich, klar festzuhalten, dass er das heuti-
ge Wirtschaftssystem in der Schweiz vernichten wolle.. Das
ist sein gutes Recht, sofern er es mit demokratischen
Mitteln anstrebt.
Ich glaube, wir sollten mit der abschliessenden Festlegung
im Konjunkturartikel einen Damm gegen eine allzu inter-
ventionsfreudige Verwaltung und Nationalbank schaffen.
Ich biete Hand zu einem Konjunkturartikel, sofern er ge-
mäss Mehrheitsbeschluss der Kommission gestaltet wird.
Ich bin der Auffassung, dass dieses Problem aus der Welt
zu schaffen sei. Wenn er so gehandhabt wird, wie es der
Bundesrat uns immer wieder versprochen hat, dann bin
ich überzeugt, dass der Konjunkturartikel auch seine gu-
ten Seiten haben kann.

Masoni: Ueber Inflationsursachen sowie die Wirksamkeit
ihrer Bekämpfung durch eine Steuerung der Ueberkon-
junktur bzw. die Eignung des Staates dazu sind die Mei-
nungen geteilt. Viele Versuche, der in der ganzen Welt
überbordenden Inflation entgegenzutreten, haben nur we-
nige Erfolge zu verzeichnen. Nachfrage- und Unkosten-
inflation, Ausweitung der Geldmenge und Kostenexplosion,
ausserordentliche Konsumneigung und Leben über die
eigenen Mittel hinaus auf der anderen Seite sind - fast
nach Röpkes Voraussage - beinahe unvermeidliche Be-
gleitplagen des modernen Sozialstaates. Dieser Sozialstaat
scheint von innen her gefährdet zu sein: durch die laufend
wachsenden und dringenderen Ansprüche, die an ihn ge-
stellt werden; durch den immer grösseren Teil des Volks-
einkommens, den er braucht, investiert und umverteilt,
durch die allgemeine Infragestellung und Verunsicherung
moralischer und wirtschaftlicher Werte, die im sinkenden
Verantwortungsbewusstsein wurzeln; durch Erstarren und
Lahmliegen, mit Gesamtarbeitsverträgen, Indexierung und
andere gutgemeinte Bindungen der natürlichen Rege-
lungskräfte des Marktes, des freien Spieles von Angebot
und Nachfrage. Schliesslich ist dieser Sozialstaat aber
auch gefährdet durch den Vertrauensschwund, der in mo-
netär disziplinierten Staaten und Einzelpersonen aus dem
Gefühl heraus wächst, für diejenigen zu büssen, die sich
keiner solchen Disziplin unterwerfen.
Trotz diesem hoffnungslosen Gesamtbild mahnen frühere
Erfahrungen, dieser Entwicklung nicht untätig zuzusehen.
Der Staat ist beinahe gezwungen, den mythischen Boden
der freien Martkwirtschaft immer mehr zu verlassen, um zu
versuchen, den Teufelskreis der Inflation zu brechen.
Solche Versuche erfolgten bei uns durch die dringlichen
Beschlüsse aufgrund von Artikel 89bis der Bundesverfas-
sung und die währungspolitischen Kompetenzen: Dauer
und Intensität des Uebels zwingen nun den Bundesrat,
auch auf parlamentarische Anregung hin, die Erteilung
einer speziellen Verfassungskompetenz an den Bund zu
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beantragen, mit dem Zweck, die konjunkturelle Entwick-
lung dauernd zu verfolgen, Gefahren rechtzeitig zu erken-
nen und zu deren Vorbeugung und Bekämpfung über ein
ausgewogenes konjunkturpolitisches Instrumentarium zu
verfügen. Durchaus verständlich ist andererseits, dass Ver-
ankerung und Institutionalisierung solcher staatlicher Ein-
griffsrechte keine Begeisterung wecken und bei den Ver-
fechtern eines gesunden Föderalismus und einer freien
Marktwirtschaft sogar auf Widerstand stossen. Auch die Be-
fürworter der neuen Bundeskompetenzen zeigen, dass sie
die Gefahr erkannt haben, dass die Daueraufgabe der Infla-
tionsbekämpfung sich in unerwünschte Dauereingriffe um-
setzt; alle versuchen nämlich, der Staatsintervention als
unvermeidlichem Uebel möglichst enge Grenzen zu set-
zen. Der Streit der Meinungen entsteht ausgerechnet dort,
wo es darum geht, diese Schranken zu setzen.
Der Ständerat hat diese Schranke in Absatz 5 gesetzt, wo-
nach die Räte zu befinden haben, ob die bundesrätlichen
Massnahmen weiterdauern sollen, und in Absatz Iter, wo-
nach Massnahmen ausserhalb der drei sogenannten klas-
sischen Gebiete, die von der Handels- und Gewerbefrei-
heit abweichen, zu befristen sind.
Die nationalrätliche Kommission hat sich gespalten: Die
welsche Minderheit Debétaz möchte die Bundeskompetenz
auf die konjunkturwirtschaftlichen Erhebungen einschrän-
ken und für die Massnahmen den Bund auf dringliche
Beschlüsse im Sinne von Artikel 89bis Bundesverfassung
verweisen, mit der Besonderheit, dass die konjunkturpoliti-
schen Beschlüsse des Bundesrates, die von den Räten
nicht innerhalb von drei Monaten bestätigt werden, dahin-
fallen und nicht erneuert werden können.
Die etwas heterogenere Kommissionsmehrheit schlägt vor,
all die vom Ständerat mühsam erarbeiteten Kautelen fal-
lenzulassen, und setzt die Schranke der Staatseingriffe da-
mit, dass die Massnahmen aufgrund des neuen Verfas-
sungsartikels nur auf den drei sogenannten klassischen
Gebieten getroffen werden dürfen. Auf weiteren Gebieten
sind Eingriffe nach wie vor auf die dringlichen Beschlüsse,
laut Artikel 89bis BV, verwiesen.
Demgegenüber befürworte ich, im Alleingang, eine andere
Lösung: Keine Schranke nach Gebieten; die Eingriffe fin-
den ihre Schranke in der notwendigen Beteiligung der
Räte und in der fakultativen Beteiligung des Volkes auf-
grund des Referendums. In Anbetracht der heute noch
unübersichtlichen Tragweite der Eingriffe, die die Kan-
tonsautonomie und Verfassungsrechte bedeutend ein-
schränken könnten, sehe ich vor, dass bei Zustandekom-
men des Referendums die Genehmigung durch Volk und
Stände zu erfolgen hat. Damit Räte und Volk nicht bei
jeder einzelnen Massnahme begrüsst werden müssen, se-
he ich vor, dass der Bundesrat eine Art zweijährige Son-
dervollmacht einholt, indem er den Räten für zwei Jahre
jeweils sein konjunkturpolitisches Programm in der Form
von Richtlinien unterbreitet. Innerhalb dieses Programmes
bzw. dessen Abänderungen, für die dasselbe Verfahren
gilt, kann der Bundesrat auch vor Annahme durch die
Bundesversammlung Massnahmen treffen. Eventualiter un-
terstütze ich in zweiter Linie die Lösung des Ständerates,
in dritter Linie den Antrag Schürmann zu Absatz Ibis.
Praktisch werde ich froh sein, wenn ich dazu beitragen
kann, dass der Ständeratsvorschlag hier Unterstützung be-
kommt.
Nachdem ich versucht habe, bereits in der Eintretensde-
batte die allgemeine Problematik im Meinungsstreit um die
neue Verfassungsbestimmung kurz zu schildern, gestatten
Sie mir nun, stichwortartig die wichtigsten Mängel aufzu-
zeigen, die dem Vorschlag der Mehrheit anhaften. Da mei-
ne Chancen gegenüber der mächtigen Mehrheit ver-
schwindend klein sind, möchte ich Sie um desto grössere
Aufmerksamkeit bitten.
Vom wirtschaftlichen Standpunkt aus verkennt meines Er-
achtens der Mehrheitsvorschlag zuerst die grosse Interde-
pendenz in der Wirtschaft. Diese Interdependenz geht so
weit, dass einige Gelehrte sogar meinen, ohne einkom-

menspolitische Eingriffe könne keine Konjunkturpolitik
zum Ziele führen. Ohne so weit gehen zu wollen - da ich
auch glaube, dass auf dem einkommenspolitischen Gebiet
Zurückhaltung geboten ist -, bin ich überzeugt, dass ein
konjunkturpolitisches Instrumentarium möglichst vollstän-
dig sein muss und keine Alternative von vornherein aus-
klammern soll.
Ferner scheint mir die Mehrheit sich zu täuschen, wenn
sie glaubt, durch die Ausklammerung der anderen Gebiete
die Gefahr von wettbewerbsverzerrenden Eingriffen aus
der Welt geschafft zu haben. Das verkennt, dass auch auf
den drei sogenannten klassischen Gebieten sehr tiefgrei-
fende und wettbewerbsverzerrende Interventionen durch-
aus möglich sind und dass umgekehrt auf den anderen
Gebieten, auch in der Einkommenspolitik, Eingriffe denk-
bar sind, die einer Erstarrung der Marktmechanismen ent-
gegenzutreten versuchen.
Die politischen Mängel des Mehrheitsvorschlages schei-
nen mir noch wichtiger zu sein.. Erstens verzichtet die
Mehrheit auf die vom Ständerat eingeführten Kautelen.
Dadurch wird auf konjunkturpolitischem Gebiet eine Pra-
xis geschaffen, die die Kompetenzen des Parlamentes un-
gebührlich einschränken könnte. Dies könnte später auch
den anderen Gebieten einen schlechten Dienst erweisen.
Bei einer künftigen Ausdehnung der Konjunkturpolitik auf
diese anderen Gebiete wäre es dann schwierig, heute
verlorengegangene Kautelen wiederzugewinnen.
Zweitens kann die Konzentrierung des konjunkturpoliti-
schen Instrumentariums auf die drei sogenannten klassi-
schen Gebiete zu einer einseitigen Verschärfung und Es-
kalation der Massnahmen führen und diese Gebiete in
Gefahr bringen, Freiwild für staatliche Eingriffe zu werden.
Drittens scheint mir die Mehrheitslösung dazu geeignet,
die psychologische Wirkung der konjunkturpolitischen
Uebung zu schwächen. Was für eine Glaubwürdigkeit wür-
de die ganze Uebung haben, wenn man von vorneherein
weiss, dass die wichtigsten Sozialpartner sich geeinigt
haben, um die ihnen am nächsten.liegenden Gebiete aus-
zuklammern? Es ist sogar zu befürchten, dass durch diese
Ausklammerung der tragende Gedanke der Inflationsbe-
kämpfung, nämlich der Solidaritätsgedanke, ausgehöhlt
wird. Nur der Solidaritätsgedanke kann so schmerzliche
Staatseingriffe rechtfertigen, und er wäre schwerwiegend
in Frage gestellt, wenn eine hinkende Konjunkturpolitik
einige Gebiete ohne überzeugende Begründung von An-
fang an ausklammern würde. Die Bedeutung dieser Män-
gel führt mich dazu, die Lösung des Ständerates vorzuzie-
hen. Meinen Minderheitsantrag, den ich in erster Linie
vertrete, versucht zudem, eine Brücke in Richtung der
welschen Minderheit zu schlagen und zugleich zu ermögli-
chen, dass sich jeweils zur Unterstützung eines möglichst
einheitlichen konjunkturpolitischen Programmes eine
Mehrheit bilde und Räte und Volk sich an der sowieso
problematischen Konjunkturpolitik am besten, somit in
voller Mitverantwortung, beteiligen.
Mit diesen Vorbehalten schliesse ich mich dem Eintreten
an.

Frau Uchtenhagen: Ich wollte eigentlich den guten Rat-
schlägen des Ratspräsidenten folgen und mich nicht zum
Eintreten äussern, da ja bereits sehr viel gesagt worden
ist. Ich fühle mich aber nun doch gedrängt, ein paar
grundsätzliche Bemerkungen zu machen, weil über einzel-
ne Begriffe doch ein ziemlicher Wirrwarr zu bestehen
scheint. Wir haben gewissermassen die ordnungspoliti-
sche Grundsatzfrage, ob wir bei dem zu schaffenden kon-
junkturpolitischen Instrumentarium uns auf die sogenann-
ten klassischen Interventionsbereiche zurückziehen oder
ob wir dabei auch direkte Eingriffe vorsehen wollen. Statt
sprachliche Erörterungen über das Wort «klassisch» vor-
zunehmen, können wir ja ganz einfach von «Globalsteue-
rungsmassnahmen» reden. Ueber diesen Begriff sollten wir
uns einig sein. Aber diese Einigkeit scheint nun sehr vor-
dergründig zu sein, wenn ich etwa daran denke, wie Kolle-
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ge Schlumpt - den ich sonst sehr schätze - zwar staatli-
che Interventionen ablehnt, aber dann trotzdem findet, un-
ter ordnungspolitischen Gesichtspunkten müssten auch
wieder direkte Eingriffe vorgesehen werden. Herr Schwar-
zenbach ging noch weiter. Er ist gegen jegliche staatliche
Intervention, möchte aber dann genau in dem Sektor, wo
man das nur mit sehr stark dirigistischen Massnahmen ma-
chen könnte, nämlich auf dem Arbeitsmarkt und bei den
Preisen, die Preise für Güter und für den Produktionsfak-
tor Arbeit durch den Staat festgesetzt wissen. Wie Sie das
vereinen können, weiss ich nicht. Kollege Schürmann, der
ja sicher ein guter Jurist ist, von dem ich annehmen
möchte - schon wegen seiner Zukunftspläne -, dass er
auch etwas von Wirtschaft versteht, sagt, dass er bei der
Festsetzung der Rahmendaten auch gewisse direkte Ein-
griffe vorsehen möchte. Entweder sind es direkte Eingriffe,
oder es handelt sich um die Abänderung von Rahmenda-
ten! Diese Begriffe sind in der Wirtschaftswissenschaft
ganz klar definiert. Mit direkten Eingriffen greift man in
das Wirtschaftsgeschehen, in die Entscheidungsbefugnisse
der privat Wirtschaftenden ein. Man setzt den Preismecha-
nismus ausser Kraft. Damit setzt man aber auch den
Steuerungsmechanismus ausser Kraft. Die Preise sind ja
nichts anderes als das Resultat von Angebot und Nachfra-
ge. Wenn Sie die Preise in den Griff bekommen wollen,
müssen Sie auch Angebot und Nachfrage in den Griff
bekommen. Deswegen ist es eine alte Erfahrungstatsache
- denken Sie an die Kriegswirtschaft zurück -, dass wir
die Preise letztlich nur kontrollieren können, wenn wir
immer mehr direkte Eingriffe durchführen und damit eben
zu einer ziemlich dirigistischen Wirtschaft kommen. An-
ders ist es einfach nicht möglich. Bei den Globalsteue-
rungsmassnahmen hat man sehr lange, vor allem von libe-
raler Seite, gesagt, auch das seien Staatseingriffe, die wir
ablehnen müssten. Heute geht niemand mehr so weit, ein-
fach aus den praktischen Erfahrungen, und zwar nicht nur
der letzten 20 Jahre, sondern aus der Praxis der ganzen
Geschichte der freien Wirtschaft. Wir haben ja, seitdem
wir die freie Wirtschaft kennen, nie Gleichgewicht gehabt
bei stabilen Preisen. Wir haben immer Arbeitslosigkeit
oder Inflation gehabt. Heute ist auch die Theorie so weit,
dass sie nicht annimmt, dass die Steuerungsmechanismen,
die in Teilbereichen sehr gut funktionieren, auch gesamt-
wirtschaftlich zu einem Gleichgewicht führen. Deswegen bin
ich sehr dafür, dass man den Preismechanismus überall
dort beibehält, wo er seine eigentliche Funktion hat, näm-
lich knappe Resourcen so zu verteilen, dass sie effizient
eingesetzt werden.. Das ist die Funktion des Preismecha-
nismus. Aber kann jemand heute noch annehmen, dass
diese Teilgleichgewichte auch dazu führen, dass wir ein
gesamtwirtschaftliches Gleichgewicht haben? Um das geht
es ja heute. Wir möchten eine Wirtschaft, die weder Ar-
beitslosigkeit noch ständig steigende Preise hat. Man soll-
te noch eine ausgeglichene Zahlungsbilanz und, wenn
möglich, ein gleichmässiges ständiges Wachstum haben.
Das garantiert die freie Wirtschaft nicht. Diejenigen, die
das immer noch annehmen, müssen wirklich die Augen
vor allen Tatsachen schliessen.
Nun arbeitet die Wirtschaft ja innerhalb von bestimmten
gegebenen Daten. Wenn einige von Ihnen nun glauben,
dass man auch diese Daten, wie etwa das Geldvolumen
oder die Finanzpolitik oder bei fixen Wechselkursen die
Wechselkurse, nicht beeinflussen soll, möchte ich nur fra-
gen: Wer macht denn das eigentlich? Also auch die Got-
tesgläubigsten unter Ihnen dürften nicht annehmen, dass
der liebe Gott sich um die Geldmenge in der Schweiz
kümmert oder darum, welcher Wechselkurs der richtige ist,
wenn wir fixe Wechselkurse haben. Mit anderen Worten:
Diese Rahmenbedingungen und Plandaten, innerhalb de-
rer die freie Wirtschaft funktioniert, müssen so oder so
festgesetzt werden. Um was es nun geht, ist eben, dass
wir diese Daten nach rationalen Gesichtspunkten festset-
zen, d. h. auf die Ziele einer möglichst ausgeglichenen
Wirtschaftsentwicklung ohne grosse konjunkturelle Aus-

schläge hin. Deswegen sollten wir nun diese Global-
steuerungsmassnahmen - wir sind das letzte Land, das
das tut - endlich einsetzen.
Nun wird mit einem leichten Lächeln von dieser heteroge-
nen Zusammensetzung der Mehrheit gesprochen, weil da
die Liberalen und die Linken eben zusammen sind. Darf
ich Sie darauf aufmerksam machen, was wir Sozialdemo-
kraten eigentlich wollen? Ich weiss schon, dass es vielen
sehr gut ins Konzept passen würde, wenn man uns verteu-
feln könnte als Planwirtschafter, Dirigisten, und ich weiss
nicht was. Wir sind aber Sozialdemokraten. Wir glauben
daran, dass man andere Prioritäten setzen, andere - mehr
gesellschaftliche und mehr soziale - Güter herstellen soll-
te. Wir glauben auch daran, dass die Lastenverteilung
anders sein sollte. Wir glauben daran, dass man die
Machtzusammenballungen in der Wirtschaft bekämpfen
sollte. Herr Schürmann, da wäre - als Präsident der Kar-
tellkommission - Ihr Hauptbetätigungsfeld, nämlich kartel-
listische Preispraktiken zu brechen und für ein besseres
Funktionieren des Preismechanismus zu sorgen. Im übri-
gen - das gebe ich ohne weiteres zu - sind wir für die
Ausschaltung des Preismechanismus dort, wo er gar nicht
funktionieren kann. Ich denke etwa an den Boden, den
Wohnungsmarkt usw. Das sind unsere gesellschafts- und
wirtschaftspolitischen Vorstellungen. Deswegen steht es
überhaupt nicht im Widerspruch, wenn wir den Preisme-
chanismus dort, wo er funktioniert, in den Teilmärkten,
aufrechterhalten, die Wirtschaft aber global steuern möch-
ten. Dass wir mit unseren anderen Prioritäten nicht weiter-
kommen, hängt damit zusammen, dass die bürgerliche
Mehrheit diese ja bestimmt.
Ich möchte Sie nun aber doch bitten, dass Sie sich, wenn
es darum geht, dieses Instrumentarium zu schaffen - ich
bin natürlich für Eintreten; wir brauchen ein konjunkturpo-
litisches Instrumentarium -, sehr genau überlegen, welche
Interventionsbereiche Sie dem Staat übergeben, und wo
wir nur in äussersten Notfällen eingreifen sollen. Es ist
ganz klar, dass, wenn die Wirtschaft uns entgleitet wie
1963/64 oder jetzt vor zwei Jahren, wir dann zu direkten
Eingriffen Zuflucht nehmen müssen; das ist uns allen klar.
Oder dass auch gewisse direkte Eingriffe, wie Kollege
Schmid-St. Gallen sie vorschlägt, unter ordnungspoliti-
schen Gesichtspunkten noch eher akzeptierbar sind. Wir
könnten mit Eingriffen im Baumarkt die global wirkenden
Kreditrestriktionen regional differenzieren. Dort haben sie
tatsächlich einen Sinn. Eingriffe im Einkommensbereich
- und dabei geht es ja letztlich um den Lohn - werden
nicht nur sehr teuer bezahlt werden müssen, weil es dirigi-
stische und strukturändernde Eingriffe sind, sondern weil
es dabei auch noch zu sozialen Spannungen kommen
wird, deren Preis letztlich sehr hoch sein könnte.
Ich bitte Sie also, mit diesen Massnahmen sehr zurückhal-
tend zu sein.

Weber-Altdorf, Berichterstatter: Gestern wurde in der Ein-
tretensdebatte der Begriff «klassisch» durch Herrn Auer zu
definieren versucht. Die Unsicherheit, die in der Debatte
spürbar zum Ausdruck kam, könnte man allerdings mit
einem klassischen Satz aus der klassischen Zeit von Hera-
klit umschreiben. Heraklit hat den Satz geprägt: «Panta
rhei.» Er meinte damit, dass das Ewigseiende ständig in
Bewegung ist.
Es herrscht heute eine weltweite Verunsicherung über die
Entwicklung und die Tendenzen auf den Märkten, die neu-
en Formen und Möglichkeiten spekulativen Denkens und
Handelns. Die bewährten Methoden verfehlen das Ziel, es
müssen neue Erkenntnisse gesucht und gefunden werden.
Die gestern und heute verspürte Unsicherheit und das
daraus fliessende Misstrauen dürfen in die Frage gekleidet
werden: Sind die theoretischen und wissenschaftlichen Er-
kenntnisse und Konzepte, die praktischen Erfahrungen aus
dem In- und Ausland sowie die Konzepte, die dem Verfas-
sungsartikel zugrundegelegt sind, für eine künftige Kon-
junkturpolitik als Daueraufgabe des Staates richtig und
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genügend? Es wurden in der Diskussion verschiedene
Theorien zitiert und interpretiert und Teilaspekte erläutert.
Auch unsere beiden Oekonomieprofessoren der Handels-
hochschule St. Gallen haben nicht das meiste zur Sicher-
heit beigetragen. Es wäre aber sicherlich falsch, wenn nun
ein jeder in diesem Rate eine eigene Nützlichkeitstheorie
aufstellen oder theoretisch bestimmte Aspekte aus dem
Zusammenhang reissen würde und damit eine Verunsiche-
rung verursachen würde. Es wäre auch falsch, immer wie-
der versuchen zu wollen, die Verantwortlichkeit von der
politischen Seite auf die ökonomische Seite, d. h. auf die
Expertenseite, abzuschieben, oder umgekehrt.
Diese Frage hat die Kommission auch ihren Experten un-
terbreitet, die sie bejaht haben: Ja, es ist möglich, mit den
drei klassischen Gebieten auszukommen. Auch die Kom-
mission für Konjunkturfragen, die dem Bundesrat für die
Konzeption zu einem eigenen Verfassungsartikel einen
Studienbericht ausgearbeitet hat, bejaht diese Frage in
ihrem Bericht. Wollen Sie nun da im Ernste selber Experte
sein? Oder welchen Experten wollen Sie folgen, wenn nicht
auch denen, auf die sich der Bundesrat abstützt?
Eine zweite Bemerkung möchte ich anbringen, weil in der
Debatte bei der Absteckung des Interventionsbereichs
einige Redner, insbesondere Herr Schürmann, zum Aus-
druck brachten, der Vorschlag der Kommissionsmehrheit
zu den Absätzen Ibis und Iter sei eine Konjunkturpolitik
auf einem Bein. Ich bestreite dies. In beiden Fällen sind
für eine Konjunkturpolitik alle Interventionsbereiche und
Massnahmen offen. Unterschiedlich ist lediglich der ge-
setzgeberische Weg.
Wenn gestern Herr Aubert den heiligen Paulus zitiert hat, so
sei daran erinnert, dass dieser Paulus früher Saulus hiess.
Er soll, nach der Legende, bekehrt worden sein. Nun erin-
nern wir uns alle an die Diskussion in diesem Rate im De-
zember 1972, als wir die fünf dringlichen Bundesbeschlüsse
beraten haben. Es waren nicht mindere als Herr Kollege
Schürmann, der damalige Kommissionspräsident, und Herr
Bundesrat Brugger, die mit Wortgewalt und Kunst den Rat
zu überzeugen versuchten, dass Preis- und Einkommens-
politik nicht beschlossen werden sollten. Auch hier könnte
man sagen: «Panta rhei.» Vielleicht erhält nun unter die-
sem Aspekt der Hinweis von Herrn Kollege Schürmann auf
die sonderbare Koalition rechts/links oder links/rechts
oder der Zwischenruf von Herrn Bundesrat Brugger, es
handle sich um eine unheilige Allianz, einen etwas ande-
ren Stellenwert. In der Debatte kam, im Gegensatz zu
früheren Diskussionen, allerdings klar zum Ausdruck, dass
die Konjunkturpolitik dringend und eine ordentliche Aufga-
be des Staates ist, und dass sie im Zusammenhang mit der
Wirtschaftsverfassung gesehen und umfassend in der Ver-
fassung abgestützt werden muss. Es wurde aber auch zum
Ausdruck gebracht, dass ein Verfassungsartikel noch kei-
ne Konjunkturpolitik ist. Die Stunde der Wahrheit für das
Parlament wird bei der Gesetzgebung kommen. Es wurde
vor allem auch darauf hingewiesen - und damit möchte
ich schliessen -, dass für eine Konjunkturpolitik das Zu-
sammenspiel aller Kräfte im Lande, nämlich der öffentli-
chen Hand wie der privaten Wirtschaft, aber auch des
einzelnen Bürgers, notwendig ist.

M. Mugny, rapporteur: Le débat qui vient de se dérouler
démontre clairement que le problème n'est pas facile à
résoudre.
En effet, l'inflation est une maladie de notre économie et
les médecins se penchent sur le malade sans être tou-
jours d'accord sur le diagnostic: toutes les discussions
tenues avec les experts en économie prouvent que les
théories actuelles ne sont pas encore définitives, ceci
d'autant plus que, si la maladie est connue, les causes,
fort diverses, le sont moins. Or il convient d'agir sur les
causes sans oublier que le pouvoir politique doit intervenir
dans un domaine extrêmement délicat.
En l'occurrence, il s'agit ici - comme l'a rappelé le prési-
dent - de l'article constitutionnel, et la question est de
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savoir quelles compétences nous allons accorder à la
Confédération. Au niveau de la loi, il conviendra de déter-
miner d'une manière plus précise les interventions possi-
bles de la Confédération dans la conjoncture. Le problème
à résoudre ressemble un peu à celui de la quadrature du
cercle: il se résume à trouver l'équilibre entre le plein
emploi d'une part et la stabilité des prix d'autre part. La
politique conjoncturelle s'emploie toujours à rechercher sa
voie entre ces deux exigences, hélas souvent contradic-
toires.
Le problème de la fonction des prix, soulevé tout à l'heure
par Mme Uchtenhagen, mériterait un plus ample déve-
loppement. Pour ma part, je doute que les prix soient
toujours le moyen d'équilibrer l'offre et la demande. Sou-
vent les prix sont fixés par les entreprises elles-mêmes,
sur la base de coûts et sur la base d'éléments qui leur
sont propres, par exemple en considération des inves-
tissements à faire, mais ils varient extrêmement peu et
leur mobilité est très faible par rapport à l'évolution de la
demande. Cela est démontré par l'exemple de différents
pays où, sous l'influence d'une politique conjoncturelle, un
certain chômage s'est installé et où les prix n'ont pas
baissé pour autant. M. Aubert a eu raison hier de rappeler
à cette tribune que nous ne devons pas nous attacher à
une théorie économique; les écoles économiques sont
nombreuses et elles évoluent encore; par conséquent, il
serait sage de réserver l'avenir le plus large possible au
niveau de l'article constitutionnel.
Je voudrais maintenant traiter de quelques points plus
précis. M. Bonnard a mis en doute l'efficacité des me-
sures à prendre. Je pense aussi que l'on peut se poser la
question de savoir si ces mesures seront toujours effi-
caces. Néanmoins, il faut être bien conscient du fait que
l'efficacité de ces mesures sera à peu près semblable,
qu'elles soient prises selon le nouvel article conjoncturel
ou selon l'article 896/s. La seule différence sera que, selon
le nouvel article, elles pourront être plus rapides et aussi
plus souples.
En ce qui concerne le contrôle de la Confédération sur les
cantons et les communes - M. Bonnard a également sou-
levé ce problème et je dois dire que nous le rejoignons
intégralement sur ce point-là - nous aurons, au cours de
la discussion de détail, à prendre des décisions en vue
d'éviter que la Confédération n'ait un pouvoir trop étendu
dans la gestion des cantons et des communes tandis
qu'elle-même n'est pas toujours assurée d'appliquer dans
ses affaires la même discipline.
M. Flubacher a rappelé qu'il ne fallait pas décourager les
investissements. Certes, mais il convient aussi, selon le
même critère, de songer à l'épargne. Car l'épargne est à la
source des investissements et il est notoire qu'en période
d'inflation, les épargnants ne voient plus d'intérêt à mettre
encore leur avoir au service de l'économie générale, à tra-
vers le système bancaire. Au contraire, les fondements
mêmes de l'épargne sont mis en cause. C'est pourquoi la
lutte contre l'inflation, dans la mesure où elle favorise
l'épargne, encourage aussi les investissements.
En conclusion, je souhaite personnellement que l'article
conjoncturel nous permette à l'avenir d'agir avec efficaci-
té, mais je voudrais rappeler encore un point essentiel:
c'est qu'il doit non seulement nous donner la possibilité
de lutter contre l'inflation mais également contre les
crises économiques et le chômage. Il ne faut jamais ou-
blier cette dimension du problème, elle est fondamentale
pour la conception môme de l'article conjoncturel.

Bundespräsident Brugger: Vorerst möchte ich Ihnen für
diese wertvolle Diskussion sowie dafür danken, dass Sie
offenbar grossmehrheitlich die Notwendigkeit eines kon-
junkturpolitischen Instrumentariums für die Eidgenossen-
schaft bejahen. Ich danke aber auch den Herren Kommis-
sionsreferenten für ihre substantiellen Ausführungen wie
der Kommission, die sich mit einem ausserordentlichen
Engagement dieses Geschäftes angenommen hat.
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Konjunkturpolitik ist auf der ganzen Welt etwas Schwieri-
ges, und sie ist noch schwieriger bei uns in der Schweiz.
Sie ist an sich schwierig, weil der Ablauf des Wirtschafts-
geschehens nur zum Teil rational begründet werden kann
und sich kaum in Gesetzesparagraphen oder im Computer
einfangen lässt. So ist beispielsweise das Verhalten der
Investoren in wesentlichem Masse auch von psychologi-
schen Momenten bestimmt. Ebenso schillernd und manch-
mal gänzlich unlogisch ist die Verhaltensweise der Konsu-
menten in bestimmten Situationen, wie dies Beispiele aus
jüngster Zeit belegen. Schliesslich ist es auch der Sinn
jeder wirtschaftlichen Tätigkeit, dass man in mikroökono-
mischer Weise vom Standpunkt seiner eigenen wirtschaft-
lichen Position oder derjenigen seines Unternehmens
aus versucht, einen möglichst grossen Ertrag zu erwirt-
schaften. Diese Gewinnmöglichkeiten des einzelnen, des
Unternehmens oder wirtschaftlicher Gruppen schaffen
automatisch eine gewisse egoistische Stellungnahme,
egoistische Reaktionen, bei denen die Ausrichtung auf das
Gesamtinteresse oder auf übergeordnete Ziele wohl nicht
die Regel, sondern eher die Ausnahme ist.
Ich sagte, es sei schwierig, in einem föderalistischen Staate
eine umfassende Konjunkturpolitik zu betreiben, da die Inter-
essen der untergeordneten Gebietskörperschaften häufig
nicht mit jenen des Gesamtstaates übereinstimmen und da
zudem die Probleme des Abbaus von Hoheitsrechten der
Kantone und der Gemeinden hineinspielen, Hoheitsrechte,
ohne die der Föderalismus aber nicht auskommen kann.
Nicht zuletzt wird eine wirksame Konjunkturpolitik in der
Schweiz wesentlich erschwert durch die auch von ver-
schiedenen Votanten erwähnte Abhängigkeit vom Ausland,
die ausserordentlich gross ist. Diese engen Aussenwirt-
schaftsbeziehungen, die für das Gedeihen unserer Wirt-
schaft von entscheidender Bedeutung sind, schränken na-
türlich unseren konjunkturpolitischen Aktionsradius zum
vornherein ein. Dazu kommt, dass wir gewissen Entwick-
lungen, hauptsächlich bezüglich der Preise, die sich vom
Ausland auf unsere Binnenwirtschaft übertragen, mehr
oder weniger machtlos ausgeliefert sind. Es handelt sich
um das Problem der importierten Inflation. Es scheint mir
deshalb, dass das Bild des Mobiles, wie es vom Herrn
Kommissionspräsidenten deutscher Zunge heraufbeschwo-
ren wurde, und wie es von Herrn Nationalrat Auer genüss-
lich ausgewalzt wurde, sehr gut ist. Sie sagten, man müsse
dieses Mobile am richtigen Ende, in der richtigen Richtung
und Stärke und dazu noch im richtigen Zeitpunkt anzupfen,
wenn man gute Konjunkturpolitik betrieben wolle. Ich
möchte nur sagen: Das Bild ist nicht vollständig aufge-
zeichnet, denn in Wirklichkeit ist die Aufgabe noch
schwieriger, deswegen noch schwieriger, weil nämlich die-
ses Mobile, das für unsere Wirtschaft steht, ständig in
Bewegung ist. Wir haben nicht etwas Statisches in Bewe-
gung zu setzen, sondern wir haben in etwas einzugreifen,
das selbst schon, nach eigenen Kräften und Gesetzen, in
Bewegung ist, und wir müssen dieser Bewegung eine neue
Richtung geben. Zudem hängt das Mobile am offenen Fen-
ster und ist allen Winden von aussen ausgesetzt. Es ist
also gewissermassen ein Mobile im Durchzug, auf das wir
hier einzuwirken haben.
Man kann sich angesichts dieser Schwierigkeiten natürlich
mit Recht die Frage stellen, ob sich die Schaffung eines
Konjunkturartikels überhaupt lohne, oder ob man nicht
ebensogut auf die bisherige pragmatische Art weiter Kon-
junkturpolitik betreiben soll. Man hat uns, mir besonders,
denn auch in durchaus wohlmeinender Art mehrmals den
Rat gegeben, auf diesen Konjunkturartikel überhaupt zu
verzichten. Beim heutigen Zustand könne man sich bei
mangelnden Erfolgen wenigstens auf die fehlenden Kom-
petenzen und die fehlenden Instrumente berufen, nachher
sei das nicht mehr möglich, d. h. die Verantwortung sei
dann um so grösser. So einfach ist das! Aber ich glaube,
diese Wahlfreiheit, die aus diesen guten Ratschlägen her-
vorgeht, besteht in Tat und Wahrheit gar nicht. Der moder-
ne Staat hat doch einfach die Aufgaben, die auf ihn zurol-

len, zu lösen, wenn er seiner Aufgabe gerecht werden will,
ganz gleichgültig, wie gross die Erfolgschancen sind.
Der Bundesrat fühlt sich daher, sowohl aus wirtschaftli-
chen wie auch aus politischen Gründen verpflichtet, den
unbefriedigenden bisherigen Weg der Konjunkturpolitik zu
verlassen. Wirtschaftlich geht es letztlich um die grund-
sätzliche Frage, ob unsere wettbewerbsorientierte Wirt-
schaftsordnung durch Bekämpfung der ihr wesensfremden
inflationären Verzerrungen erhalten oder ob sie durch un-
kontrolliertes Fortschreiten der Teuerung langsam aber
unaufhaltsam degeneriert werden soll. An dieser Alternati-
ve ändert auch die Tatsache nichts, dass ein gewisser Teil
der auslandbedingten Teuerung ausserhalb unserer Ein-
flussmöglichkeiten steht. Wesentliche Inflationsursachen
liegen heute und werden auch in Zukunft in entscheiden-
dem Masse im Inland liegen. Ich bin überzeugt, dass die
Lösung des Stabilitätsproblemes im Interesse nicht nur
der Gesamtwirtschaft, sondern auch der verschiedenen
Branchen und Regionen und auch im Interesse unseres
Staatsbürgers, unserer Mitmenschen liegt. Diese Infla-
tionsmentalität, die das Verhalten immer weiterer Bevölke-
rungs- und Wirtschaftskreise prägt, führt zur Flucht in die
Sachwerte mit allen ihren nachteiligen Folgen. Die anhal-
tende Inflation hemmt den marktwirtschaftlichen Len-
kungsmechanismus der Preise mehr und mehr - in dieser
Beziehung gehe ich mit Herrn Nationalrat Eibel durchaus
einig -, sie führt aber auch zu einer Verschlechterung des
gesamtwirtschaftlichen Produktivitätsfortschrittes und wird
schliesslich unsere internationale Konkurrenzfähigkeit be-
einträchtigen. Die anhaltende, hohe Teuerung verschärft
nachweisbar den wirtschaftlichen Konzentrationsprozess
und vergrössert das Wohlstandsgefälle zwischen einzelnen
Regionen und Branchen; es kommt aber auch zu indivi-
duellen Einkommens- und Vermögensumteilungen von
beängstigendem Ausmass, und solche verteilungspoliti-
schen Auswirkungen sind besonders gravierend, weil sie
soziale Folgen haben, wie sie heute in concreto die Unru-
hen in unserer Landwirtschaft, die diesen Inflationsgalopp
nicht mehr mitmachen kann, zeigen. Eine Situation, in der
man ohne Verdienst und Leistungen Gewinne machen
kann und ohne eigenes Versagen und Verschulden Verlu-
ste erleiden muss, kann niemals über längere Zeit ohne
Folgen andauern.
Die Inflation enthält nicht nur bereits den Keim für Krise
und Arbeitslosigkeit, sondern führt auch zu einer Ver-
schlechterung unseres sozialen und politischen Klimas.
Das Ende wird sein, dass ein Gefühl der Unstabilität, der
Unsicherheit aufkommt, ein Gefühl der Enttäuschung und
des Misstrauens, und zwar des Misstrauens gegen-
über den Behörden wie auch gegenüber der Wirtschaft,
der Industrie und ihren Exponenten. Unserer grundsätzlich
freiheitlichen Wirtschafts- und Staatsordnung erwächst so-
mit gerade von dieser Seite eine ernsthafte Gefahr. Dass
nun einmal die Wirtschaft im Mittelpunkt all dieser Span-
nungen steht, ist leicht verständlich. Sie ist heute der
Schlüsselbereich einer modernen Gesellschaft, und ihre
Gesundheit ist nicht nur die Voraussetzung für die Befrie-
digung aller materiellen Bedürfnisse, die ja auch nicht ge-
rade klein sind, wenn wir an unsere Sozialprogramme den-
ken, sondern sie ist auch der Prüfstein für die Möglichkei-
ten weiterer stabiler, gesellschaftlicher Entwicklung. Die
Wirtschaft ist in westlichen Industriegesellschaften von so
hervorragender Bedeutung, dass alles - und das sage ich
denen, die uns Interventionismus vorwerfen -, was In die-
sem Bereich für die Zukunft nicht bewältigt und gestaltet
werden kann, ganz einfach zurückgestaut wird und irgend-
wann und irgendwo einmal, meistens unter viel höheren
Kosten und mit einem Verlust an persönlicher und wirt-
schaftlicher Freiheit, den Durchbruch im politischen Be-
reich sucht. Damit stehen die Wirtschaft und die Wirt-
schaftspolitik unter einem unerhörten Verantwortungs-
druck, dem man meines Erachtens nur noch mit gesell-
schaftsbezogenen, allgemeinnützlichen Entscheidungen
begegnen kann.
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Damit kommen wir wohl zu einer der wichtigsten Fragen
unserer derzeitigen Wirtschaftspolitik überhaupt, zur Frage
nämlich, ob die Probleme, die nun einmal da sind und im
politischen Raum anstehen, in herkömmlicher Weise ein-
fach dem freien Spiel der Kräfte überlassen werden kön-
nen, mit dem Risiko selbstverständlich, dass sich diese
Probleme verstärken, dass sie politisch zu unberechenba-
ren und emotional geladenen Reaktionen führen. Oder soll
der Staat wirkungsvoller als bisher sich der Probleme
einer landesgerechten Wirtschaft annehmen, mit dem
Preis, den man dafür zu bezahlen hat, dass die Präsenz
dieses Staates in der privatwirtschaftlichen und persönli-
chen Sphäre eben grösser wird? Es besteht wohl kein
Zweifel, dass diese Präsenz des Staates in Zukunft eher
zunehmen wird. Daher sollte sich jeder in diesem Saale
mit der brennenden Frage auseinandersetzen, wie man
persönlich auf diese Entwicklung reagieren soll. Soll man
im Staat den Feind sehen, gegen den man zum Kampf
anzutreten hat, oder soll man sich dem zunehmenden
staatlichen Einfluss resignierend und frustriert einfach un-
terziehen? Weder das eine noch das andere dürfte für
unser Land das richtige sein. Aber dieses Problem be-
steht. Es ist vor allem auch aus meiner politischen Sicht
ein ausserordentlich bedrückendes Problem, ich gebe das
ohne weiteres zu. Ich glaube, es gibt für schweizerische
Verhältnisse nur eine Lösungsmöglichkeit, nämlich dass
sich der einzelne, die Wirtschaftsgruppen und der Staat
zu einer echten Partnerschaft zusammenfinden und versu-
chen, die einer modernen Industriegesellschaft gestellten
Probleme gemeinsam zu lösen. Mit Frontstellungen, mit
erhärteten Fronten, wo Dogma gegen Dogma steht, wer-
den wir nämlich nicht weiterkommen. Oder wollen Sie
auch bei uns eine Art «englische Krankheit» heraufbe-
schwören? Es kann sich nicht um ein Gegeneinander, son-
dern höchstens um ein Gegenüber handeln. Nur so ist es
möglich, den Rahmen zu schaffen, der notwendig ist für
die Freiheit des einzelnen, für die beste Entfaltung auch
unserer privatwirtschaftlichen Kräfte und für die Erhaltung
unseres schweizerischen Wohlstandes.

Diese kurzen Erwägungen sollten auch im Rahmen unse-
rer heutigen Beratung nicht vergessen werden. Wenn uns
dies nämlich nicht gelingt, wird uns die Rechnung ohne-
dies präsentiert werden - das sage ich wieder denjenigen,
die uns Interventionismus vorwerfen -, z. B. durch einen
Abbau des Wohlstandes. Nun sagen viele Leute, das
macht nichts. Es hat aber noch viele Menschen in dieser
Schweiz, die gar nicht unter dem exzessiven Wohlstand
leiden, sondern die noch etwas mehr brauchen könnten.
Die Rechnung kann uns aber auch präsentiert werden
durch sehr unangenehme Auswirkungen auf dem Gebiete
der Sozialpolitik, der Arbeitsmarktpolitik, der Steuerpolitik
usw. In dieser Beziehung teile ich durchaus die Auffassun-
gen von Herrn Nationalrat Hofmann. Diese Ueberlegungen
zeigen übrigens, wie unbedacht und leichtfertig das Wort
vom staatlichen Interventionismus wahllos gebraucht wird.
Staatlicher Interventionismus ist kein Ziel an sich, aber
wenn es nicht mehr anders geht, ein Mittel zur Erhaltung
einer vernünftigen, möglichst freiheitlichen Gesellschafts-
und Wirtschaftsordnung. Entschuldigen Sie, dass ich Ihnen
mein wirtschaftspolitisches Credo dargelegt habe, aber es
ist mir ein echtes Anliegen, das immer wieder aufzuzeigen.

Dass die Entwicklung auch andere Wege gehen könnte,
zeigen ausländische Beispiele zur Genüge. Auch Herr Na-
tionalrat Muret hatte ja die Liebenswürdigkeit, mit seinem
Antrag solche neuen Perspektiven aufzuzeigen. Er will, nö-
tigenfalls - wie er neckischerweise sagt - unter Einschrän-
kung der Handels- und Gewerbefreiheit, gewissermassen
den Uebergang zur Staatswirtschaft vorbereiten und teil-
weise auch gerade vollziehen. Sollten Sie allenfalls an
diesem Antrag Gefallen finden, so müsste ich Sie immer-
hin bitten, ihn nicht einfach so verschämt unter Arti-
kel 31quinquies zu placieren, sondern dann schon als Arti-
kel 2 der Bundesverfassung. Artikel 1 definiert ja den

geographischen Umfang der Eidgenossenschaft und Arti-
kel 2 den Zweck dieses Staates.
Auch aus parteipolitischer Sicht scheint mit der Weg klar
vorgezeichnet zu sein. Der Bundesrat erfüllt ja mit der
Vorlage dieses Konjunkturartikels nichts anderes als einen
Auftrag des Parlamentes. Damit wird nicht nur dem Postu-
lat Heil entsprochen, sondern ebensosehr einer von bei-
den Räten im Sommer 1971 angenommenen Motion Grü-
nig. Zudem wies der Bundesrat in seinen Richtlinien zur
Regierungspolitik auf die Notwendigkeit einer umfassen-
den eidgenössischen Konjunkturpolitik hin, was im Parla-
ment weder auf Widerstand stiess noch Kritik hervorrief.
Aber auch, wenn Sie mir den Hinweis gestatten, die Ver-
einbarung der Regierungsparteien und Fraktionen über die
Legislaturziele 1971 bis 1975 fordert eine verfassungsmäs-
sige Grundlage für eine eidgenössische Konjunkturpolitik,
und zwar in recht umfassender Weise. Ich empfehle Ihnen,
das wieder einmal nachzulesen. Diese klaren Forderungen
können sicher nicht mit einer grossen Alibiaktion oder
mit einem Rückzug von diesem Kampffelde abgegolten
werden.
Nicht zuletzt angesichts der Abstimmungsergebnisse
vom 2. Dezember letzten Jahres, die ich immerhin als ein
Bekenntnis des Schweizervolkes zu einer Stabilisierungs-
politik interpretiere, wäre es meines Erachtens verantwor-
tungslos, dem Souverän einen Aufbruch zu neuen Ufern
vorzutäuschen, während im Grunde genommen doch alles
beim alten bliebe. Wenn man jetzt auf diese Weise vom
Abbau der Volksrechte spricht, die im Zusammenhang mit
diesem Konjunkturartikel vor sich gehen sollen, dann
möchte ich sagen: Ich glaube, dass unser Volk bereit ist,
dem Parlament und dem Bundesrat die notwendigen Kom-
petenzen zu geben, sofern es uns gelingt, eine klare Poli-
tik zu formulieren, und wenn das Volk den Willen zum
Handeln verspürt. Das Volk will in der heutigen Situation
kein Lavieren, sondern es will, dass seine Behörden Ver-
antwortung übernehmen; es will, dass geführt wird! Es
geht letzten Endes ja schliesslich auch um die Leitungsfä-
higkeit unserer Demokratie, und ich darf nochmals sagen
- Herr Präsident, Sie haben das auch angetönt -, der
Demokratie, die sich vor allem in schwierigen Situationen
zu bewähren hat. Es geht aber auch um die Glaubwürdig-
keit von Regierungs- und Parteiprogramm.
Nun kommt man mit dem Artikel 89bis und sagt, man kön-
ne mit diesem Artikel 89bis ja alles tun, so wie man es in
der Vergangenheit auch getan habe. Diese Renaissance
von Artikel 89bis ist für mich äusserst merkwürdig, und sie
erfüllt mich mit grösstem Misstrauen. Jetzt hat man zehn
Jahre lang, seit dem Jahre 1964, dem Bundesrat und auch,
von der Wirtschaft her, dem Parlament den Vorwurf ge-
macht, dass man mit diesem Notrecht «wurstle». Dieser
Ausdruck ist viel vorgekommen. Es sei jetzt einmal not-
wendig, eine verfassungsmässige Grundlage zu schaffen.
Nun kommt man auf einmal wieder mit dieser Notrechts-
basis und glaubt, das sei die Lösung des Problems. Kann
man denn immer hüst und hott fahren, wenn man als
Politiker glaubwürdig bleiben will?
Von der Sache her ist dieser Artikel 89bis ausserordentlich
problematisch. Die Erfahrungen der letzten Jahre haben
dies gezeigt, denn wir können ihn erst beim Vorliegen
einer besonderen Dringlichkeit anwenden und nicht vor-
her, das heisst mit anderen Worten: erst dann, wenn das
Haus brennt. Das heisst aus konjunkturpolitischer Sicht:
zu spät! Um dann doch noch eine gewisse Wirkung zu
erzielen, sind entsprechend drakonischere, stärkere Ein-
griffe in den Wirtschaftsablauf notwendig, die, wie die Er-
fahrung zeigt, jeweils auch entsprechend weh tun. Zu
diesem ökonomischen Nachteil der Notrechtsbeschlüsse
gesellt sich noch deren staatsrechtliche Fragwürdigkeit.
Artikel 89bis der Bundesverfassung ist nämlich für Ausnah-
mefälle und nicht für den Normalfall konzipiert, und er
kann niemals die Grundlage sein für die staatliche Aktivi-
tät in einem so wesentlichen Bereich unserer Wirtschafts-
politik, wie ihn eben die Konjunkturpolitik darstellt.
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